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Mittelamerika 

Naeh der Grenada·lnvasion der USA steht 
Mi ttelameri ka am Rande eines Regional­
krieges. Nikaragua und EI Salvador schei­
nen am meisten invasionsgefahrdel. 
Roger Burbach, Fidel Castro, Mariana 
Rodriguez, die Kissinger-Kommission u.a. 
verdeull ichtn das Für und Wider der Rea­
gan 'sehtn Kriegspläne. 

Angola/Namibia 

Zur jahreswende unternahm Südafrikas 
Rassistenarmee von Namibia aus dntn er­
neUltn Kriegszug in Südangola. Die Ag­
gression hat nicht nur das Zid, die Volks­
republik Angola zu destabilisieren. Sie 
zidt auch auf die Zerschlagung der namibi­
sehen BdrdungsbewegungSWAPO. 
Prcloria und Washington wollen so die 
überfallige Unabhängigkeit i\amibias auf 
die lange Bank schkben. Und Bonn 
schitbt mit, wie SWAPO-Führer Tjongare­
ro in unserem Exelusiv-Interview erläu­
tert. 

Iran 

Vor genau 5 j ahren stürzte eine Volksrevo­
lution das iranische Schah-Regimt, Unter 
islamischen Vorzeichen wurden seither 
einschneidende Veränderungen angekün­
digt, in Ansätzen erMfnet - und dann in 
Schlüsselbereiehen wieder zurüc kgenom­
men. So etwa mit der Rückbesinnung auf 
die "freie Unternehmerwirtschaft". 
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Aktueller Kommentar: Bonn geht zur Sache 

In der kurzen Zeitspanne zwischen Hel­
mUI Kohls Nahost-Visite vom Oktober 
1983 (Saudi Arabien, Agypten und JOT­
danien) und seinem Besuch in Israel voll· 
zog die Bundesregierungeinschneidende 
Veränderungen in ihrer Außenpolitik. 
Mit ihrer endgültigen Zustimmung zur 
Stationierung atomarer US-Mittelstrek­
kenraketen (Pershing 11 und eTuise Mis­
siles) im November 1983 machte sie die 
ßundesrepubJik zum Vorposten der 
Erstschlagspläne des Pentagon. In den 
explosivsten Krisenregionen Naher und 
Mittlerer Osten, Miltc:1amerika und u.E. 
Südliches Afrika sprang die Regierung 
Kohl /Genscher auf Reagans Interven­
tionszug auf. 
Außerdem verkündete der Minister rur 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, jürgcn 
Wamke, Akzentverschiebungen in der 
Entwicklungspolitik. Neben ihrer Kür­
zung um 6% im Jahr 1984 soll die Bon· 
ner Entwicklungshilfe stärker an der 
Sicherheits- bzw. Außenpolitik und an 
den Interessen der notleidenden bundes­
deutschen Konzerne ausgerichtet wcr­
den. 
Eine dieser Kurskorrekturen überschat­
tete den Israel-Besuch des Bundeskanz­
lers vom 24.-29. Januar d.J. Mehr noch 
als das Beharren Kohls auf einem 
"Selbstbestimmungsrecht" der Palästi­
nenser neben Israel (Standardforderung 
der EG ) war der Bonner Einstieg ins 
große Rüstungsgeschäft mit Saudi Ara­
bien rur die Regierung ShamiT Stein des 
Anstoßes. 
Die Regierung Kohl fGenscher riß in 
der Tat die Schranken rur Rü­
stungslieferungen in die Krisenregion 
Naher und Mittlerer Osten (damit in die 
Dritte Welt insgesamt) nieder. Kaum 
sind saudisch-westdeutsche Experten­
verhandlungen über das Kampfflugzeug 
"Tornado", den Panzerabwehr­
Hubschrauber PAH I, den Schützenpan­
zer "Marder", den flak-Panzer "Ge­
pard", elektronische Luflabwehrsyste­
me u.a.m. angelaufen, fordert die Rü­
stungslobby von Bonn den Widerruf des 
"moralischen Embargos" rur Seewaffen. 
"Leopard II"-Produzent Rheinmetall 
beispielsweise möchte eine 102-mm­
Kanone ins Kriegsgebiet verkaufen - zur 
Abwechslung mal nach Israel. 
Noch folgenschwerer ist die formelle 
Verpflichtung Kohls gegenüber dem 
saudischen Königshaus vom Oktober 
1983, sich staatlicherseits erstmals im 
'J Vertddigungsbereich" eines Regimes 
außerhalb des NATO-Bereichs zu enga­
gieren. Damit nicht genug. steht die Bon· 
ner Rechtskoalition unterdessen mit ei­
nem Bein inmitten des libanesischen 
Dauerkriegs. 

Im Haushaltsplan 1984 ist dieser Ein­
stieg mit 7 Mio DM ausgewiesen, und 
zwar im Titel 68626 des Einzelplans rur 
den Bereich des Außenministeriums. 
Die Verwendung laul(·t auf "logistische 
Unterstützung der internationalen 
Streitkräfte (MN F) im Libanon, sowie 
Beratung der libanesischen Regierung 
beim Aufbau einer Grenzschutztruppe". 
Dabei geht es offenbar nicht nur um die 
Anlieferung von Transportfahrzeugen 
o.ä., sondern wohl auch um bundesdeut­
sche Militärberater vor Ort. 
Auf Protest der Grünen und SPD im 
Haushaltsausschuß des Bundestages hin 
wurde der Libanon-Finanzposten zwar 
vorläufig solange gesperrt. bis Staatsmi· 
nister !\Iöllemann (FDP) konkrete Nach­
weise ihrer Verwendung erbringt. 

Ein Bein im Libanonkrieg 

Damit ist freilich die Bereitschaft der 
Bonner Regierungskoalition, sich direkt 
am US-Interventionismus im Libanon­
und Nahostkonflikt zu beteiligen, kei­
neswegs vom Tisch. 
Alois Mertes (CDU), Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, hat anläßlich der 
Israelvisite Kohls das bundesdeutsche 
Engagement als "Ergänzung der Nahost­
Politik unserer amerikanischen F'reun­
de" verteidigt. Die Bundesregierung un­
terstütze die Reagan-Initiative vom Sep. 
temQer 1982. Sie betrachte die Libanon­
frage mittlerweile als "Bestandteil des 
Nahost-Konfliktes". Und sie stelle sich 
.,der gemeinsamen Verantwortung des 
Westens" in einer Region, die "gegen· 
wärtig die explosivste der Welt ist" und 
in der "auch vitale Interessen Deutsch­
lands und Europas auf dem .Spiel ste­
hen". 

Wohl nicht zufallig ließ Mertes einige 
neue Verantwortlichkeiten der Regie­
rung Kohl /Genscher im Rahmen der 
NATO-"Lastenteilung" unerwähnt. 
Mit Beginn der Stationierung der Per­
shing 11 und Cruise ~issiles auf bundes­
deutschem bzw. westeuropäischem Bo­
den wird sie mitverantwortlich rur die 
Bedrohung nicht nur der Sowjetunion. 
sondern auch afroasiatischer Zielorte. 
\'on Algerien über Saudi Arabien bis hin 
zum Iran. 
Für Kriegseinsätze der US-Eingreiftrup­
pe rund um die Olregion am Golf hat die 
Bundesrepublik die Aufgabe der "strate­
gischen Drehscheibe" (Transport-, Muni· 
tionshilfen. Truppenve.rstärkungen 
usw.) übernommen. Und die gültige USo 
Kriegfllhrungsdo klrin "Air Land 
Battle", die Angriffe unter ,. frühzeiti­
gern" Einsatz von konventionellen, ehe· 

mischen undfoder atomaren Waffen ge­
rade auch in der Olregion vorsieht (siehe 
AlB 11-12/1983, I und 3/1984), hat 
Bonn bislang als einziger NATO-Partner 
Washingtons mitunterschrieben. 
Zur "Lastenteilung" innerhalb der 
NATO gehört schließlich die Bonner 
Vergabe von Wirtschafts- und Militär­
hilfe gerade an strategische Sch lüssellän­
der wie Israel Uährlich 140 Mio DM),die 
Türkei (430 Mio DM), Pakistan, Ägypten 
oder Oman (geforderter BRD-Anteil 
I Mrd DM flir Militäranlagen der US-Ein­
greif truppe). 
Eine ähnliche Ankoppelung an den Kon· 
frontationskurs der Reagan.Administra­
tion vollruhrte die Bundesregierung im 
Anschluß an die Grenada·lnvasion im 
Krisenzentrum Mittelamerika. 
Während f.J. Strauß Ende Dezember 
1983 auf Grenada dem US-Marionetten­
regime Wirtschaftshilfe der BRD und EG 
in Aussicht stellte, vermgte sein Partei­
freund Wamke die Sperrung der rur 
Nikaragua längst bewilligten 40 1\1io DM 
Entwicklungshilfe solange, "bis Nikara­
gua die F'riedensinitiativen der Conta­
dora-Gruppe auch mit Taten und nicht 
nur verbal unterstützt". 
GleiChzeitig stellte Bonn dem salvadoria­
nischen Völkermordregime 23 Mio DM 
Wirtschaftshilfe bereit und entsandte, 
nach einer Unterbrechung von 4Jahren, 
wiederum einen Botschafter nach San 
Salvador. Denn - so Entwicklungsmini­
ster Warnke - "anders als in EI Salvador 
geht von Nikaragua eine destabilisieren· 
de Wirkung auf die mittelamerikanische 
Region aus. von Nikaragua aus wird 
Ideologie. beispielsweise nach Kostarika, 
exportiert." 
Dies muß wohl auch der Grund darur 
gewesen sein, daß die Bundesregierung 
den USA beim heim liehen Aufmarsch im 
widerspenstigen Kostarika unter die 
Arme greifen will. ~Ht einem Besuch in 
San Jose bahnte AußenminiSter Gen­
scher die Entsendung von Bundesgrenz­
schützern ("Sicherheitsberater") an. 

Wolfram Brönner 
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Mittelamerika 

Nico Biver 

Hat der Frieden noch eine Chance? 

Zwei Ereignisse werden möglicherweise 
den 11. Januar d.]. zu einem histori­
schen Tag machen. . 
Am Morgen dieses Tages fkl der erste 
US·Soldat in Nikaragua. Oberstabsfeld­
webe! Jdfrey Schwab war mit seinem 
Hubschrauber, der keine Hoheitszeichen 
trug, tief in nikaraguanischen Luftraum 
eingedrungen. Nachdem in den drei Ta­
gen davor 17 Flugzeuge unbeschadet die 
nikaraguanischen Grenzen verletzt hat­
ten, gelang es der sandinist ischen Armee 
diesmal den Eindringling abzuschießen. 
Daß es anschließend nicht zu einem An­
griff der US·Armee kam, lag vor allem 

. daran, daß zum gleichen Zeitpunkt 
Henry Kissinger dem US-Präsidenten 
den Bericht der Mittelamerika-Kommis-
5ion übergab (siehe Kasten). Das zum 
großen Teil aus rechten Republikanern 
und Demokraten zusammengesetzte 
Gremium war im Sommer 1983 von 
Ronald Reagan gegründet worden, als 
die Beunruhigung der US·Offentlichkeit 
über die Entsendung von Truppen nach 
Honduras sehr groß war. 
Die Ergebnisse der flinfmonatigen Arbeit 
der Kommission bestätigen, daß bcab· 
sichtigt war, unter dem Mantel der Uno 
parteilichkeit eine breite Unterstützung 
ftir Reagans Mittelamerikapolitik zu er· 
reichen. 
Wie Reagan macht die Kommission 
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Kuba und die Sowjet union ftir die Krise 
in der Region verantwortlich .. Gegen die 
dadurch erwachsene Bedrohung der 
Sicherheit der USA sollten militärische 
Maßnahmen durch dic USA und die 
Länder der Region als letztes Mittel ein· 
gesetzt werden. 
Folgerichtig befürwortet die Kommis­
sion die weitere Unterstützung der ,.Con· 
tras" durch den CIA, eine Verdrei­
fachung der Militärhilfe ftir EI Salvador 
entsprechend den Plänen des Pentagun 
und die Gewährung von Militärhilfe an 
Guatemala und Kostarika. Die westeuro· 
päisehen Staaten sollen durch eine Betei· 
ligung an einem 24 Mrd Dollar Wirt· 
schaftsprogramm rur Reagans Mittel­
amerikapolitik eingespannt werden. 
Durch Bedingungen wie die Zugehörig. 
keit zu einem MiJitärpakt und die Beach· 
tung der .,individuclkn und wirtschaft· 
lich<:n Freihdten" soll Nikaragua vom 
Hilfsprogramm ausg<:schloss<:n w<:rd<:n. 
Hingegen beabsichtigt man, Kostarika 
und !'anama in den im Oktober 1983 
wiederbelebten Mittdamerikanischen 
Verteidigungsrat (CONDECA) zu zwin· 
gen. 
Die erhoffte allseitige Zustimmung zu 
dem Bericht in den USA bli('b jedoch 
aus. Vor allem Vertreter der Demokrati· 
sehen Partd lehnten den Plan ab. 
Michael Barnes, Vorsitzender des Unter-

ausschusses des Repräsentantenhauses 
fUr Lateinamerika bedauerte, daß "der 
lIauptvorstoß dieses Berichts darin be· 
steht, militärische Lösungen zu empfeh. 
len und die Machbarkeit politischer 
Lösungen zu bestreiten".l "Die Demo· 
kratisehe Partei will einen Friedensplan 
rur Mittelamerika, nicht einen Kriegs· 
plan,"2 

Die US·Verbündeten in Mitte1amerika, 
darunter EI Sa1vador, Kostarika und die 
"Contras" in Honduras, begrüßten den 
Bericht. Auf harte Kritik stieß der Be­
richt nicht nur bei der nikaraguanischen 
Regierung, die das Dokument als "in· 
konsistent" und "gefahrlieh" bezeich· 
nete,3 und bei der salvadorianisehen Be­
freiungsbewegung, sondern auch bei der 
katholischen Kirche EI Salvadors. 
Kubas stellvertretender Außenminister 
Ricardo Alarcon erklärte, daß der Kissin· 
ger·Hericht nicht nur die Politik Reagans 
gegenüber Mitte1amerika stärke, sondern 
auch die Friedcnsvorschläge der Conta· 
dora-Gruppe durchkreuze. 4 

Drei Tage vor der Veröffentlichung dcs 
Kissingcr.Bcrichts am 8. Januar dJ. hat· 
tcn dic fUnf mitte1amcrikanischen Staa· 
ten NikaJ'agua. Kostarika, EI Salvador, 
Honduras und Guatcmala einem neucn 
Friedensvorschlag der Contadora· 
Gruppe zugestimmt. Er cnthält Bcstim· 
mungen, die die Verwirklichung dt's 
21.Punkle-Friedensplans, dem die mit· 
telamerikanischen Staaten am 10. Sep. 



tember 1983 zugestimmt hatten, vor­
bereiten sollen (vgl. AlB 11.12/1983, S. 

8-10 und 9/1983, S. 4-7). 

Dieser Friedensplan sieht u.a. vor, alle 
ausländischen Militärberater aus Mittel· 
amerika abzuziehen, die Waffenlieferun· 
gen und die Unterstützung von opposi­
tionellen Gruppen in der Region einzu· 
stellen und alle ausländischen Militär· 
basen zu verbieten. 
Obwohl selbSl die USA diesem Plan zu­

gestimmt hatten, wurden auch diesmal 
keine konkreten Schrille zu seiner Um­
setzung beschlossen. Den Vorschlag der 
Contadora-Gruppe, ab dem 29.2.1984 
alle Waffenlieferungen in die Region ein­
zustellen, bemrwortete lediglich Nikara­

gua. 

Contadora in der Sackgasse 

Die USA kommen nicht umhin diesen 
Forderungen verbal zuzustimmen, da sie 
u.a. auf den offiziellen Krisenerklärun· 
gen Washingtons fUrdie Region beruhen. 
Danach sind Nikaragua und die salvado­
rianische Nationale Befreiungsfront 
Farabundo Marti (FMLN) zu einer Be· 
drohung der USA geworden, weil sie von 
Kuba und der Sowjetunion militärisch 
unterstützt werden. Folgte man der 
Logik dieser Argumentation, so müßte 
die Verwirklichung der Vorschläge der 

Contadora·Gruppe zu einer Niederlage 
der Befreiungsbewegung in EI Salvador 
und zu einem UmslurL in Nikaragua 

nIhren. 
In Wirklichkeit ist jedoch genau das Ge­
genteil der Fall. Die Beendigung der Uno 
terstützung Washingtons nIr die salvado­
rianische Diktatur und die "Contras" 
würde zum Sieg der FML~ und zur Sta­
bilisierung Nikaraguas ruhren. Aus die­
sem Grunde mußte die US·Administra· 
tion alle Zugeständnisse Nikaraguas mit 
m:uen Forderungen beantworten, um 
eine friedliche Lösung unmöglich zu 
machen und Nikaragua zur Verwässe· 
rung der Revolution zu zwingen. 
Anfangs hatlt,n die USA ihre Unterstüt· 
zung für die "Contras" mit Waffenliefe­
rungen Nikaraguas an die FMLN be­
grUndel. Als Nikaragua sich bereit er· 
klärte, mit den USA daTÜbcr zu verhan­
deln, forderte die Reagan-Administra· 
tion multilaterale Verhandlungen. Am 
19. Juli 1983 stimmte Nikaraguas Regie· 
rungskoordinator Danicl Ortega dem zu, 
"damit die Entschuldigungen aufhö­
ren". 

Daraufhin verwiesen die USA auf das 
Problem der OberpTÜfbarkcit möglicher 
Verträge. Am 20. Oktober 1983 legte die 
nikaraguanisehc Regio:rung drei Ver­
tragscntwürfe für eine Regelung der sal· 
vadorianischen Krise und rur Friedens· 
verträge mit den USA und l londuras vor, 
die auf dem 21 -Punklc-I'lan basieren. Sie 

Der Kissinger-Reporl: 

Spiegelbild der Ansichten Reagans 

Am 11. JanuardJ. übergab Henry Ki5Singer, 
der Vorsitzende der 12köpfigen US·Minel­
amerika-Kommission, Ronald Reagan einen 
152 Seiten starken Bericht mit Empfehlun­
gen rur eine "langfristige Mittelamerika· 
Politik" der Washingtoner Administration. 
Der US·Präsident, der die Kommission am 
19. Juli 1983 gebildet haue (siehe AlB 
9fI983, S. 4-7), erklärte anschließend, daß 
dringend nach Lösungen gesucht werden 
mune "wie sie in dem ßericht vorgezeichnet 
sind". 

Die Befriedigung Reagans über den Bericht 
ist vor allem dadurch bedingt, daß sie seiner 
Mittebmerikapolitik weitgehend zustimmt. 
Zwar erkennt der Bericht an, daß der Kon· 
flikt in Mittelamerika sozialökonomische 
Ursachen hat, doch ~i es "die Intervention 
von außen, die dem Konflikt seincn gegen­
wärtigen Charakter gibt". "Als Folge der 
sowjetisehen und kubanischen Intervention 
ist jetzt die SicherheIt der Vereinigten Staa­
ten gef"hrdct. Unsere Glaubwürdigkeit ist 
weltweit in Frag<: geSlellt. ~r Sieg von 
feindliehen Kräften ... würde als Zeichen der 
Machtlosigkeit der USA gesehen." Die kuba· 
ni.sch·rowjetisehe EKpansion könne den 
Panama-Kanal bedrohen und die USA zu 
Vt:rteidigungsmaßnahmen an ihrer Süd· 
grenze zwingen, die das globale Gleichge­
wicht verändern würden. 

Um dieser Gefahr vorzubeugen, schlägt die 
Kommission ein umfangreiches wirtschaft· 
liches und militärisches !-{ilfsprogramm rur 
die Region vOr. Allein für 1984 sollen zu den 
bereits vorge5ehenen 477 Mio Dollar Wirt­
schaftshilfe ""eitere 400 Mio Dollar hinzu· 
kommen. Für die folgenden 5 Jahre sind 
weitere 8 Mrd Dollar für alle Länder der Re· 
gion vorgesehen. Unter Beteiligung interna­
tionaler Finanzorganisationen und der ande· 
ren Westmächte soll die Gesamtsumme bis 
1990 in§ge:;amt 24 Mrd Dollar erreichen. 
Ein Vi~rtel dieser ~'inanzmittd soll über eint 

noch zu griindende Mittelamerikanische Ent­
wicklungsorgani:;ation (CADO) \'erteilt wer· 
den. Unter Vorsitz der USA sollen ihr alle 
sieben miuelamerikanischen Staaten ange· 
hören, sofern sie Mitglied eines Militärpaktcs 
(CONDECA!) sind. 
Auf militärischer Ebene wurde eine erheb· 
liehe Steigerung der Militärhilfe an EI Salva· 
dor, Honduras und Guatemala vorge.schla· 
gen. Um die Polizeitruppe Koslarikasaufzu· 
rüsten, soll das bisherige Verbot der Unter· 
stützung für ausländische Polizeleinheiten 
aufgehoben werden. 
Ein militärisches Eingreifen durch die USA 
wird als letztes Mittel betrachtet, wenn die 
Sicherheit der USA bedroht ist. 
Für die Lösung des Konflikts in EI Sal~ador 
fordert die Kommission eine Erhöhung der 
bereits gewahrten Militärhilfe fur 1984 von 
64,8 Mio Dollar Um weitere 140 Mio. Für 
1985 sollen 200 Mio Dollar bewilligt wer­
den. Die Kommission wendet sich gegen eine 
Verhandlungslösung, da. eine Machtteilung 
mit der Opposition du "Vorspiel für eine 
Machtübernahme durch die Aufständi· 
$Chen" wäre. 
Die Kommission fordert zwar, daß die Mili· 
tärhilfe nur bei "erwiesenen Fonschriuen" 
bei der Einhaltung der Menschenrechte ge· 
währt werden soll, doch stellt sie gleiChzeitig 
fest, daß eine gering<:re Hilfe zu vermehrten 
Memchenrechtwerletzungen fUhren würde. 
H. Kissinger fordert in einem Minderheits· 
votum, man solle die Menschenrechukbusel 
nichl 10 rigide handhaben, daß sie ,,:weinem 
marxistisch-leniniJtischen Sieg in EI Salva· 
dorführt". 
Im Falle Nikaraguas ""ird eine weitere Unter­
stützung der "Contras" befürwortet, denn 
sie seien einer der "Anreize, die zugunsten 
einer Verhandlungslösung arbeiten". Die 
vorgeschbgene Wirt$Chaftshilfe rur Nikara­
gua setze eine ~mokratisierung und Refor­
men sowie die Verringerung der Abhängig­
keit von Kuba und der Sowjctunion voraus. 
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erklärte sich bereit, die Einhaltung der 
Verträge durch die Contadora-Gruppe 
überprüfen zu lassen. 
Daß sie nicht zu einer friedlichen Lösung 
bereit sind, bewiesen die USA erneut, 
indem sie anschließend innere Verände­
rungen in Nikaragua forderten. Dazu ge­
hörten die Abhaltung von Wahlen, Ga­
rantien rur die Unternehmer. die Kirche 
und die Oppositio nspresse sowie Ver­
handlungen mit den "Contras" wie sie 
auch von der inneren Opposition ver­
langt werden. 
Dieses Ansinnen beantwortete Daniel 
Ortega mit der Bemerkung: "Wir wollen 
mit dem Hundehalter und nicht mit dem 
Hund verhandeln. "5 
Der sandinistischen Regierung gelang es 
jedoch, der Reagan·Administration und 
der inneren Opposition Wind aus den 
Segeln zu ' nehmen. Anfang Dezember 
1983 gab sie konkrete Pläne rur die 
Durchruhrung der Wahlen im jahr 1985 
bekannt, die die Sandinistas bereits am 
23. August 1980 angekündigt hatten. 
Am 21. Februar dJ. , dem 50. Todestag 
Augusto C. Sandinos, wird die Regierung 
das Datum der Wahlen benennen, die zur 
Wahl eines Präsidenten, eines Vizepräsi­
denten und e ines 90köpfige n Parlaments 
fUhren sollen. Für die Miskitos und 
"Cont raS" (ausgenommen ihre Führer) 
wurde eine Amnestie verkündet und 
ihnen gestattet , an den Wahlen teilzu­
nehm en. 

RevoJu tion nich t zu verhandeln 

Ein Parteiengesetz, das alle I'arteien mit 
Ausnahme derjenigen, die zum Somo­
zism us zurückkehren wollen, zu den 
Wahlen zuläßt, war bereits am 17. 
August 1983 verabschiedet worden. 
Para llel zu diesen Maßnahmen wurde die 
Pressezensur teilweise aufgehoben und 
Gespräche mit Kirchenruhrern aufge­
nommen. Daniel Ortega erklärte vor dem 
Staatsrat, daß diese 1\laßnahmen nur 
möglich waren d urch die Stärke der san· 
dinistischen Revolution. Er verwies da­
bei auf die Enucheidung der Regierung 
vom 19. j uli 1983, "alle Waffen an das 
Volk zu verteilen". 6 
Doch diese Schritte konnten di e Reagan­
Administration ebensowenig erweichen 
wi e der zeitweise Abzug von 2.000 kuba­
nischen EntwicklungsheIrern oder die 
Verlegung der FM LN-Vertretung nach 
Mexiko. " Ich denke, sie können mehr 
tun, als sie bisher getan haben", kom­
mentierte Ronald Reagan die nikaragua­
nische Komprom ißbereiuchaft. 7 
Diese Antwort werden die Sandin istas 
solange zu hören bekommen, wie sie 
nicht bereit sind, die Prinzipien der Re· 
volution auh:ugeben. Daß das nicht in 
Frage kommt, haben sie wiederholt be­
tont: "Wir sind gew illt, über alles zu ver-
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handeln, was verhandelbar is t", so 
Innenminister Tomas Borge, "wir wer­
den jedoch nie über eine Rückkehr zur 
Vergangenheit verhandeln. Die Revolu­
tion, das Recht frei zu sein und das Prin­
zip der Souveränität stehen nicht zur 
Diskussion, sondern werden vielmehr 
mit der Waffe in der Handverteidigt."8 
Die Verhandlungen haben bisher, anstatt 
die Sandinistas zu grundsätzlichen Kon­
zessionen zu zwingen - wie es die USA 
beabsichtigen -, eher zu einer Fest igung 
des internatio nalen Ansehens der nikara­
guanischen Revolution geruhrt. Trotz 
der US-Boy kottpolitik, der sich mittler­
weile die Bundesregierung angeschlossen 
hat (siehe Aktueller Kommentar), er­
hielt ~ikaragua 1983 über 500 Mio 001-
laran Krediten. 
Da die USA die Umsetzung der Vorschlä­
ge der Contadora-Gruppe verh indern 
müssen, und da sie Nikaragua nicht zur 
Preisgabe der Revolution zwingen 
können, treiben sie die Vorbereitungen 
rur eine militärische Lösung in Mittel­
amerika weiter voran. 

Die Invasoren ha1ten sich bereit 

Nach Beendigung der Manöver der US­
Truppen in Honduras im März d .]. sollen 
neue Manöver unter der Bezeichnung 
"Big Pine 111" im juni d.]. beginnen. Ein 
vertraulicher Bericht des US-Kongresses 
vom November 1983 stellte fest, daß das 
Oberkommando Süd der US-Streit kräft c 
in Panama sich auf einen Krieg in MitteI­
amerika vorbereitet. Unter anderem 
wird darin festgestellt, daß Verhandlun­
gen mit Honduras über einen US·Stütz­
punkt im Wert e von 160 Mio Dollar im 
Gange si nd. Pläne für den Einsatz der 
US-Soldaten in Mittelamerika und die 
Evakuierung der US-Amerikaner aus 
Nikaragua seien in Vorbereitung. Außer­
dem verweist der Bericht auf Informatio­
nen, daß Panama und Kostarika bereit 
sc:ien, c:inen militärischen Angriff von EI 
Salvador, Honduras und Guatemala ge· 
gen Nikaragua zu unterstÜtzen.9 

Bereits auf ihrem Trefrrn vom 22 . und 
23.10.1983 hatten dir CONDECA-Staa­
ten (Honduras, EI Salvador, Guatrmala 
und Panama als Beobachter) darüber be­
ratrn, welche .,leg-.Ilen Instru mente" es 
"den Sicherhei ts- und anderen bewaffne· 
ten Kräften Panamas und denen anderer 
lateinamerikanischer Staaten erlauben 
würden, an einer Aktion zur Befreiung 
Nikaraguas teilzunehmen ". 10 
Ende Novembl·r 1983 enthüllte der Rat 
fUr Angelegenheiten dl'r Hemisphäre 
(COHA, eine private US-Organisatio n. 
die auf lateinaml"Tikanische Fragen spe­
zialisiert ist) einen Plan des Peßlagon 
und des Außenmin isteriums, der Angriff 
der .,Contras'· und der bonduranischen 
Armee gegen Nikaragua vorsieht. Bei ~e-

genwehr der Nikaraguaner würde laut 
diesem sog. Pegasus· Plan dieCONDECA 
dann die USA zu Hilfe rufen. ll 

Die "Contras" hatten bereits vorher 
mehrmals angekündigt, sie würden einen 
Teil nikaraguanischen Territoriums be­
setzen, eine Gegenregierung bilden und 
dann die COl'\DECA 11m Hilfe bitten. 
Die se Pläne sind in der Zwischrnzeit ab­
gewandelt worden, weil Guatemala und 
Kostarika wieder widerspenstiger gewor­
den sind und sich die Situation in EI 
Salvador durch den Vormarsch der 
Ftl lLN erheblich zugespitzt hat. 

EI Salvador oder Nikaragua? 

Es ist fraglich, ob das Regime durch eine 
Erhöhung der 1\lilitärhilfe auf 374 Mio 
Dollar für 1984 und 1985 und eine Auf· 
stockung der salvadorianischen Armee 
von 33.000 auf 50.000 Mann, wie es eine 
Studie des Pentagon vom November 
1983 fordert,12 noch gehalten werden 
kann. Die militärischen Erfolge der 
FMLN seit jahresbeginn, wie die Ein­
nahme der Armee-Garnison in EI Paraiso 
und die Sprengung der Cuscatlanbriicke 
bewiesen, eher das Gegenteil. 
Da die USA sich keine zweite Revolution 
in ihrem " Hinterhof" leisten können, be­
~timml wahrscheinlich die Entwicklung 
in EI Salvador, wo die US- Invasion zuerst 
erfolgen wird. 
Bei Nikaragua können die USA noch ab­
warten und versuchen, sich eine günstig!' 
Gelegenheit zu verschaffen. Die Grena­
da-Invasion hat der Regierung Reagan 
gezeigt, daß sie den internationalen l'ro­
test in Gn:nzen halten und Zustimmung 
zuhause erreichen kann, wenn es ihr ge­
lingt, das Opfer als Angreifer oder 
Sicherheitsrisiko hinzustellen. 
Die Zustimmung in den USA wird aber 
spätestens dann schwinden, sollten sie in 
Nikaragua oder in EI Salvador in einen 
jahrelangen Guerillakrieg verwickelt 
werden, auf den sich bereits jetzt die 
n"l LN und die Sandinistas vorbereiten. 
Ob dies die Reagan-Administration letzt· 
lich abzuschrecken vermag, ist mehr als 
zweifelhaft. Ihr ist schließlich scho n ein 
Kuba zuviel. 
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Mariana Rodriguez 

Interventionsbasis Honduras 
Ober die Rolle ,'on Hondur:u in <kn Inva· 
sionspliinen der USA gegen Nikaragua und 
die I!rf...,iunglib<=weg\Itlg EI Salvadon unter· 
hio:lt sich das All! mit Mariana Rodriguez , 
Repräsentantin der Re,'olu tionä...,n Volks­
streitkräfte Loren~().Zela}·a (FPR). Die FPR, 
eine honduranischI' politisch·militärische 
Org:a.ni,ation, wurde 1980 gegründet, 

AlB: Aus wo:lchen Gründen hat Ihre!! Erach· 
ten, die Reagan-Administration HondurJs 
~u ihrer Interventiombasis gegen die Befrei· 
ungsbewegungen in Mittelamerika ge. 
macht? 
M. RODRIGUEZ: Dafür, daß Honduras als 
konterrtvolutionäre B;uis in der Region aus· 

Hondu,an,,,,,b. Truppe" im MlnMt' *Pig Pin. 11-

gewählt wurde, gab ef drei Gründe. Derente 
war die sirategische Bedtutung von Hondu· 
ras, da es an Guatemala, EI Salvador und 
Nikaragua grenzt. 
Da! ~weite Motiv war, daß die hondurani · 
sehe Bourgeoisie nie auf eine Regierung mit 
einem eigenständigen Programm Wert gelegt 
haI. Sie hat sich stets den Wünschen des 
nordamaikanischen Imperiums unterwor· 
fen. 
Drittens wurde Honduras ausgewählt, weil es 
augenblicklich nichl über eine revolutionäre 
und Volksbewegung verfügt, die sich auf 
d<-m Entwicklungsstand wie jene in EI Salva· 
dor, in Guatemala und natürlich in Nikara· 
guabcfindet. 
Um diese Militärbasis in Honduras einzurich· 
ten mußte man einen Präventivkrieg ruhren, 
der in der Eliminierungjeglicher inneren Op­
position gegen diese Aggressiompolitik be· 
sl thl. 

AlB: Die honduranische Regierung hat vor­
geschlagen, Honduras ähnlich wie Puerto 
ruco an die USA anzugliedern und ständig 
US·TruPiXn zu stationieren. Wie in diese 

E.rklärung~u bewerten? 
M. RODRIGUEZ: Sie ist ein Ausdruck der 
nordamerikanischen Strategie für die mittel· 
amerikanische Region und die Karibik. Dit 
Inttrvention gegen Nikaragua ist Ttil der 
inten'entionistischen und kriegerischen 
Plänt der Reagan·AdministTlltion. 
Damit hängt auch tin Brief zusammen, den 
Sua~o Cordova (Pr'.lsident von Honduras: d. 
Rtd.) 30m 16. Juli 1983 an Ronald Reagan 
geschrieben hat. Darin bat er ihn um 400 Mio 
Dollar, da die btstehtnden wirtschaftlichtn 
Probleme der Subversion nützen würden. 
Das bedeutet, daß man zu einem Verkauf 
von Honduras zu tinem sehr niedrigtn Prtis 
gewilltilil. 

Am 27. November 1985 bat Suazo Cordova 
die Reagan·Administration, Honduras zu ei· 
ner weiteren Kolonie der USA zu machen. 
Drei Tage später wurde das von ihm selbst 
dementiert. 

Ein von US-Marines besetztes Land 

Aber wir wissen, daß Honduras ein von den 
US·Marines besetztes Land ist und daß es die 
Rolle einer konterrevolutionären Basis 
spielt. 
AlB: Meinen Sie, daß mit einer Invasion der 
US-Truppen und der honduranischen Armee 
in EI Sah'ador und in Nikaragua ~u rechnen 
is t? 
M. RODRIGUEZ: Die Intervention gegen 
Nikaragua von honduranischem Gebiet aus 
findet Seil dem Sieg der sandininischen Re· 
\IOlution Uuli 1979; d. Red.) stall. Die kon· 
terrevolutionären somozist ischen Banden 
waden direkt vom CIA und logistisch und 
iXrrondl von der honduranischen Arm~ un° 
terstützt. 

Oie honduranische Arm~ ist nur ein An· 
hängsel der US·Armee. Sie wurde von den 
USA geschaffen, sie wird von ihnen ausge· 
baut und modtrnisiert. Wir können deshalb 
weder von einer eigenständigen Regierung 
und noch viel weniger von einer eigenlländi. 
gen Armee sprechen. 
In Honduras ist die Armee zur Zeit so stark, 
daß sie drei Kriegsfronten eröffnen kann. 
Die erste Front ist gegen das eigene hondura· 
nische Volk gerichtet. Diest Kriegsfront ist 
der Präventivkrieg, der darin bt5Uht, jeden 
Gegner de! jetzigen Regimes zu vernichten. 
Die ~wtite Front richtet sich ~gen die sandi­
nistische Volhrevolution. Die dritte Kriegs· 
front richtet sich gegen die Positionen der 
Nationalen ßefreiungsfront Farabundo Mar· 
ti (Fl\ILN) in EI Salvador. 
Das gemtin'ame Vorgehen der hondurani· 
schen und nlvadorianischen Armee gegen 
die Beyölkaung von Chalatenango und Mo· 
ruan in EI Salvador ist eine Tatsacht. 

Krieg der Armee a.n drei Fronten 

Man muß davon ausgehen, daß der Tag nicht 
weit ist, an dem eine massive Invasion der 
US-Armee von honduranischem Territorium 
aus gegen das heldtnhafte Volk Sandino! 
stanfindel. Wir müssen uns darüber im Kla" 
ren sein. daß die USA nicht die gleiehe Situa­
tion wie in Grenada vorfinden werdtn. Sie 
werden auf ein bewaffnetes Volk trdfen, auf 
ein Volk, das btreit ist, seine Revolution Zu 
vtrteidigen. Den Zeitpunkt dieser Invasion 
kann man nicht genau bestimmen. 
Ab<=r in Honduras besteht eine vollständige 
Infrastruktur für den Krieg, um ihn heute, 
morgen oder in drei Monaten beginnen zu 
können. 
AlB: Weshalb hat Honduras, trotz seiner In· 
vasioruvorbereitungen dem Friedensplan der 
Contadora·Gruppe zugestimm I? 
M. RODRIGUEZ: Die Politik der hondura­
nischen Regierung hängt mit der Wahl Suazo 
Cordoyas tum Präsidenten zusammen. Um 
diesen Herrn zum Präsidtnttn zu machen, 
lief in Honduras und in der Region eint 
große Propagandakampagne unter der Lo· 
suni! der Internationalisierung des Friedens. 
DC!lwegen gab sich die honduranischI' Regie· 
rung auf internationaler Ebene als eine zivile 
Regierung aus, die die Menschenrechte re· 
spektiere und die den Fritdtn bewahren wol· 
Ie. Wir wissen genau, daß dies nicht dtn 
Tatsachen entspricht. 
Deshalb sind die Diskussionen, die von Ho n· 
duras bei den Contadora·Treffen geführt 
werden, die gleichen wie dit EI Salvadon. 
Und beide sind direkt von den USA beein· 
f1ußt. 
Die Verhandlungsbemiihungen der Conta· 
dora-Gruppe können praktisch als geschei­
tert betrachtet werden aufgrundder Positio· 
nen, die die USA der Contadora-Gruppe auf· 
gedrängt haben. Wir wollen und müssen fest­
halten, daß die größte Anstrengung mrtinen 
Frieden in dtr Region von der Contadora· 
Gruppe a usgegangen ist. Aber es war nur ein 
Versuch, denn nichts wurde jemals kon· 
kretisiert. 
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Paul Schmitter 

Brigadisten Nikaragua 
162 Männer und Frauen aus unterschied­
lichen Berufen, Anhänger der Friedens­
und Solidilritätsbewegung, Gewerk­
schafter sind am 20.12.1983 als erste 
bundesdeutsche Arbeiubrigade, die sich 
den Namen "Todos juntos venceremos" 
(Alle gemeinsam werden wir siegen) gab, 
nach Nikaraguageflogen. 
Ihr Ziel: Als Teil der internationalen 
Arbeitsbrigaden bei der für Nikaragua 
leuerswichtigen Kaffeernte zu helfen, 
einen aktiven, konkreten Beitrag in der 
Solidarität mit dem nikaraguanischen 
Volk zu \eisten, einen demonstrativen 
Protest gegen eine vom US-Imperialis­
mus gesteuerte Politik der Aggression, 
Intervention und des Wirtschaftsboy­
kotls auszudrikken. Schon bei der Auf­
stellung und vor dem Abnug der Brigade 
hat es an Störversuchen von Recbu nicht 
gefehlt. 1 

J, WheeIock: "Nikaragua ist aueh 
Euer Vaterland!" 

Die Bedeutung der internationalen Bri­
gaden, die im wesentlichen eine poli­
tisch.moralische iSI, rückte auch in den 
Miltelpunkt der Reden. I' resseberichtc 
und Gespräche mit nikaraguanischen Ar­
beitern, Campesinos, Schülern und Stu­
denten, mit denen wir den Alltag der 
Kaffeernte teilen. 
Empfangen und begrüßt wurde unsere 
Brigade von Kulturminister Ernesto 
Cardenal, der in seiner Begrüßungsrede 
neben der politischen Bedeutung der 
Brigade die Tatsache betonte, daß, nach 
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einer jahrhundertelangen Ausbeutung 
der nikaraguanischen Arbeiter und Bau­
ern, zum ersten Mal in der Geschicht~ 
Nikaraguas West europäer nikaraguani­
sehen Arbeitern und Bauern helfen 
würden. 
Die internationalen Brigaden aus west­
europäischen. mittel- und lateinameri­
kanischen Liindern, Kanada und den 
USA sowie die in Nikaragua lebenden 
und arbeitenden AusHinder, die erst mit 
dem Eintreffen der bundesdeutschen 
Brigade vollzählig waren, trafen sich am 
Nachmillag des Ankunftslages vor der 
offiziellen Begrüßung dn internationa­
len Brigaden durch J aime Wheelock 
Roman, Mitglied der nationalen Leitung 
der Sandinislischen Front der Na­
tionalen Bcfrdung (FSLN) und Agrar­
reformminister. 
Wheclock verurteilte in seiner Rede die 
Politik des US-Imperialismus in Mittel­
amerika und der .Karibik und zeigte die 
Entwicklung und die Erfolge der sandini­
stischen Revo lution auf. Er würdigte die 
inlernationakn Brigaden und schloß mit 
dem Satz. der auch unsere Erfahrung in 
Nikaragua zusammenfaßI: .. Willkom­
men in Nikaragua. unserem Vaterland. 
das durch unsere gemeinsamen Ideale: 
auch Euer \'aterland ist,·' 
Für die SolidaritälSgruppen der Bundes­
republik übergab Lutz Kliehe vom In­
formationsbüro Nikaragua im Anschluß 
daran dnen Scheck über 100.000 US­
Dollar. 
Die bundesdeutsche Brigade arueitete, 
wie die Brilfadcn dUS and\'f\'u Ländern, 
in Gruppt'lI zu 25·35 I'ersoncn auf 

UPEs. kleineren Produktionscinheiten 
innerhalb der staatlichen Kooperativen 
(Empresas), in den Provinzen J ino tega, 
Esteli und Matagalpa, zumeist in der 
Kaffeernte. 2 

Ich nehme bei der Gruppe Münsterl 
Wuppertal an der Kaffeernte teil. Die 
Gruppe arbeilet auf der UJ'f:.. " La Li· 
ma" der Empresa .,Chale lIastan", etwa 
7 km von San Ramon, in dcr Nähe der 
Provinzhauptstadt Matagalpa. 
Sie arbeilel dort nicht nur mit den Ar­
bdtern der UJ'E, die dort mit ihren Fa­
milien zusammen leben, sondern auch 
mit 148 Schülern und Studenten aus 
"Ianagua. Sie sind dem zentralen Auf­
ruf der Sandinist ischen Jugend 19.Juli 
gefolgt. und arbeiten w;ihrend ihrer 
zweimonatigen Ferien unler dem Mot­
to: "Y ahora que ? A cortar cafe!" 
(Und was jetzt? L.um Kaffeernten !) auf 
der UPf:.. "La Uma··, 

Die Beteiligung der Jugend im nationa· 
len Maßstab ist die größte seit der Al­
phauetisierungskampagne 1980. Die 
Schüler/-innen und Studenten/-innen 
beeindrucken uns durch ihre Offenheit. 
Freundlichkeit, Wißbegkrigkcit, durch 
ihren Einsatz bei der Arbeit und da­
nach. wo sie fiir die t\rbeiter und Cam· 
pesinos eine Nach-Alphabetiskrung ein· 
richt en. Für uns richteten sie Spanisch­
kurse ein, Sie sind es auch. die mit den 
Arbeitern der UPf:.. zusammen den be­
waffneten Schutz der UPE und uns<'re 
Sicherheit gewährleisten, bei Tag und 
Nacht. 
Ungewohnt für uns sind die Lebens­
und Arbdtsbedingungcn auf .,La Li­
ma". Wir wohnen in Cill<"m Stein haus 
mit dnem einzigen großen Raum. der 
der gesamten Gruppe Platz bietet. 
Dieser Raum wird bd der Kaffeernte 
Schlafraum, Treffpunkt VOll Gruppen . 
sitzungen und _ bei schlechtem W<."'II\" 
- Aufenthaltsraum zugleich sein. Zum 
Waschen SI ehen uns allen zwei Waschge­
lcgenhcilen mit flidknd("m Wasser {ci-



ne davon funktionierten wir I-U einer 
Duschgdegenheit um) in der N;ihe des 
Hauses zur Verrugung. Da5 nießende 
Wasser und das elektrische Licht in den 
Hausern sind erste Errungenschaften 
der Revolution auf La Lima. Die Toilet­
ten. drei Latrinen. sind ein Stuckchen 
wdter. 

Bei der I 112 Minuten entferntr~n 

Küche. die das rur uns ungewohnte 
Standardgericht : Tonillas (\Iaismehlku­
chen), rote 80hnen und Reis zu alh:n 
Mahlzdten kocht. essen wir morgens 
und abends. Dazu gibt es gesüßten Kaf­
fee. während es millags. wo wir in den 
Kaffeeplantagen essen, Pinata. ein süßes 
Ananas-:-'laismehlgelTdnk gibt. ~'ur Ab­
wechslung sorgen ab und zu etwas 
Fleisch und Kohl. 

Verteidigung und Prod ukt ion! 

Die KlimaumsletJung (tagsüber ist es 
windig und bewölkt, etwa 21 0 C, 
.... ährend die Kälte nachts eine Isomatte 
und einen .... armen Schlafsack absolut 
erforderlich machen) und das ungc· 
wohme lssen sorgen anfangs für Ver· 
stopfungen oder Durchfall. Das Wasser 
.... ird. da es fur uns nicht ohne weiteres 
n~rlraglich ist, mit Micropur aufberei· 
tel. Eine Infektion, der Grippe ver­
gleichbar. du: von f'ieber begleitet ist. 
und uns nach und nalh alle erwischt. 
verschwindet nach 3 Tagen wieder. 

In unserer ersten Gruppensilzung be­
schließen wir. uns während der Nacht 
an der Vigilanci .. (Wache der Arbeiter. 
Schüler und Studenten) J.U beteiligen. 
allerdings unbewaffnet und auf den Be­
reich des lIofe'. zwischen den Wohn­
gebäuden und Miltnialschuppen, be· 
schränkt. 
Die Arbcitsl-dten und -bedingungen un­
tencheiden sich iluf den dnzelncn 
UVEs. Si<: licgen ,Iber in der R<:gel bei 

mind<:st<:ns 6 Stunden täglich, hei 5 Ar­
beitstagen. Auf "La Lima" arbeiten wir 
wegen der drohenden Überreife der 
Kaffeebohnen und d<:m J-"ehlen von 
Hermanos (Brüdern) und lI<:rmanas 
(Schwestern) 5 1/2 Tage. 
Es fehlen diejenigen lIermanos und 
Hermanas, die ihren Arbeitsplatz für 3 
~Ionate verlassen, um in den Reserve­
b:llaillonen die Grenzen zu sichern und 
das Volk gegen bewaffnete Uberfoi.lle 
der "Contras" zu ,'erteidigen. Nach die· 
sen 3 Monaten kehren sie an ihren Ar­
beitsplal:l; zurück: andere lIermanos 
und Hermanas treten an ihre !:lteUe. 
Die Verteidigung Nikaraguas läßt sich 
nicht nur auf den militarisehen Aspekt 
(Sicherung oder Grenzen und Kampf 
gegen die .,Contras") reduzieren. Eben­
so eingeschlossen ist der zivile Aspekt 
(Steigerung der Produktion. was den 
Schutz und die Sieherung von Produk· 
tion und Wohnbereich durch die San­
dinistischen Verteidigungskomitees 

CDS beeinhaltet). Dieser Zusammen­
hang zweier grundlegender Ziele. von 
Produktion und Verteidigung. wurde 
"on den Nikaraguanern und uns bei der 
Kaffeemte ernst genommen. 

Oie Kunst des pnückens 

Der Arbeitsalltag beginnt morgens um 
4 Uhr mit dem Wecken. Wuchen. 
hhstücken und dem Versammeln um 
5.30 Uhr. bei dem wir sowohl über die 
am Vortage erreichte Produktion. als 
auch üb<:r die aktuelle politische Situa· 
tion informiert werden. Danach erfolgt 
der Abmarsch zu den Kaffeeplantagen, 
wo wir bis zur ~littagspause um 12 Uhr 
arbeiten. Die Arbeit wird um 13 Uhr 
noch bis 4 Uhr fortgesetzt. 
Die mehr oder weniger vollen Kaffee· 
säcke tragen wir auf den Schultern bis 
zu den Sammelstdien. wo er in Latas 
(Blechkanister mit 20 I Inhalt), der 
Maßeinheit rur den Kaffee. umgerullt 
und dann wieder in Kaffecsäcke ge· 
schüttet wird. Im Vergleich zu den ,'on 
uns und den nikaraguanischen Schülern 
und Studenten in Abhangigkeit "on der 
Plantage geschafften 2-3 Latas am Tag 
Kharft ein Kaffeepflücker 6-8 Latas am 
T ... 
Um 4.30 Uhr treten wir den Ruckweg 
zur UPE an. Bis zum Abendessen um 
5.30 Uhr SIcht Duschen auf dem Pro­
gramm. außerdem das WaKhen von 
dreckiger Kleidung. die teilweise auch 
noch bis zum Wochenende wilrten muß. 
Der Rückweg von der Küche muß schon 
mit der Taschenlampe angetreten wer­
dell. 

Die KaHeeplantagen liegen in der hergi­
gen I'rovinz Malagalpa an ßerghänKen. 
was das I'nücken der Kaffeebohnen an 
Regentagen besonders schwierig werden 

läßt. Der aufgeweichte Boden bietet 
selbst festen Schuhen mit starkem Pro­
fil keinen Halt mehr. der Transport der 
Kaffeesäcke auf den Schultern auf den 
glitschigen Trampelpfaden zu den Sam­
melstellen kann zu einer Rutschpartie 
werden. 

Die Kaffeestauden bzw. -baume haben 
je nach Alter eine Höhe von 1.60 bis 
2,70 m. Die höher hangenden Äste wer­
den mit einem garabato (Ast oder 
Sto<:k mit einem !laken am oberen En­
de) heruntergebogen, mit einer Hand 
feugehahen und mit der anderen, frei· 
en l-land abgeerntet. 
Beim i'flücken der mehr als zur Hälfte 
roten und auch noch der schwarten 
Kaffeebohnen haben wir vor dem 
Bauch ein Körbchen hängen, in das die 
gepnückten Kaffeebohnen hineinkom­
men. Das volle Körbchen wird dann in 
den mitgeruhrten Kaffeesack geschüt­
tet. 

Die Abende sind bestimmt von Diskus­
sionen unter uns. wie wir die gemach­
ten Erfahrungen verwerten wollen. wk 
wir unsere Arbeit in der Bundesrepu­
blik verbes$ern können, Diskussionen 
mit den Schülern und Studenten über 
die politische Situation. ihre Lebens· 
und Arbeiubedingungen. Für einen Teil 
"on uns steht auch noch der Spanisch­
kurs auf dem Programm. 

Weihnachten lind Sylvester haben wir 
gemeinsam gefeiert. wuen Anlaß rur 
erste Kontakte und Gespräche zwischen 
Nikaraguanern und uns. Den "on uns 
erarbeiteten Betrag stellen wir - wie 
die nikaraguanischen Schüler und Stu-' 
dentcn als auch die Familien, die 
während ihrcr freizeit am Wochencnde 
freiwillig in den Karreeplantagen arbei­
ten - eincm Fonds :l;Ur Ausrüstung und 
Versorgung der Reservebataillone zur 
Verrugung. 
Die Brigade "Todos jllntos vencere· 
mos" wird am 27. Februar d.J. wieder 
in der Bundesrepublik sein. Vorher 
nimmt sie an einem 10tägigen polio 
tisch-kulturellen Programm teil, dessen 
lIöhepunkt die f"eierlichkeiten :l;um 
50. Jahrestag du Todes Sandinos (siehe 
Rückblick: d. Red. ) sein werden. Die 
nächste Brigade, die in Nikaragua bei 
der 8aumwollernte helfen wird. niegt 
am 27. Februar dJ. mit der nach Mana­
KUa zunick kehrenden Maschine. 

Anmerkullien: 
I ) Anikcl dtr Frankfuner Allgemeinen, vor­

ubtrgehendel Stanverbol rur die Aeroflot· 
Maschine von Luxemburg aus, ein provo· 
~ierttr Poli~eicin~1Z vor der Abfahn nach 
Luxemburg am KaiserpllHt in Bonn. 

2) Die in JinOIl'ga und Estdi arbeitenden 
Brigaden wurden wegen des EinmarKhe. 
von i,ibtr 2.000 "Contras" nach dem 
Weihnachtstag am 28. Dezember 1983 aus 
SieherheitsgTÜnden von dort evakuiert. Sie 
nehmen seitdem an dtr Kaffeernte in der 
Provinz Matagalpa teil. 
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Roger Burbach Lehren der Grenada-Invasion 
für Mittelamerika 

Noch ist es schwer, dit politisch<,n Auswirkun­
gen, die die US.lnvluion in Grenada für Nikar1l­
pa und Minclamcrika hat, ~nau zu bewerten. 
Im allgemeinen gibl CI zwei gegensätzliche 
Deutungen. 
Die cnle, di.., haupuichlich von Tom Wicku 
von der Ncw 'iork Timcl '~rtrctcn wurde, 
besagt, daß die Inlcr\'Cnlion in Grenada sicher­
lich die Mögtichkel! einer I"tcnicntion in ~ht· 
tclamCTika verringere. Sie basiert auf der nega­
tiven internationalen Reaktion und dCTgleich­
zeitig verhältnismäßig "schwachen" UntenlU!­
zuns der Bevölkerung der USA (nach einer 
Untersuchung der Ncw York Timcs(C BS lag 
sie bei ~I%). Dies habe der Rngan-Admini · 
Itraljon bewiesen, daß sie ""in Mandat haI, 
Minclamcrik:a zu besetzen, wo die USA mit 
einem teuren und. bngen Krieg rechnen müß· 
ten. 
Die "l.weite Deutung, die in Linksk~isen und in 
Mittelamerik~ vorherrKht, ist die, daß die in· 
tervention in Grenada bewiesen habe, daß die 
Reagan·Administralion duu entschlossen in, 
militärische Mittel ein"l.usct"l.~n, um den ~volu' 
tionl.~n Bcwegung.:n und Ikgierul18<'n d~r 
DriUen Welt beizukommen. 

Reaga ns "Höhennug" 

Welche dieser beiden Deutungen ist richtig? 
Erstens halten die Faktoren die Wicker nennt, 
um die Möglichkeit einer Intervention heNn· 
ten:uspielen, keiner genau~n Analys~ stand. 
Das Votum von 108;9 in den Vcn:inten Nalio­
nen gibt die tiefe UlUufriedenheit der Weltör­
fentliehkeit wied~r. Sie wird aber w~nig Ein­
fluß auf die zUkünftig.: Politik der Reagan­
Administration haben. Rcagan selbst erklärte, 
das Votum der UNO habe "sein Friihstück 
rucht gestörl". 
Es wird auch behauptet, daß die Reaktion der 
Europäischen Gt-meiruehaft tEG), und bcJon' 
derl Englands, die Reagan·Administration da· 
von (von einer Invuion Miuclameribs; d. 
Red.) abhalten könne, \'or allem deshalb, weil 
die USA die Unterstül1.ung der wC5H:uropäi· 
schen Regierungen brauchen, um ihre Raketen 
auf1.uslellen. Du US-Außenministerium hai 
erklärt, di~ europiischen Regi~rungen giben 
zwar öffentliche Erkllirung~n g~gen die In\1l' 
sion ab, wiirden aber in privaten ~spriichen 
mit USo Verlretern "l.ugeben, daß die USA keine 
andere Alternative I\;atten. 
Die von der Ncw Vork Times zitierte Untersu· 
chung in die ungiinstigste rur Reagan. Andne 
sprc.::hen ihm eine Unterstüt"l.ung von über 80"'" 
zu. Das gibt natürlich die politische Euphorie 
wieder, die im allgemeinen auf eine internatio· 
nale Krise folgt oder wenn ein Prisid~nt in der 
Welt Flaggc~igt. 

Mit der Zc:it könnte sich die Unterstüt1.unll des 
Volkes für dieUS-lnvasion \'Crringem, beson­
der. wenn die Marines roJr längere Zc:il das 
Land beset"l.en und höhere Verluste erleiden 
soll ten. Auf jeden Fall hat die Reaktion der 
Bevölkerung kaum Bedeutung. Entscheidend 
ilt. wie die Reagan·AdmißlSlralion sclb" die 
Raktionder Bevölkerung interp~tiert, und CI 

beSIeht kein Zweifel darllba, daS sich die.- Ad· 
ministration auf einem "Höhenflug" befindet. 
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Sie denkt, daß sie die Unterstützung für eine 
Mission erreicht hat, deren Ziel e5 war, den 
kubaniseh·SQwjetist;hen Einfluß im karibi· 
Khen Raum aufzuhalten. 
Angesichts der Entschlonenheit der Regie· 
rung, dem "Vietnamsyndrom" (Kricgsmüdig' 
keit nach dem US.Vietnamluic:g, 1964·73; d. 
Ikd.) ein Ende "l:U setzen, muS man die Inva· 
sion in Grenada als einen entscheidenden 
Schritt im Rahmen ihrer Semiihungen,die Be· 
völkerung der USA auf neue "antikommunisti­
Kh~" interventionen vonuberciten, an$eh~n. 
Die Ragan-Admin~tratjon hat im KongrcS an 
Boden gcwonn~n, besonders durch ihr~ Fahig­
keit, öffent liche "Shows" abzuziehen; x.S. der 
Zuspruch der ,.ge~tteten" Medi1.instudenten; 
die Veröffentlichung von Waffenlicferungsver­
tragen zwischen Bishop, Regierung und Kuba, 
der Sowjelunion und Nurdkorea (siehe aus­
führlich: AlB 1/ 1984, S. 20 ff.;d. Red.). 
Die Regierong hat die anfangliche Opposition 
ins Gegenteil verkehrt. Die Mehrheit der Kon· 
grcßmitglieder der Demuknllischen Partei -
und sogar dIe liberale Presse inbegriffen - n­
kLart heute, die ln~~sion sci g.:~chlferugt g.:. 
wesen. Nur eine kleine Gruppe schwan.er Kon­
greßmitglicder _ die ,ich um die Gruppe des 
Slaek Caucus sammeln - bleibt weiterhin bei 
ihrer kritischen Haltung. 
Auch wenn das nicht gleichbedeutend damit 
in, daS der KOltgreS auch eine 1n\"1Io,ion in 
Millelamerika ~u unterstützen be~it wli.~, 

könnte dies die Reagan-Administration xu der 
Annahme "erltiten, daS sie die öffentliche 
Meinung so weit manipulieren kann, daß der 
KongreS lich ge~wungen sehe, Militäropera· 
tionen in Mittelamerika Zu untHStützen. 
Kün.liche Wechsel innerhalb der Reagan·Ad· 
ministration kennnichnen die invasion in Gre· 
nada und die zukünftige Richtung von Rcagans 
Aulknpolitik. Der wichtig$le in z .... eifellol die 
Ersetzung von William Clark durch Rober! 
McFulane als Sicherheiuberater. Außenmini· 
ster ~orge Shult1. und die "pl1lgmatiKh~n 
Konsen.,.ti~en" schen sich geslärkt. Während 
die "tdeolog.:n" der extremen Rechten durch 
die Nichlwahl ihrer Kandidatin, Jeane Kirk · 
patrick , einen harten Schlagerlinen. 
Die kürzlich ~on du Reagan·Adminrstrat;un 
g.:troffenen EntKheidungen in Bezug auf den 
Libanon und Grenada, dre einer harten Lißle 
entsprechen, zeigen aber, daS es on der Praxis 

kaum konkrete Unterschiede 1.wischen den 
"Ideologen" und den .. Pragmatikern" gibt. In 
Wirklichkeit verfolgt Shult"l.jet"l.t eine Politik, 
die der von Alcxander Haig, den er ablöste, 
$thr ihnlich ist. 199 I hat McFarlane, ein alter 
Mitarbeiter Haigs. sogar an d~r Auu.rbcitung 
..militärischer Optionen" g.:g~n Nlkaragua 
mitgewirkt. 

Die Rcagan·Administration trifft nicht die ge­
ringste Maßnahme, um die Kon,olidierungdcr 
harten Linie der "Pragmatiker" "l.U ~erbcrgen 
oder die Möglichkeit einer Invasion herunter­
zuspielen. Außtonminister Caspar Weinberger 
hat erkl:'üt, daS die Intervc:nt ion in Nikaragua 
"rucht orr~n ist, nicht g.:schloucn in, nicht 
enlschloucnlst". 

Die offenen und heimlich~n milit~rischen 

MaSnahmen der USA in der Region fUhren zu 
einer groSange!cgten Interyention der USA. 
Nichts deutet daraufhin, daS der unerklärte 
Krieg nachlassen wird. 
Ende Oktober 1983 legte Nikaragua den USA 
drei Fricdens\'onchläge ror, in denen el sich 
duu verpflichtet, jede Unterstutzung der Na­
tionalen Befreiungsfront Farabundo Marti 
(FML"I) in EI Salvador eiru.ustel1en, falb die 
USA dafür ihre Unterstützung der .. Contras" 
ein.udlten. 
Auf diese \IJ~ise ging Nikaragua in die Offen· 
siye und führte die USA auf das Feld ihrer 
eigenen Logik, d.h. auf die Formel des 
.,Symmelricpriru.ips", das sie heranziehen, um 
ihre Unterst{itzung der "Contras" 1.U rech der· 
ligen. Die,el Pnnzip legitimiert die Unteulut­
zung dCT .. Contr~J" ab AntWOrt auf dre angeb· 
liehe Hrlfe Nikar~gu<u für die Guuill~ in EI 
Salvador. 
Die Vorschlage Nikaraguas wurden vom US­
Aulknministerium in ..... eniger als 24 Stunden 
zurikkge ..... ie!<"n. Es besteht kelll Zweifel dar· 
an, daS dIe Ziele der USA ,iel weiter rdchen, 
als nur die Waffenlieferun8<'n 1.1,1 unterbinden. 
Die USA sind entKhIOSkn, du sandininische 
Regime zu stün:en oder es dazu zu 1.wmgen, in 
der Innellpo li tik eine Reihe von Zugestandnis­
Sen zu m:.chen, die seine nationale Souyeräni. 
tät beeinträchtigen. 

Diese Bedingungen würden Nikaragua in die 
Kno:<::htschart der USA fUhren. Nika .... gua unn 
diCk Bedingunll"n nicht annehmen. Und in 
da Tat hai die Regicrungoffen erklarl, daS sie 



lieber einen Krieg in Kauf nimmt ab zuzu­
lassen, daß ein anderes Land das Wesen des 
nikaraguanischen politischen Systems be-
stimmt_ 
Die militärische Eskalation der "Contras", an 
der der CIA direkt beteiUgt ist, ist noch ent· 
scheidender als die diplomatische Sackgasse. 
In den letzten Monaten griffen sie die wichtig· 
sten Seehäfen und den Flughafen in Managua 
an. An der Nordgrenze hat der Krieg zugenom· 
men. 
Die sandinistiKhe Regierung bereitet sich dar­
auf vor, ihre wirtschaftliche Infrastruktur vor 
spcktakullm:n Angriffen zu schützen, denn 
bald steht die Kaffee· und Baumwollernte an. 
In Honduras nimmt die Kriegsstimmung wei· 
ter zu. Die Regierung und der tatsächliche 
Machthaber, Genera! Gustavo Alvarcz, haben 
ihre antisandinillische Kampagne verstärkt, in· 
dem sie dem s.andinistischen Heer vorwerfen, 
systematische Grenzverletzungen zu betrei· 
ben. 
A1varez sucht schon seit langem nach einer 
Gelegenheit , um einen Krieg gegen Nikaragua 
einzuleiten. Einmal mußte er $Chon von hohen 
US·Offizieren davon abgehalten werden. 
In EI Salvador verstärkt die immer mißlichere 
Lage der Streitkräfte betrlichtlich die Möglich­
keit eines regionalen Krieges. Die letzte Offen· 
sive der FMLN zersplittert das Heer, das sich 
gezwungen sieht, von einem Ende des Landei 
zum anderen zu rennen in dem Versuch, die 
Guerilla aufzuhalten. 
Die US·Berater geben zu, daß das Heer wieder 
die Initiative verloren hat. Sie sind über seine 
mangelnde Wirksamkeit und seine Unfähigkeit 
besorgt. Außerdem wird flir die USA die Lage 
durch die beftigen inneren Kämpfe der politi­
schen Parteien der Rechten in EI Salvador 
enorm kompliziert. 

Kriegsstimmung in Honduras 

Die Ver$Chlechterung der Lage eröffnet zwei 
Alternativen: I) daß die USA in EI Salvador 
direkt intervenieren, um einen Sturz der Regie­
rungzu verhindern; 2) daß die Reagan·Admini· 
stration sich dafliremscheidet, Nikaragua "fer­
tigzumachen", um die Lage in EI Salvador 
leichter unter Kontrolle zu bringen. 
Oie USA geben immer Nikaragua die Schuld an 
den militärischen Niederlagen des salvadoria· 
nischen Heeres. Als Antwort daT'duf erhöhen 
sie die Militärhilf .. und leiten neue Maßnahmen 
gegen Nikaragua ein. 
Es ist offensichtlich, daß die Region Olm Rande 
eines Krieges steht. Man weiß nur noch nicht, 
wo er ausb ..... chcn wird: EI Salvador oder Nika­
ragua. Es ist sehr wahrscheinlich, daß die Ad· 
mini>tration es selbst noch nicht beschlossen 
hat. 
Vermutlich werden die Dringlichkeit und das 
Ausmaß der Krise in EI Salvador die Notwen· 
digkeit mit sich bringtn, die US·Truppen zu­
erst donhin zu $Chicken, um die Situation zu 
nabilisicren. 
Die kü~liche Enthüllung, daß dit CONDECA· 
Länd.,.. (Ende 1983 ..... aktiviertu Militärbünd· 
nis von Honduras, EI Salvador und Guatemala; 
d. Red.), einschließlich Panama, gemeinsame 
Militliraktionen geg.:n EI Salvador und/oder 
Nikaragua einldlen könnten, ist ein deutlichn 
Zcichen dafür, daß ein regionaler Krieg begin­
nen könnte. Wenn n einmal ausgebrochen ist, 
wird das Ausmaß der US·ß.ctdligung von dn 
militärischen Wirksamkeit der CONDECA· 
BündnispilTtntr abhängen. 
Wenn sich ihre Niederlage abuichnel. ist eS 
fut sichtr, daß die BodentruppeIl der USA in 
den Konflikt eingreifen werden. 
Es gibt sehr wenige Faktoren, die die~ Dyna­
mik aufllalten können. In tern weiß man. daß 

das Pentagon sich sehr dagegen sträubt, in ci· 
nen Landkrieg hineingezogen zu werden: Es 
kritisierte die Invasion in G ..... nada und stellte 
die " Friedensnreitkräfte" der USA im Liba· 
non ernsthaft in Frage. Aber du hat die Rea· 
pn·Administration in keinem der beiden Falle 
von ihrem Vorsatz abgebracht. 
In Minelamerika ill das Pentagon schon auf 
einen Krieg vorbereitet. 
Eine betr'Jchtliche Amahl von Truppen sind 
$Chon unter dem Vorwand der "Militärmanö· 
"er" vor Ort. Es sind Luftbascn und lIafennn· 
lagen gebaut worden, dk von den US-Truppen 
benunr.t werden können. In Panama haben 
dem Stidkommando noch nie so mächtige See· 
und Landstreitkräfte und eine so hohe Befehls· 
gewalt zur Verfügung gestanden. 
Reagan brauchte nur zu behaupten, daß die 
nationale Sicherheit der USA bedroht wird, 
um zu erreichen, daß das Pentagon diese St ..... it· 
kräfte eiruellt, um zu verhindern, daß Nikara· 
gua oder EI Salvador zu "w wjetischen 
Stützpunkten" werden. 
Es gibt vielleicht nur einen militärischen Fak' 
tor, der diesen Interventionswillen in Mittel· 
amerika bremsen könnte: eine Ausweitung des 
Konfliktes im Nahen Osten. Der Bürgerkrieg 
im Libanon einerseits und der Krieg Irak-Iran 
andererseits, könnten sich ausweiten und die 
Administration zwingen, sich dort stärker zu 
engagie ..... n. Das Pentagon würde behaupten, 
daß es noch nicht in der Lage ist, gJeichzeilig 
zwei gewichtige Kriege an so entfernten Orten 
der Welt zu rühren. 
Die kü~liche Mobilisierungguatemaltekischer 
und bondurani$Cher Truppen in der Nähe der 
Greme zu EI Savador kann zu der Annahme 
führen, daß beide Länder gegen Positionen der 
FMLN in EI Salvador unter dem Mantel des 
CONDECA-Paktes vorgehen könnten. 
Diese Möglichkeit ist nicht frei von Widerspru' 
chen. Die US'amerikanischen MiJitärberater 
wissell, daß das honduranische Ileu hohe Ver­
luste erleiden würde und daß die guatemillte­
kischen Truppen fast gänzlich damit beschäf· 
tigt sind, die eigene Guerilla niederzuhalten. 
Man darf auch nicht vergessen, daß die histori· 
sche Abneigung zwilChen salvadorianischen 
und honduranischen Militärs einerseits und 
Guatemalteken ilndererseits, eine gemeinsame 
Invasion sehr schwierig machen würde. 

Atempause für wie lange? 

Die Mobilis ierung dieser Truppen würde sich 
eher aus der Notwendigkeit ergeben, die 
Schlagkraft der CO~DECA zU erproben, in· 
dem man die Gelegenheit der Militärmanöver 
der USA in Honduras wahrnimmt, oder viel · 
leicht die FMLN unter Druck zu setzen, damit 
sie ihre Offensive beendet. So könnte man SIe 
zwingen, ihre das ganze Land erfassenden Ak· 
tivitäten einzustellen und ihre Kräfte zu sam· 
mein, um der Invasion zu begegnen. 
Das würde dem s.alvadorianischen Heer eine 
Atempause gewähren. Es würde auch den USA 
und Honduras etwas mehr Zeit geben, um sich 
auf den Krieg mil Nikaragua vOTZube ..... iten. 
Informierte Quellen in Washington versichern 
in der Tat, daß die USA den Krieg in Mittel­
amerika etwas auf$Chieben mLissen, um zuerst 
die Aufstellung der Pershing· Raketen in West­
europa zu beenden. 
Man kann nicht vorhersagen, welche politische 
Reaktion eine US·Invasion in Mittelamerika in 
Europa hervorrufen würde. Sie könnte sich 
jeder Kontrolle entziehen. Einig<: Länder 
könnten ihre bezüglich der Raketen eingegan· 
genen Verpflichtungen aufkündigen, beson· 
ders jetzt, da die Reaktion der Bevölkerung 
!lark und gewaltig ist. 
(Quelle: Pemiamento Propio, Manilgua, Nr. 
9/November·Dezcmber 1983, S. 2·4) 

Die Auseinand8fSelZungen lJITI 
Kneg uoo Frieden, um eine Ie­
benswerte Zukunft, um Bildung 
und Arbeit stellen gerade an deo 
mokratisclle Pädagogen hooe 
Anforderoogen. 
Um rascher 
auf neue Fragen reaglmn 
zu k6nnen und dem 
wachsenden Bedürfnis nach 
fundierten Analysen und 
thearetischer Diskussion 
besser zu entsprechen, 
erscheint die 
Demokratische Erziehung 
ab Januar 1984 monatlich. 
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Geran,one. Kubaner '·or dom Ablra n.pon aus dom on"pienen Grenada; Kuba; \lin"IO,p.i "denl Fidel C. S!ro 

Fidel Castro Zeit für neue 
in 

FRAGE; Werden sich die Beziehungen 
zwischen Kuba und den USA jemals auf 
einer normaleren Ebene bewegen? Ei­
nige Beobachter beharren darauf, daß 
Sie zu revolutionär seien. um akzeptabel 
:wsein. 
F. CASTRO; Die gegenwärtigen Be­
ziehungen zwischen Kuba und den USA 
sind so vernunftwidrig. so absurd. daß 
ich mich verpOichtet mhle, ein gewisses 
.,historisches'· Vertrauen dahingehend 
zu haben, daß sie sich geradezu auf eine 
normalere Ebene hin bewegen müssen. 

Aber für die Herrschenden der USA ist 
die Zeit gekommen zu begreifen, daß das 
Lateinamerika. das sie jahrzehntelang als 
ihren "natürlichen Hinterhof" ange­
sehen haben - wo sie die Regierungm 
einsetzten und stürzten, wo sie Berehle 
gaben, und wo US-Botschafter Entschei­
dungen trafen. die von den Präsidenten 
der Republiken hätten getroffen werden 
sollen - , nicht mehr existiert. 

Reagans Besessenheit 

Es ist rur die USA höchste Zeit einzu­
sehen. daß der Sozialismus in einem be­
trächtlichen Teil der Weh ein unverän­
derliches Faktum ist, daß er nicht besei­
tigt werden kann. weder durch Krieg 
noch durch wirtschaftlichen oder militä­
rischen Druck. 
In den kommenden jahren. und mögli-
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chenveise vor dem jahr 2000. wird Kuba 
nicht das einzige lateinamerikanische 
Land sein, das den Sozialismus als ein 
Regierungssystem gewählt hat. auch 
wenn andere vielleicht nicht dem irrtüm­
lich so bezeichneten .. kubanischen r-.lo­
deli·' folgen - weiches wir in keiner Wei· 
se als allgemeingültig bestimmen wollen_ 
Es wird auch nichtsozialistische Regie­
rungen geben, die entschlossen sind, die 
wirtschaftliche Vorherrschaft der Trans­
nationalen abzuwenden. 
Die Vereinigten Staaten werden sich dl­
kn diesen Dingen anpassen miilssen. ob 
sie es wollen oder nicht. ( ... ) 
FRAGE: Ist jegliche Form eines Dialogs 
mit der Reagan-Administration ausge­
schloss..,n ? 
F. CASTRO; Eine idmlogische oder phi­
losophische Aussöhnung zwischen der 
gegenwärtigen US-.\dminist ration und 
uns - oder auch mit mögJich\-n Alterna­
tiven dieser Administration in den 
nächstenjahren - ist ausgeschlossen_ 

Aber die Tatsache, daß wir in Kuba wei­
terhin Sozialisten und die USA weiterhin 
das wichtigste Zentrum des WeJtkapita­
!ismus bleiben werden. muß nicht bed(·u­
ten, daß es nicht wichtige Gebiete gibt, 
auf denen beide Länder und Regierun­
gen konstruktiv zusamnwnarbeitell 
könnten. 

Gerade je!"t. ""1'1111 die Reagan-Admini­
stration ihre ideologiSChe Bcs.·sscnheit 
aufgeben und dem Aufruf der Contado-

ra-Gruppe (~ lexiko.l'anama, Kolumbien 
und Venezuela: d. Red.) Beachtung 
schenken würde und sich ernsthart ent­
schlösse. eine Verhalldlungslösung der 
Probleme. an denen MitteJamerika ge­
genwärtig krankt, zu rördern, wüe es rur 
Kuba und die USA zusammen mit ande­
ren Ländern der Region möglich. die 
Grundlage rur den F rieden und rur demo­
kratische StruklUrveränderungcn zu le­
gen. die Mittdamerika so nötig braucht_ 
Wir haben niemals einen Dialog mit der 
Reagan-Administration abgelehnt. 
Aber solange lIerr Reagan weiterhin 
denkt. daß das. was in ~Iittelamerika pas­
siert, das Ergebnis böswilliger Inszenie­
rungen seitens der Sowjelunion oder Ku­
bas ist, solange er nicht wahrhaben will, 
daß es soziale Erschütterungen in ;"littcJ­
amerika seit 50 jahren gegeben hat zu 
dner Zeit. in der die sowjetische Revolu­
tion ums Oberleben kämpfte und es die 
kubanische Re,-olution noch nicht ein­
mal gab - solange gibt es keine llofrnung 
auf einen Dialog. 

fRAGE: Präsident Reagan behauptet 
ständig. daß es Ihr Zid sei. die Revolu­
lion und den Kommunismus in die ganZl' 
llemisl'häre zu export ieren_ 
F. CA5TRO: Ich glaube nicht. daß dk 
Revolution ein EXf.\ort artikd ist. 
Ich verhehle nicht. dan d .. s revolut ionärc 
Kuba seine tatkräftig(' SolidariÜit ,mde­
ren lateinamnikanischcn Revolutionä­
ren in Ländern angebot.::n hat, in denen. 



wie im Falle von Nikaragua unter Somo­
n, jede demokratische Akt iOIl und jede 
Form des Protests außer dem bewaffne­
ten Kampf durch brutalen Terror un­
möglich waren. Es ist Ilur zu gut be­
kannt, daß es nicht allein Kuba war. das 
im Kampf gegen Somoza geholfen hat, 
daß andere Regierungen auch mitar­
beiteten - auch wenn sie nicht genannt 
wurden. 
Ich verhehle auch nicht die Tatsache, 
daß wir, als eine große Gruppe latein­
amerikanischer Länder auf Veranlassung 
und unter der Leitung Washingtons ver· 
suchte, Kuba nicht nur politisch zu iso­
lieren, sondern es wirtschaftlich blok· 
kierte und konterrevolutionäre Aktio· 
nen unt erstützen half (Sabotage, bewaff· 
nete Infiltration und Attentatsversu­
che), um so zu versuchen die Revolution 
zu vernichten, (wir) in einem Schritt be· 
rechtigter Verteidigung antworteten, in· 
dem wir all denen halfen, die während 
dieser Jahre solche Regierungen be· 
kämpfen wolllen. 
Es waren nicht wir. die die Subversion 
begannen, sie waren es. 
In Wirklichkeit können weder wir die 
Revolution exportieren, noch können 
die USA sie verhindern. Reagan be­
nutzt dieses Argument geschickt. um 
das Volk der USA zu erschrecken, in· 
dem er einen primitiven Antikommu­
nismus entfacht. 
Diese Argumente machen es Reagan 
möglich. eine I'olitik der offenen Inter· 
venuon zu fuhren, so wie die eine brutal 
durchgemhrte gegen Grenada. eine klei· 
ne Insel mit einer Bevölkerung von 
100.000 Menschen. 

Die Grenada-Invasion war ... 

FRAGE: Was ging eigentlich genau in 
Grenad" vor? 
F. CASTRÜ: Die Ereignisse in Grenada 
zdgH'n. daß die gTenadinischen bewaff­
neten Kräfte, die ger<idl'orKanisiert \\or· 
den waren. dn Grölk einer kleinen Insel 
angelllL'Ssen waren, 
Der Insel drohte ständig eine Invasion 
durch konterrevolutionäre, vom CIA ge­
schütJ;le Elemente. von Miami aus. Auch 
die USA richteten ständig Drohungen 
gegen die Insel mit der AndeulUng, sie 
könntcn auch andere Länder in der Ka­
ribik fUrdie Invasion benutzcn. 
Was die Besucher (der Waffen-"Ausstel· 
lung" der Ih'agall.Administration) S<i­
hen. waren eille begrenLtc Ml·nge moder­
ner Waffen, die zu besitLen Grenada als 
8ou\'er'oincs Land das vollc R<,;cht h .. t1e, 
und unzählige altmodische und UII­
brduchb«re Waffen. 
Was deli Flugh,lfell betrifft. so wurdc 
nach der IIl\'asion nachgl:wicscn. d<i6 die 
Grenadiner ihn schon lange vor der 
Bishop-Regierung bauen wollten. Es 

wurd" ebenfalls nachgewiesen, daß die 
technische Seite unter der Aufsicht einer 
sehr bekannten britischen Firma sland, 
deren Vertreter klar feststellte, daß es 
dort kein wie auch immer geartetes Bau· 
teil gab, das als militärische Anlage be­
trachtet werden könnte. ( ... ) 
Vor der Grenada·lnvasion hatten wir 
durch den Tod von Bishop einen sehr 
teuren und lI'ert\'ollen Freund verloren. 
Damit war der revolutionäre 1'roze6 
praktisch ausgeschaltet. Die USA haben 
mit der Invasion der Insel einen Leich­
nam getötet und ein riesiges Verbrl'chen 
gegen die Souveränität und gegen die 
Sehnsüchte nach Freiheit und Fort­
schritt der Völker der Karibik und La­
teinamerikas begangen, 

Durch die Invasion Grenadas hat (I'räsi­
dent Reagan) Lateinamerika gezeigt, daß 
er die r\ichteinmischung nicht respek. 
tiert und daß er entschlossen ist. weiter­
hin den "großen Kniippel" der alten Zei· 
ten zu benutzen. 
Unser Standpunkt hinsichtlich dcr neu­
en Regierung (in Grenada) war wohlbe­
kannt. Die Beziehungen zwischen uns 
und der Coard-Gruppe waren sehr 
schlecht. Sehr wahrscheinlich hätten wir 
in naher Zukunft den Bau des Flugha. 
fens abgeschlossen und uns aus dem 
Land zurückgezogen. 

... ein fe iger und lächerlicher Akt 

Vielleicht hätten wir Ärzte dort gelassen, 
als eine humanitäre GeHe. Aber wir 
hätten unsere Zusammenarbeit vermin­
dert. Unsere Einschäuung war, daß sich 
die Coard-Gruppe uicht würde halten 
können, nachdem sie Bishop getötet hat­
te. Die Revolution halle Selbstmord be· 
gangen. 
Aber das rechtfertigt nicht die Invasion. 
(US-)Amerikanische Bürger auf der I nse1 
waren keiner Gefahr ausgesetzt. Die Ex· 
tremistengTuppe besuchte sie und gab 
ihnen Garant ien. 
Und wir wuß ten. daß sie in ktinerGtfahr 
waren. Wir informierten sogar die US­
Regierung dahingehend 72 Stunden vor 
der Invasion. Die gesam te Theorie. durch 
die Reagan versuchte. die Invasion LU 
rechtfertigen. ist fa lsch. Sie ist eine kom­
plette Liige vom Scheitel bis zur Sohle .. , 
Es war eine billige. politische, opportu­
nistische Operation. um aus der Tragödie 
innerhalb dd Landes ;-':utzen zu zil'hen. 
Es gab auch noch andere Faktoren. Rea· 
gan erinnerte an das Schicksal der Gei­
seln im Iran. Das amerikanische Volk 
war durch diese Erfahrung gedemütigt 
worden. Da war der Tod von 230 US·:-'la­
rincinfanteristen im Libanon am Wo­
chenende zuvor. I)a war die Niederlage 
in Vietnam, Reagall schlachtete all das 
aus, um deli Amerik .. nern die Invasion 

von Grenada als einen großen Siegvorzu­
fUhren. 
Das ist gefahrlich, Das ist eine verantwor­
tungslose Politik, die zum Krieg fUhren 
kann und zu neuen abenteuerlichen Ak­
tivitäten in EI Salvador. gegen Nikaragua 
und Kuba. ( ... ) 

FRAGE: Die Reagan·Administration 
sagt, daß die Invasion in Grenada ein 
schwerer Schlag rur Kubas Ansehen und 
seine Vorhaben in der Hemisphäre ge­
wesen sei. 

F. CASTRO: Unsere Theorie ist die, daß 
die Grenada-Invasion ein Schlag rur die 
USA war. Es war ein feiger und lächerli· 
eher Akt. 
Die Invasion brachte keinen Ruhm rur 
die USA. Sie trug nur dazu bei, den 
Kampfgeist von Nikaragua, Kuba und 
den Revolutionären in EI Salvador zu 
vervielfachen. 

"Heiliger Krieg" in Mitte lamerika? 

FRAGE: Wie steht es mit den Beziehun­
gen Ihrer Regierung zu Nikaragua? 

F. CASTRO: Wir geben ihnen morali· 
sehe Unterstützung, und wir haben nie­
mals bestritten, daß wir Militärberater in 
Nikaragua haben, Ich möchte den aggres­
siven Plänen der US-Administration 
nicht durch die Nennung von Zahlen hel· 
fen. Deshalb werde ich Waffenlieferun­
gen nach Nikaragua nicht diskut ieren, 
Nikaragua ist ein unabhängiges Land. Es 
hat ein Recht darauf. Waffen zu verlan­
gen. Und jedes unabhängige Land hat ein 
Recht, sie ihnen zu liefern. 
FRAGE: Hat sieh die Aussicht auf eine 
US-Invasion Nikaraguas in den Monaten 
nach Grenada verringert? 
F, CASTRO; Einige Analytiker sagen 
voraus, daß Reagan. der seine Wahl­
"Chancen" zu sog .• ,geringen Kosten" 
verbessert hat - den Kosten von nicht 
mehr und nicht weniger als 20 aufGrena­
da getÖteten US·Amerikanern - mit die· 
sem Wahlauftrieb zufrieden sein wird 
und keine neuen Abenteuer versuchen 
wird. 
Aber es wäre naiv, sich selbst zu be­
schränken auf eine "vernünftige" Ein­
schätzung der Aussichten im Lichte der 
Vernunft, die Reagan und scinen einge. 
fleischten Antikommunismus bewegt. 
einen ,.heiligen Krieg" in Mitte1amerika 
zu ruhren. 
Reagan stellt Bedingungen und gibt kei­
ne Garantien. Er hilft. präpariert und 
ermumert Honduras in dessen drohen· 
der Haltung gegen Nikaragua und fährt 
fort, den Somoza·Konterrevolutionären 
und den ARDE-Gruppen ("Contras" un­
ter Robelo und Eden Pastora; d. Red.) 
im Siiden alle Umerstützung zu geben, 
die sie rur ihre Aktionen an beiden Gren­
zen brauchen, 
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Zur gleichen Zeit setzt er die Vorberei· 
tunggemeinsamerOperationen mitl-Ion­
duras und anderen mittelamerikanischen 
Ländern in der Nähe von Nikaragua fort. 
All dies bringt eine Gefahr mit sich, die 
zu ignorieren naiv wäre. 
FRAGE: Ist ein noch gröBeres US.Enga. 
gement in EI Salvadorabsehbar? 
F. CASTRO: Hinsichtlich EI Salvadors 
ist es offensichtlich, daß Reagan ver· 
sucht. die Armee zu unterstützen und sie 
von den Tausenden von Toten freizu­
sprechen, die die Armee unter dem salva­
dorianischen Volk verues ... cht hat. 
Es sieht nicht so aus, als ob Reagan be· 
griffe, daß er wenig Zeit hat, Verhand­
lungen mit den Guerillakräften in die 
Wege zu leiten, denn der Sieg der revolu· 
tionären Kämpfer wird mit jedem Tag 
deutlicher sichtbar, und der Zusammen· 
bruch des Militärs kann sich in einer Art 
und Weise vollziehen, daß jegliche Ver­
handlung unnötig und sinnlos würde. 

Zum Abzug aus Nikaragua bereit 

FRAGE: Unter welchen Bedingungen 
würden Sie bereit sein, Ihre Berater aus 
Mittelamerika abzuziehen? 
F. CASTRO: Wenn es eine übereinkunft 
oder eine Regelung in Mittelamerika gibt 
- entweder durch den Contadora·Pro­
zeß oder durch Gespräche zwischen den 
verschiedenen betroffenen Ländern. 
Wir können nicht einseitig unsere Bera­
ter aus Nikaragua abziehen. Das ist eine 
Entscheidung Nikaraguas. 
Die Nikaraguaner haben gesagt, daß sie 
bereit seien, den Kaufaller Waffen einzu· 
frieren, daß sie bereit seien, alle Berater 
abzuziehen. wenn die USA ihre Beraur 
aus l\liuelamerika abzögen und alle Waf· 
fen lieferungen nach Mittelamerika auf­
hören würden. 
Die US-Administration akzeptiert das 
nicht, da sie an einer solchen Politik 
nicht interessiert ist. Die US-Administra· 
tion ist an einer Lösung nicht interes· 
siert. Sie ist interessiert an einer Politik 
der Intervention und der Gewalt. 
FRAGE: Worin besteht die Gefahr rur 
Kuba? 
F. CASTRQ: Reagan droht uns in der 
Regel mit Blockaden und militärischen 
Aggressionen. Natürlich wäre das unver· 
nünftig und eine Verletzung aller Geset · 
ze. Aber Reagan hat bewiesen, daß e:r 
sich wenig aus Vernunft und Gesetze:n 
macht. 
Wir ziehen das Verhandeln der Konfron­
tation vor. aber wir wiederholen. daß 
ke:ine Konfrontationsdrohung uns zum 
Rückzug bewegen wird. 
Jede:r, der ve:rsucht, bei uns e:inzumar­
schie:ren, wird nicht nur auf moderne, 
starke und gutorganisierte re\'olutionäre 
Streitkräfte stoßen, sondern wird auch 
den Widerstand von Millioncn organi-
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sierter. ausgebildeter und bewaffneter 
Bürger vorfinden. 
Die USA würden Millionen Soldaten be­
nötigen - die sie nicht haben - , nur um 
Kuba zu besetzen. Und am Ende würden 
die einmarschierte:n Truppe:n sich ge· 
schlagen zurückziehen müssen. ( ... ) 
fRAGE: Angenommen, die USA sage:n 
zu Ihne:n: Laßt uns einen Handel ma­
che:n. Wir we:rden die Blockade autne· 
ben, wir werden volle diplomatische Be­
ziehungen herste:lle:n, wir werde:n alle 
wirtschaftlichen und technischen Ver· 
bindunge:n mit Kuba e röffnen. 
Aber als Ge:genle:istung werden Sie auf· 
höre:n müssen, die Regierungen von Ni­
karagua, Angola und revolutionäre Be­
wegungen wie die SWA PO (Befre:iungs­
be:wc:gung Namibias: d. Red. ) zu unter· 
stützen. Was wird Ihre Antwort sein? 
F. CASTRO: Sie würden einen Preis for­
de:rn. der zu hoch ist rur unsere: Ehre: und 
unsere Prinzipie:n, im Austausch rur ma· 
te:rielle Vorteile. an denen wir nicht über­
mäßig interessiert sind. 
Aber sc:Jbst wenn wir an diesen Vorteilc:n 
intere:ssiert wären. würden wi( nicht e in· 
willigen. Wir könnten c:ine:n solchen Preis 
niemals bezahlc:n. ( ... ) 

Kuba ist wahrhaft eigenständig 

FRAGE:Die Reagan-Administration be­
harrt darauf, daß Sie eine: Marionette 
und e:in Strohmann der Sowjetunion sei· 
e:n. Worin besteht genau Ihre: Beziehung 
zur Sowjetunion? 
F. CASTRO: Unsere: Revolution ist e:ine: 
wahrhaft eigenständige:. 
Aber es war ein Glück rur uns, daß es die 
Sowjet union gab. Wir wären nicht fähig 
gewese:n zu überleben. wenn wir keine:n 
Absatzmarkt für unseren Zucker gefun­
den hällen (siehe AlB 1/1983,S.12ff.: 
d. Red. ), wenn wir keinen Zugang zur 
Versorgung unseres Landes mit Bre:nn· 
stoff und Öl gehabt hällen. wenn wi( 
ke:inen Zugang zur Versorgung mit Waf· 
fen gehabt hätten. die wir zur Verteidi­
gung gegen die Invasionsgcfahr. wie: in 
de:r Schwc:inebucht (e IA·lnvasion 1961: 
d. Red. ), gegen Mordkomplotte und Sa­
botage brauch ten. 
Die: Erklärungen Reagans machen mich 
nicht betroffen, e:r ist ein totaler Lügner. 
Es ist eine traditionelle Anschuldigung. 
Wir haben keinen wie auch immergearte­
ten Marioneltenkomplex. Die Sowjets 
haben in Kuba nicht ein einziges Besitz­
tum. 
Es gibt gegenseitige Be:ziehungen und 
Einnüsse. aber sie sind so unabhängig 
von uns wie wir VOll ihnen unabhängig 
sind. 
FRAGE: Es gibt Berichte. nach dellen 
Ihre Revolution am Rande des Zusam­
menbruchs steht und daß Ihrer Führer· 
schaft möglicherweise ein Endt: be:reitet 

wird. 
F. CASTRO: Wenn die kubanische Be­
völkerung sich nicht tief mit ihrer Revo­
lution identifiziert hälle:, hätten wir 
überwältigt wuden könncn, da die 
mächtigen USA a lle mögliche:n Formen 
der Aggression gegen die kubanische Re­
volution ange:wendet haben. 
Es ist unser Volk, das durchält. Das ist 
kein blinde:s, unkritisches Festhalten. Im 
Gegenteil. wenn Sie durch die Straßen 
ge:hen und die Kubaner spreche:n hören. 
ohne daß sie bemerken, daß Sie: kein 
Kubaner sind, werden Sie feststellen, 
daß sie: sehrcindeutig sind, wenn sie über 
Dinge sprechen, die sie: falsch finden. 
Wir sind uns der Tatsache bewußt, daß 
noch viel getan werden muß. Abe:r wir 
kommen vorwärts. Am Anfang waren 
Ideen alles, was wir hatten. Jetzt haben 
wir auch noch Erfahrung. 
Zum ersten foolal sind die Kubane:r He:rren 
ihre:s e:igene:n Landes. Niemand kann sie 
herabwürdigen, weil sie schwarz sind, 
oder sie diskriminieren. weil sie Frauen 
sind. Ihre ge:se:llschaftliche Ste:llungwird 
nicht durch ihr Einkomme:n be:stimmt. 
Unsere Wirtschaft ist mit einer jährlichen 
Durchschnittsrate: von 4,7% während der 
letzten 25 Jahre gewachsen. eine: der 
höchsten Wachstumsraten des Konti­
nents trotz de:r US·Blockade. Und in l.a­
teinamerika sind wir das zweite: Land im 
I)ro-Kopf-Verbrauch an Nahrungsmit­
teln. Auf den Gebiete:n Gesundheit, Er­
ziehung, Kultur und Sport sind wir auf 
Platz I der Dritte·Welt·Länder und be:s­
ser als vic:Je Industricländer. 

Das ist nicht meine, sondern eine 
Volksrevolution 

Es wird Sie überraschen, wenn ich Ihnen 
sage, daß es unter Beriic ksicht igung der 
Gesamtbe:völkerungszahl in cle:n USA 
mehr Analphabeten und Halbanalpha· 
bctengibt als in Kuba. 
FRAGE: Was passiert mit fideI s Revolu· 
tion, wenn Fidel geht? 
F. CASTRO: Das ist eine merkwürdige 
l\leinung im Ausland. daß das meine Re­
volution sei und daß sie mit mir sterben 
wird, sobald ich einmal sterbe. 
Lassen Sie mich Ihm·n sagen: Ob Fidel 
da ist oder ob Fidel stirbt, diese: Revolu­
tioll wird weitergehen, weil es die Revo­
lut ion des Volkes \"on Kuba ist. 
Es gibt hier eine kollektive Führung. Wir 
sind hier ein geeintes Volk. und wir ha· 
ben Tausende VOll Kadern mit einem ho· 
hell Wissensniveau und mit Erfahrung im 
gemeinsamen Arbeiten in der gleichen 
Richtung, auf das gleiche Ziel hin. 
Das ist nicht Fidels Revolution, da$ ist 
eine Volksrevolution. Und ich sorge 
mich nicht um die Zukunft. 
(Quelle: Newsw,,",ek, New Vork, 
9.1.1984, S. 27-30) 



Angola 

Jürgen Ostrowsky 

Der unablässige Aggressionsdruck 
Was reaktionäre Puuchmanöver, der 
Vernichtungsfeld:wg der FNLA- und 
UNITA-Truppcn gegen die angolanische 
Volksbefrciungsbcwcgung MPLA und 
eine südafrikanische Invasion 1974-76 
nicht fertig brachten, nämlich Angola 
nach 14 Jahren antikolonialem Befrei­
ungskampf in ein neokoJoniales Anhäng­
sel 'Zu verwandeln, das soll mittelfristig 
ein Zcrmürbungskrieg t.uwcgc: bringen. 
der seinesgleichen sucht. 
Seit 1981 sind periodische Überf.ilIe der 
südafrikanischen Armee und Luftwaffe 
an der Tagesordnung. Seitdem hält die 
sliindigc Drohung mit Militäraktionen 
die Volksrepublik Angola (VRA) in 
Atem. Seitdem haben südafrikanische 
Truppen 50.000 qkm im Süden des Lan­
des besc:(J;{. 

Zermürbu ngsk rieg Südafrikas 

Der "unerklarte" Krieg Südafrikas, der 
seit der mit kubanischer Hilfe zurikkge. 
schlagenen Invasion von 1975 andauert, 
forderte seit 1981 über 10.000 Men· 
schenleben. Den materiellen Schaden be· 
zifferte Angolas Außenminister Paulo 
Jorge aufrund 8 Mrd US·Doliar. 
Der systematische Ruin Angolas soll das 
strategische Zid Südafrikas einlösen: 
den Sturz der Regierung der revolutionä· 
ren MPLA·Partei der Arbeit. ihre Erset · 
zung durch ein ncokoloniales Regime 

(vorLUgsweise des Chefs der von Südafri· 
'ka wieder aufgemöbdten UNITA,Jonas 
Savimbi); und "on der damit angestreb. 
ten Schaffung eines wohlgesinnu:n Puf· 
ferstaates verspricht man skh schließlich 
eine Lösung dor Namibia·frage nach Pre· 
torias Vorstellungen durchziehen zu 
können. Die offiliellen Zielsetzungen 
der wiederholten Oberr:ille - "begrenz. 
te" Schläge gegen angebliche Balen der 
namibischen Befreiungsbewegung SWA· 
PO - reduzieren sich so auf durchskh· 
tige Vorwände. 
Auch beim letzten t\ngriff Südafrikas im 
Dezember 1983 handelte es ,ich in erster 
Linie um einen Fddzug. der zivile lide 
traf: Ortschaften, Industrieanlagen, die 
Erzminen von Cassinga, Verkehrsverbin· 
dungen und schließlich }-' Jüchtlingslager. 
Und was von Südafrikas Behauptungen 
zu halten ist, demonslriene ein schein­
heiliges Truppenentflechtungsangebot 
I'rct orias an die VRA Olm 15.12.1983: 
Seit dem 6. Dezember jedoch war - so 
die Frankfurter Allgemeine - die Offen­
sive .,im ,"ollen Gang gewesen". 
Sudafribs Cberralle sind aufgroßnachi­
ge und nachhaltige Zerstörungen ange­
legt. Die Ergänzung dieser Strategie bil· 
det der von der UNITA verbreitete Ter­
ror in weiten Landestc:ilen. 
Die Sprengung wichtiger Einrichtungen 
wie Eisenbahnlinien, Morde an MPLA· 
Kadern, Entruhrungen von technischen 
Beratern bilden das Handwe:rk de:r 

UNITA - überwiegend Verbreche:n (et­
wa die Ermordung mehrerer Geistli­
cher), die "ansonsten" das westlich~ 
Weltgewissen in Wallunge:n zu setzen 
pne:ge:n. Aber die UN ITA ist eine ,.anti­
kommunistische Widerstandsorganisa­
tion", deren Bedeutung und Einnuß im 
übrigen be:wußt maßlos übertrieben 
wird. 

UNIT A-Anschläge verunsichern 

Savimbis "Herrschaft" über angeblich 
die Hälfte Angolas beschränkt sich auf 
sein südafrikanisches Lehen in jenen 
50.000 besetzten Quadratkilome:tern so­
wie: auf einen begrenzten Erfolg beim 
Schüren von Stammesgegensätze:n im 
südlichen Angola gegen den Norde:n des 
Lande:s. Daß die UNITA gleichwohl in 
den meisten Lande5leilen ihre Aktionen 
durchführen konnte, verwundert nicht 
angesichn der GröBe, dünnen Besiedlun· 
gen und Unerschlossenheit Angolal. 
Hinzu kommt die Bindung der Haupt· 
kraft der Volksbdreiungskriifte (F AP· 
LA) durch die Südafrikane:r. Als indenen 
die MI'LA im Iierbst 1983 eine umfang­
reiche Gegenoffensive gegen die UNI'I'A­
Schlupfwinkel durchruhrte, waren viele 
von diesen schnell beseitigt. 
Die Hauptwirkung der UN ITA belieht 
freilich darin, daß sie beiträgt zur Verun­
sicherung der B~völkerung, zur Ein­
schränkung der Winschaftstätigkeit in 
weiten Gebieten und damit zur Ver­
schärfung der wirtschaftlichen Probleme 
des Landes. Das Niveau der Aggrenion 
bis zu welchem Sudafrika und die 
UKITA bislang gingen, reicht aus, um 
viele Entwicklungsansätze zu unterbin­
den und erfolgreiche Be:mühungen zu­
nichte zu machen. "Der Zustand des 
Krieges und der Unsicherheit ist das 
lIaupthindernis rur die Entwicklung", 
resümiert Angolas Planungsministcr 
l.opo do Nascimento. 1 

Die wiruchaftlichen Rückschläge und 
das Fehlen von Fachkräften initiieren 
einen verhccrcndell Kreislauf, an dessen 
Ende (IUalitative Verschleehterungcn 
stehen. 
Der Kaffeeanbau liefert ein Beispiel. 
1975 war Angola viengrößter Kaffee­
produzent der Welt. 500.000 hOl erbrach· 

,. 
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ten über 200.000 t (Export-)Kaffee. Zu­
sätzlich zu allen negativen Auswirkun­
gen der Kriege von [974/75 haben Ka­
dermangel und Bedrohung, schließlich 
eine langanhaltende Dürre, dazu geruhrt, 
daß die': Produktion nur mehr auf 30.000 
ha staHfindet und 1982 nur noch 1/10 
der früheren Menge erbrachte. 2 

VRA-Dringlichkeitsprogramm 

Der Rückgang der Exponerlöse ver­
schlechtert die ~'Iöglichkeiten des Lan­
des, wichtige Investitionsgüter zu impor­
tieren, lUmai die Finanzen der VR Ango­
la dadurch extrem angespannt sind, daß 
50% des Etats in die Verteidigung ge­
steckt werden müssen. Der Prcisverfall 
auf dem Weltmarkt rur Kaffee. aber auch 
rur Erdöl und zeitweilig Diamanten, 
macht diesen noch zum Verbündeten der 
südaf rikan ischen Dcsta bil isieru ngsstra­
tegie. 
Der Kadermangel - verschärft dadurch. 
daß Ende 1982 die Wehrpflicht einge-

I 

fUhrt werden mußte zieht auch Herd­
ehe in ~Iitleidenschaft. in denen die 
Volksrepublik große Anstrengungen uno 
ternehmen wollte: Erziehung und Ge­
sundheitswesen. Den kuba nischen fo:x­
perlen kommt infolgedessen umso 
größere Bedeutung zu. 
Dies verdeutlicht, warum Südafrika die 
kubanischen Freiwilligen - I\lilitär wie 
Zivilpersonen durch das absurde.) unk­
tim mit einer Namibia-Lösung (siehe Ge­
spräch mit Tjongan::ro: d. Red.) aus dem 
l.and haben will. Nieht nur die militäri­
sche Entblößung Angolas wäre die Fol­
ge, auch I:.rrungenschaften der Revolu· 
tion gerieten in noch größere Gefahr. 
Das Ziel, die Revolution von den Massen 
zu isolieren, denen sie so niehts mehr zu 
geben vermöchte, rückte in den Augen 
l'rctorias näher. 
Bislang ging die Rechnung nicht auf. Das 
angolanische Volk. vor allem jener Teil, 
der den Befreiungskrieg seit 1961 miter­
lebt hat, wdß, welcher Zukunft es sich 
gegenübersähe ,gelänge Pretorias Plan. 
Die I\II'LA-Führung setzte Anfang 1983 

Pa .. <J( der UNITA . 11'83 Jahr dcr .nukoban,,,,,h(ft I'rodu~uon' 

mit dnem 12-Punktc-Dringlichkeitspro_ 
gramm auf die Mobilisierung des Volks­
widerstandes an allen Fronten. Es be­
inhaltet die Konzentration aller Kriifte 
und Mittel auf solche Bereiche, die für 
die Sicherung der revolutionären Errun­
genschaften und die weitere Entwiek­
lungwiehtigsind. 
So verheerend die Auswirkungen der In­
tervention Südafrikas für das angolani­
sche Volk auch sind, es vermochte nicht, 
die SWAI'O zu vernichten. die in :"iami­
bia ihre 8asis hat, und nicht, wo Südafri­
kas I' ropaganda sie hinversetzt. Und die 
UNITA erlitt empfindliche Niederlagen. 
Zudem ist eine international akzeptierte 
Namibia- Lösung nach Südafrikas Ge­
schmack ferner denn je. 
Dies hat Südafrika bewogen, bei seinem 
letzten Angriff eine gefiihrliche Eskala­
tion zu riskieren. die direkte Konfronta­
tion mit kubanischen und angolanischen 
I:.inheiten. Der Krieg nahm e ine neue 
Qualität an. 
Für l'retoria war das Ergebnis weniger 
ruhmreich als seine Kommuniques glau. 
ben machen wollen. Nirgendwogelang es 
seinen Truppen, die Verteidiger zu über­
rennen. die eigenen Verluste waren 
empfindlich. Bei Luftangriffen blieben 
eine AnLahl moderner J,Igdnug.:euge auf 
der Strecke. 

"Unhei mliche Dimension" der 
Dezemberaggression 

Schärfer als J.uvor \\<lT auch die interna­
tionale Verurteilung. Im UN -Sicher· 
heitsrat enthielten sieh di<." USA lediglich 
der Stimme, als eine Resolutio!lSvorlage 
den bedingungslosen AbLug Südafrikils 
forderte. Zudem scheint die Regierung 
Reagan von der Junktim-Forderung ab­
zufÜch·n. Die auf keinerlei Rücksichll'n 
bedachte I'olitik l'retorias stört auch die 
Uberlegungen der westlichen Regierun­
gen, in den Naehbarstaaten Südafrikas 
l:.innuB zu behalten. Die Furcht geht 
um, Siidafrika treibe diese "in die Arme 
Moskaus·'. 
Kommentatoren in Südafrika beschrie­
bt'lI di~' ~skalation des Krkges gegen cl; .. 
VR Angola als "neu,', unh"imliche Vi­
mension".3 :\1,111 k,lnn es auch l·int· er· 
n<:ute Bq;egnung des Rassistcnrqo:ilnes 
mit dem Internationalismus nennen. Dk 
Sowjctunion hat J.ud(·m Si.JdJfrib eine 
unlllifheTständlichc Warnung vor wdte­
({'n Sehrit!<"n Lukomm"1J IdSs(·n. d;" auf 
die Vernichtung dn ;lIlgo1Jnist·h(·n Re­
\'olutiolJ alnickn. 

Anm<:rkungen: 
I) Afri4ue A,i~. Special. Paris, Nr. 3 10{ 

5.12.1983, S. XXVII 
2) M"rktinrormation Angola. lVirtsch~ft~chc 

Entwicklung 1982{83, Hrsll. BundeSStclie 
flir Au6cnhanddsinform~ti.>n. Köln, Okto· 
b<:r 1983,5.1 

3) .Fraukfurter AIlg.:mcinc Z<:ilung, 9.1.19114 



Namibia 

Interview mit Daniel Tjongarero 

Die SWAPO häH nichts 
von der Bonner 

AlB: Die 5WAI'0 veröffentlichte eine 
Erklärung, in der die Absicht der bundes­
deutschen Regierung, Projekte in Na­
mibia finanziell zu unterstützen, scharf 
verurteilt \\ urde. Wie begründen Sie die 
Ablehnung derartiger Projekte? 
D. l JO NGARERO: Jegliche Art von 
"Entwicklungshilfe", die Namibia vor 
sdner Unabhängigkeit erhält, kann nur 
als Versuch lLngcschcn werden, der wi· 
derre<;htlichen Besetzung Namibias 
du rch Südafrika Glaubwürdigkeit und 
Anerkennung zu verleihen, sowie als Le­
gitim ierung seines ethn ischen Bantustan· 
systems und sein<:s Marionettcnrcgimes 
in Namibia. 
"I:..ntwicklungshilfe" kann cs nur zwi­
schen souveränen Staaten geben. 
Seil der vcrhclTcndcn Dürre in Xamibia 
1982/83 wahrend der die derzeitige 
KOloniah'erwaltung so gut wie nichts tat, 
um die Leiden der ~Ienschen (insbeson­
dere der schwarzen Landbevölkerung in 
~amibia) und der Tiere zu lindern und 
wahrend der dil- lI ilfe gegen die kata­
strophalen Folgen der Dürre von der 
Unterstützung dieser Administration 
oder einer ihrer 11 ethnischen Verwal­
tungen abhängig gemacht wu rde - hat 
das Besatzungsregime in Namibia die in­
ternationale Gcmcinsch.tft dringend er­
sucht, der leidenden Bevölkerung Nami­
bias zu helfen_ Dabd war alle rdings kei­
neswl)!:S ein Interesse Hir Namibia das 
Mot iv. 

Die lI ilfsgüter sollten über Windhock 
wcitergelcitl·t werden. Dies war cin ein· 
deutiger Versu(h, die illegale Besetzung 

Vo m 12.12. 1983 bis Anfang Januar d.j. hielt die bislang größte Offensive südafrika· 
nischer Truppen gegen Angola von namibischem Bode n aus an. Ihr erklartes Ziel 
lautete auf "Zerschlagung" (so Südafrikas Armeechef Gleeson) der dortigen Lager 
bzw. Basen der Südwestafrikanische n Volksorg-.misation (SWAPO). Die Invasoren 
kamen der Fo rderung des UN-Sicherheitsrates, Südafrika müsse bedingungslos und 
unverzüglich aus Ango la abziehen , erst mit Verzögerung nach . Ausgeschlagen wurde 
vo n Pretoria der Vorschlag von SWAPO·Präsident Sam Nujoma, der UN·Generalsek· 
retär solle offiziell einen Waffenstillstand zwischen Südafrika und der SWAPO durch 
dire kte Gespräche vermitteln. Anfang januar d .j. beschloß die UN·Voliversamm lung 
Maßnahmen zur Beendigung der kolonialen Abhängigkeit Namibias, wobe i sich die 
USA, Großbritannien, die Bundesrepublik u.a. der Sti mme enthielten. 
Daniel Tjongarero, stellvertretender nationaler Vorsitzender de r SWAPO mit Sitz in 
Windhoek, äußerte sich im Gespräch mit dem AlB zur Namibiapolitik Bonns und zum 
Stand einer Namibialösung. 

Namibias durch internationale Unter­
stützungsmaßnahmen, insbesondere sei· 
tens der BRO, aufzuwerten. 
Ein zweiter Grund rur diesen "Umweg" 
besteht darin, daß damit gewisse Vorbe· 
halte gegenüber den sog. ethnischen Le­
gislativorganen abgeschwächt werden 
sollten. um sie mit einem Mantel der 
Respektabilität und Glaubwürdigkeit zu 
umgeben. Auch soll dadurch die Unter· 
schlagung von Geldern, die von der Thi· 
rion·Kommission (benannt nach dem 
Leiter der Untersuchungskommission, 
die von den Besatl.ungsbehörden einge­
setzt wurde; d. Red) im September/Ok­
tober 1983 enthüllt wurde, vertuscht 
werden. 

FaJschspiei der " Kontaktgruppe" 

Aufgrund die~er und anderer Faktoren 
hat das Volk von Namibia diese sog. 
"Zwischen "-Ent wicklungshilfe katego· 
risch abgelehnt. die de facto einen Ver· 
such darstellt, neue Lösungen in Bezug 
auf Namibia zur Sprache zu bringen. 
während die Verwirk lichung der UN·Re­
solution 435 ,-on 1978 sogar in den 
Ländern ganz hinten auf der Tagesord· 
nung steht. die lieber sogleich Nutz­
nießer der Entwicklung :-Iamibias sein 
möchten, als I.ucrst seine Unabhängig­
keit voranzutreiben. 
A lB: Sich t die ~WAI'O hinter den jetzt 
vorgeschJagcm:n Projekten eine Ande­
rung der bundesdeutschen Namibiapoli­
tik? 

8.",ohn<f de> SWAPO·~lilch'hn"l.alers 
und Cah.rn •• n"ch den IIombenabl"rren 

D. TJONG AR ERO: In gewisser Hinsicht 
scheint diese " neue" Politik von der der 
früheren Regierung abzuweichen. Dies 
gilt dahingehend. daß es damals seitens 
der BRD keine offe ne Unterstützung der 
konterrevolutionären, gegen eine wirk· 
liche Unabhangigkeit gerichteten Kräfte 
gab. 

Aber es ist natürlich klar, daß diese 
Kr'.ifte von den konservativen politi. 
sehen St iftungen und ,,~tillionaren" ver­
deckte Unterstützung erhalten haben . So 
kann man zum Beispiel interessehalber 
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fragen, woher die Schulungsdnrichtun­
gen ftir "Beamte", die in den späten 70er 
jahren in Otjiwarongo entstanden sind, 
kommen. 
Von daher ist es wohl guechtfertigt, ei· 
nen Wandel in der bundesdeutschen Po· 
litik zu verneinen. denn der einzige Un­
terschied besteht darin, daß das, was bis 
vor kur.tem von Kreisen, die nicht der 
Regierung angehörten, als Hilfe zur Oe­
stabilisierung der Unterstützung Hir die 
SWAPO in Namibia zur VerHigung ge­
steilt wurde, jetzt in .,Entwicklungshil­
fe" ftir sog. Projekte umgewandeh wird. 
Und es steht außer Zweifel. daß dies 
einen weiuren Versuch darstellt, die 
schwarze Mittelklasse zu stärken - als 
Puffer gegenüber den Interessen derwei­
ßen Minderheit. 
AlB: Welche Auswirkungen hat diese Po· 
litik auf die westliche "Kontaktgruppe" 
(USA, frankreich, Großbritannien. Ka­
nadaunddießRD,gegr.1977)? Esgab 
ja bereits Spaltungen in dieser "Kontakt­
gruppe" durch den französischen Wider­
stand gegen eine "Verknüpfung" des Ab· 
zugs kubanischer Truppen aus Angola 
mit der Unabhängigkeit Namibias. Und 
Anfang Dezember 1983 erklärte frank ­
reich seinen Austritt aus der Gruppe ... 
D. TjONGARERO: Die Auswirkungen 
dieser Politik auf die "Kontaktgruppe" 
kann man als minimal bezeichnen. 
Zunächst einmal kann man kaum von 
einer .,Kontaktgruppe" sprechen, da die 
anderen vier Mitglieder der Gruppe ihr('. 
Verantwortlichkeit Chuter Crock('.r 
(Unterstaatssekretär der USA; d. Red. ) 
übertragen haben, d('.r heute als man 
kann fast sag('.n alleiniger - Unterhänd· 
ler der "Kontakt gruppe" auftritt. 
In Wirklichkeit hat die Gruppe schon 
längst in j('.der Hinsicht aufgehört "ZU 

N~nI;b;!lChe Farmer mit lOl<' m und hungerndem Vi.h 
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existieren. 
i\lan kann heute nur mehr von der Reso­
lution 435 und insbesondere von dem 
südafrikanisch-amerikanischen Konzept 
des ,Junktims" sprechen, das den Ver­
handlungsprozeß auf den Stand von 
1977 zuriickgeworfen hat (zum Schei· 
tern der Namibia-Initiative Angolas 
1982/83 siehe: AlB 5/1983. S. 10 ff.; d. 
Red.). Diese beiden Länder haben die 
.. Verknüpfung" des Abzugs der Kubaner 
aus Angola mit der Unabhängigkeit Na­
mibias in dem Bewußtsein gefordert, daß 
sie rur die SWAPO ein unüberwindbares 
Hindernis darstellt, da sie mit der Volks­
republik Angola, einem Gastland der 
SWAPO, nicht über fragen, die ein sou­
veränes Land betreffen, verhandeln 
kann. 
Es scheint jedoch. daß nach der Abtre· 
tung ihrer Verantwortlichkeit an Crok­
ker die anderen Mitglieder der Fünf!';!­
gruppe (außer Frankreich) durch ihr 
Schweigen diesem .Junktim" ihren Se­
gen gegeben haben und hinter ihm ste­
hen. auch wenn sie es damit rechtferti· 
gen, ,.daß es wenigstens dazu beitrag!';n 
wird, das Namibiaproblem zu lösen". 

Die Möglichkeit einer Verwirklichung 
der R!';solution 435 des UN·Sicherheit s­
rates liegt heute in viel weiterer Ferne als 
man 1978 dacht!';, da ihr alle Konnikt­
parteien zustimmten. Der Bericht des 
UN-Generalsekretärs Perez de Cuel1ar 
und sein Besuch in Namibia haben uns 
ihrer Durchsetzung keinen Schritt näher 
gebracht. 

AlB: Während die V!';rhandlungen durch 
das besagte .Junktim'" blockiert waren, 
brach die Marionettenadministration im 
Land selbst zusammen. Sehen Sie da ei­
nen dir!';kten Zusammenhang? 

D. TJONGARERO: Zwischen dem 
,Junktim" und der "Auflösung" der Ma· 
rionettenregierung zu Beginn des jahres 
1983 muß es einen silbernen faden ge­
geben haben. 
Das ,Junktim" v!';rlangt von der SWAPO 
w!';der Zustimmung noch Zugeständnis­
se, so daß es - zeitlich gesehen - ein 
unbestimmtes lIindernis ist. Die Ma­
rionettenregierung wurde aufgelöst. weil 
ihr Herr und Meister Südafrika nicht da· 
von überzeugt war, daß sie eine Wahl 
entsprechend der Resolution 435 gewin­
nen könnte. 
Deshalb mußte eine neue Frontgebildet 
werden, die sowohl diejenigen. die die 
politischen Fäden in der Hand hatten, als 
auch eine Anhängerschaft überzeugen 
konnte. 

Vom "Staatsrat" zur Vielparteien­
konferenz 

Der "Staatsrat" sollte diese besondere 
Rolle erftillen, während er gldchzdtig 
Maßnahmen Hir eine " lnterims"lösung 
vorbereitet!';, eine neue Verfassung ausar­
beitete und andere "Obergangs"vorbe­
Teitung!';n traf. 
Für einige war dieser "Staatsrat" unan­
nehmbar. weil ihre politische Glaubwür­
digkeit durch eine Kollaboration Scha­
den nehmen könnt!';. Andere, insbeson­
dere die Marionetten , versprachen sich 
von einer Ablehnung mehr Glaubwürdig­
keit und Respektabilität für sich selbst. 
Und wieder andere waren dagegen, weil 
sie grundSätzlich nicht kollaborierten 
und weil sie nicht gewillt waren, einer 
Anti-SWAPO-Frollt bdzutreten, deren 
Schaffung der eigentliche Zweck des 
Versuchs war, einen "Staatsrat" zu in­
stallieren. 
Ein neuer V!';TSuch mußte gemacht wer­
den, wie schon in der Kolonialg!';­
schichte: die Vielparteienkonferenz. 
AlB: Eröffnet diese Ablehnung Möglich­
keiten zur Zusammenarbeit mit anderen 
Kräften im Land? 
D. TJONGARERO: Urspriinglich. \'on 
der SWANU, vielleicht sehr naiv und arg­
los. geplant, wird die Vielparteienkon­
ferenz heute indirekt von Kräften be­
herrscht. die gegen Entkolonisierung 
und gegen die Befreiung Namibias auf­
treten. 
Dies verursacht einige Verwirrung unter 
den wahren Nationalisten. Es ist eine der 
Hauptaufgaben der SWAPO, mit Einmh­
lung, Hingabe und überzeugung zu einer 
Neugruppierung beizu tragen. 
Die Zusammenarbeit unter den schwar­
zen Nationalisten erhält eine neue Di­
mension in der förderung der nationalen 
Einheit unter dt'r Führung der SWA PO. 
Und dies ist etwas, was dem gesamten 
südafrikanischen Apparat in Namibia 
schlaflose Nächte bereitet. 



Palästina 

Arafats 
Unmittelbar nach der Evakuierung Yas­
sir Arafats und seiner 4.000 Getreuen am 
20. Dezember J 983 aus Tripoli geriet die 
Palästinensische Befreiungsbewegung 
(PLO) erneut in eine Zerreißprobe. 
Im "S<;hwarzen November", der 
Schlacht um die': nordlibanesische Stadt 
Tripoli. hatten die palästinensischen Re­
bellen unter Abu Moussa die bislang 
schwerste innere Krise der PLÜ herauf­
beschworen. Nun sorgte der PLO-Vorsit­
zende Arafat selbst für den Konflikt­
stoff, als er sich im Alleingang der Aus­
söhnung mit Ägypten verschrieb. 
Bei ihrer Begegnung am 22. Dezember 
1983 in Kairo kamen Y. Arafat und 
Ägyptens Präsident Ho!ni Mubarak über­
ein, "die Konsultationen zwischen der 
ägyptischen und palästinensisehen Seite 
mit Blick auf die: Verwirklichung eines 
umfassenden und gerechten Friedens in 
der Region fortzusetzen". 1 

Mäßigung der PLO 

Der I'LO-Vorsitzende begründete dieses 
Zusammengehen damit, daß "Ägypten 
das wahrhafte Bollwerk des Palästinen­
sischen Volkes und seines Kampfes um 
die Rückerlangung Palästinas" sei. "Das 
Wichtigste ist ftir mich", so fuhr er im 
Beisein Mubaraks fort, "daß dieser Be­
such die Einheit der Arabcr fördern 
wird." Präsident Mubarak revanchierte 
sich, indem er Arafat als "einen gemäßig­
ten Führer der Palästinenser" wür­
digte. 2 

Die Kontaktaufnahme zwischen Arafat 
und dem l\Iubarak-Regime war insge­
heim schon im Herbst 1982 angelaufen. 
Mitte Januar 1983 hatte der PLO-Vorsit­
zende im Gespräch mit der ägyptischen 
Wochenzeitung Al-Ahram Iktisadi 
Ägypten die Handreichung angeboten 
und betont, er verlange von Kairo weder 
eine Aufkündigung der Separatfrkdens­
vereinbarungen von Camp David (vom 
September 1978 unter Beteiligung der 
USA) noch eine Distanzierung davon.3 

Ägyptens Außenminister Butros Ghali 
sprach im ~Iai 1983 davon, daß die Be­
ziehungen seiner Regierung zur PLO 
"wiederhergestellt worden seien und 
jetzt normal sind. Wir stehen in Kontakt 
mit den Führern der PLO, und fahren 
fort, sie zu beraten. Unser I.'rsta Rat­
schlag besteht darin, die Gespräche mit 
der jordanischen Administration fortzu-

Walid Burhani .. 
mit Agypten 

, . 
, \ , . 

" . 
.~ --

t • I • 

:~ .. ~ 
t t~ ,. 
•• • 

Kai.O<. lIo,og"u"g H Mub.a.oh (r.1 und Y. Arar." 

setzen, so daß wir mit der Anwendung 
der sog. Reagan-Initiative beginnen 
können. " 
Er bezeichnete den Reagan-Plan (WOrt­
laut in: AlB 11-12/1982, S.6) vom Sep­
tember 1982, der eine jordanisch-pa­
lästinensische Konföderation auf der 
Grundlage des Camp-David-Prozesses 
vorsah, als das beste Rahmenwerk für 
einen Nahost-I-'rieden. 4 

Ende 1982 hatte die ägyptische Regie. 
rung in einem 7-Punkte-Nahostplan 
dementsprechend ein "Autonomierecht 
der Palästinenser" gefOfdert. 5 Sie unter­
stützte nachdrücklich die Dialog-Bemü­
hungen um eine gemeinsame Position 
PLO-Jordanien, die allerdings im 
Märzll\pril 1983 wegen des Wider~tands 
innerhalb der PL06 erst einmal auf Eis 
gelegt werden mußten - und mit ihnen 
der Reagan-Plan. 

Die von Arafat anvisierte Annäherung an 
Ägypten wurde indessen durch verschie­
dene Faktoren gefördert; die Zuspitzung 
des Konniku der Fatah-Mehrheit mit 
Syrien und Libyen; die Verschlechte_ 
rung der Beziehungen Ägypten-Israel; 
Kairos Ablehnung der israelischen liba­
non-Intervention; die "maximale Unter­
stützung für PLO-Chef Arafat" (H. 
r-lubarak)7 und für seine loyalen PLO­
Einheiten bei der VerteidigungsschlachI 
von Tripoli im NO"ember 1983 gegen die 
palästinensischen Rebellen. 
Angesichts der aktuellen Krise der PLO 
rechnet sich das Mubarak-Regime offen­
bar größere Chancen aus, sein erklärtes 
Ziel zu verwirklichen, nämlich so B. 
Ghali "eine Umwandlung der PLO 
durchzusetzen, die Position der Gemä-

ßigten zu stärken ... 8 Eine Folge Tripolis 
war Ägyptens nunmehriges Eintreten da­
ftir, die "gemäßigten" Kräfte der PLO in 
die Separatverhandlungen mit einzube­
ziehen. 
Indem sich Ägypten so als Mittler zwi­
schen Washington und PLO-"Gemäßig­
ten" empfahl, spekulierte es darauf, mit 
der Ililfestellungder PLO und Saudi Ara­
biens die Wiederaufnahme in die Arabi· 
sehe Liga anbahnen zu köimen. In der 
Tat stehen die Chancen nicht schlecht, 
nachdem die Islamische Konferenz von 
Casablanca Mitte Januar dJ. bereits ent­
schied, Ägypten die Rückkehr in ihre 
Reihen zu gestatten. 
Im Jahr 1979 war Ägypten unter Präsi­
dent Sadat aus der Arabischen Liga aus­
geSchlossen, boykottiert und seither von 
der }>LO bekämpft worden. Denn sein 
Separalfriedensschluß mit Israel im März 
1979 hat:e eine umfassende Nahost-Ver­
handlungsJösung unter Teilnahme der 
I'LO und Syriens verunmöglicht. Und er 
hatte dem Gespann USA-Israel freie 
Hand für die Ausweitung seines militäri· 
sehen Zugriffs auf den Libanon und die 
Region verschafft. 
Die I'LO geriet unterdessen durch ihre 
militärischen Niederlagen, inneren Aus­
einandersetzungen und den Konnikt mit 
Syrien gegen Ende 1983 in ihre bislang 
wohl schwerste Krise. 
Mit seinem Alleingang nach Kairo hat 
Yassir Arafat einmal die Kluft zum 
FronlStaat Syrien vertieft und die Aus· 
sichten auf eine "amerikanische Lö­
sung" des Nahostkonnikts vergrößert. 
Kein Wunder, daß man in Washington 
dem Kaimer Treffen Beifall zollte, wo­
hingegen Israels Regierung Shamir Gift 
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und Galle spieh. 
Die in Gang gebrachte Rehabilitierung 
Ägyptens, ohne ihm vorher den Bruch 
mit Camp David abzuringen, erleichtert 
es den konservativen arabischen Regimes 
Jordanien, Saudi Arabien usw. unauWil­
\iger in Richtung Reagan-Plan einzu­
schwenken. Und das heißt, substantielle 
Abstriche an der arabischen Plattform 
von Fes lU machen, in der man im Sep­
tember 1982 einen eigenständigen Palä­
stinenserstaat unter Führung der PLO 
gefordert hatte. 9 

Von daher gehl es bei der Initiative Ara­
fats nicht nur um dessen selbstherrliches 
Vorgehen gegenuber den Leitungsorga­
nen der PLO und ihrer größten Organisa­
tion AI Fatah. die er zuvor nicht einmal 
konsultien hatte. Es geht um den Ver­
noß des I'LO· Vorsitzenden gegen die Be­
schli.isse der 16. Palästinensischen Natio­
nalratstagung vom Februar 1983 in AI­
gier, und damit um den Bruch mit der 
politischen Linie, die das höchste PLO­
Gremium im demokratischen Enuchei­
dungsprozeß festgelegt und der gewähl. 
ten Fuhrungaufgetragen hatte. 
1m Kern haben wir es heute damit zu 
tun, daß der rechle Fatah·Fli.igel, "ge· 
mäßigte" Burgermeister der okkupierten 
Gebiete wie Freij (Bethlehem) oder 
Schawa (Gau) und zentristische Fatah­
Kräfte um Yassir Arafat, entmutigt 
durch den Verlust der militärischen Ba­
stion Libanon, den diplomatisch-politi­
schen Kampf \'erabsolutieren. Die Berur­
wortung auch des bewaffneten Wider­
stands im okkupierten West jordan- ';Ind 
Gazagebiet seitens der I'LO- "Gemäßig. 
ten" blieb ein Lippenbekenntnis. 
Fakt ist, daß sie eine noch engere Anleh­
nung an das proamerikanische Lager um 
Saudi Arabien, Jordanien und Agypten 
betreiben. Gemeinsam mit diesen sind 
die .. Gemäßigten" dabei, Grundpositio­
nen des Fes-Planes gegen Elemente des 
Reagan.Planes einzutauschen, unter zu­
nehmender Preisgabe der antiimperia­
listischen Ausrichtung des palästinensi­
sehen Befreiungskampfes. 
So gesehen. ging Yassir Arafat mit seiner 
Annäherung an Agypten, das weiter zu 
Camp David steht und von WashingIon 
extrem abhängig ist (jährliche Militär­
und Wirtschaftshilfe von über I Mrd Dol­
lar), hohe Risiken .ein: Die gegen Syriens 
Zugriff zäh verteidigte Eigensländigkeit 
der PLO droht nun gegen eine saudisch­
ägyptische Vormundschaft einge­
tauscht, Arafat zum Gefangenen einer 
neuerlichen .• amerikanischen (Separat·) 
Lösung" festgemacht zu werden. 
Nicht zuletzt wird damit die Gefahr der 
weileren Aufspaltung oder des Zerbre­
chens dt'r PLO heraufueschworen. 
Natürlich ist dies kein Automatismus. 
Yassir Arafats Ägyptem·isite stieß in den 
Reihen der palästinensischen Herrdungs. 
bewegung auf breite Ablehnung. 
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Abgesehen von den prosyrischen Rebe!· 
lengrupp ierungen (I'" atah-D issident en 
um Abu Moussa, Ahmad Jibrils Volks­
front Generalkommando. Samir 
Ghochas prolibysche Kämpferische 
Volksfront und die baathistische Saib) 
verurteilten ihn auch die Mehrheit der 
loyalen Fatah. die Linksgruppierungen, 
die Burgermeister der Westbank (ausge. 
nommen Freij) sowie der unabhängige 
Nationalrats·Präsident Khaled al -Fa­
houm als Verstoß gegen die Beschlüsse 
der PLO-Organe. 
Die palästinensische Linke (Georges 
lIabbaschs Volksfront-I'FLP, Najef 
Ilawatmehs Demokratische Front -
DFLP, die Kommunistische Partei 
PCP und die Befreiungsfront - PLF) for­
derten darüber hinaus in einer gemein­
samen Erklärung vom 25.12.1983 per­
sönliche Konsequenzen aus dem Ägyp· 
tenbesuch und die Stärkung der Einheit 
der PLO. 
Eine Delegation der drei ersteren Organi. 
sationen forderte Anfang Januar d.J. in 
Verhandlungen mit dem Zentralkomitee 
der Fatah, Y .. \rafat mUsse, da er "den 
Weg der Kapitulation'" eingeschlagen 
habe, von seinen Funktionen entbunden 
werden. ll 

Kompromiß mit der Linken? 

In Entschließungen ihres Zentralkomi· 
tees und Revolutionsrates vom Januar 
d.J. distanzierte sich die Fatah zwar vom 
Agypten-Besuch ihres Vorsitzenden, 
aber von Arafals Ablösung oder einer 
Ablehnung seines neuen Kurses war 
nicht die Rede. 
Gewiß unterstrich die Fuhnmgder Fatah 
das Festhalten an den Beschlüssen des 
I'alästinensischen Nationalrats von AI­
gier und des Gipfels von Fes, welche 
auch als Basis Hir die Wiedereröffnung 
des Dialogs mit J ordanien zu dienen 
hätten. Andererseits wird eine Aussöh­
nung mit Syrien und Libyen verneint, 
soll der Annäherungsprozt"'ß an Ägypten 
fortgeHihrt und der Fes-!'Ian mit einem 
ägyptisch· französischen Vorschlag vom 
Juli 1982 vermengt werden. Letzterer 
hatte Bezug auf die UN·Resolution 
242 / 1967 genommen und rur das palästi­
nensische .,Selbstbestimmungsrecht ". 
die gegenseitige Anerkennung der Be­
trofknen und für die Verhandlungsbt'­
teiligung der !'LO plädiert. 12 

Doch eben hier begibt sich die Fatah in 
Widerspruch zu Algicr und Fes sowie zu 
den Positionen der Linken. 
In deren gemeinsamem ]'rogramm zur 
Obt'rwindung dt"'r PLO-Krise vom Okto· 
ber 1983 wird beispielsweise in dt'r 
Wied..-rherstellung d\'r Biindnisbe(it;hun · 
gen PLO-Syrien die Voraussetzung zur 
Abwehr imperialist isth-israelischer 
Lösungsversuche (Reagan-I'lan u.ä.) ge· 

sehen und jede Verwässerung des frie ­
densplans von Fes verneint. Die Aufga­
be eben dieser Grundposilionen aber 
ist im proägyplischen Kurs der Fatah 
angelegt. 
Es handelt sich wohl auch nicht um ei­
nen Zufall. daß sich die Fatah-Führung 
gegenwärtig zu den Forderungen der 
Linken nach demokratischen Reformen 
der inneren Struktur der PLO in Schwei­
gen hullt. 
Von daher bleibt es zweifelhaft. ob im 
Vorfeld des 17. l'alästinensischen Natio­
nalrats (er steht nach dem 15. Februar 
1984 voraussichtlich in Algier an) eine 
Kompromißformel zwischen AI Fatah 
und den Linksorganisationen zustande­
kommen wird. Während sich die Fatah­
fuhrung einig darin ist, daß rur die Re­
bellen wegen ihres militärischen Vorge­
hens in Tripoli kein Platz mehr in den 
Reihen der PLO ist, gibl es hinsichtlich 
des Umgangs mit der LinkeIl offenbar 
untl~ rschiedliche Auffassungen. 
Dem hinter Abu Iyad stehenden Fatah­
Flügel jedenfalls scheint die Einigung mit 
der "vernünftigen Linken"' unverzicht· 
bar. Aus seiner Sieht "repräst':ntieren die 
Volksfront. die Demokratische front 
und die Kommunistische Partei einen 
anerkennenswerten Sektor von Meinun· 
gen, der Anhänger bis in die Reihen der 
Fatah hinein hat". 
Khalt':d el·Hassan. rechter Exponent im 
Fatah·Zenlralkomitce, hielte es hin· 
gegen rur tragisch, ,.wenn die PLO-Lin · 
ken uns weiterhin ihre Regeln vorschrei­
ben wiirden"'.13 Yassir Arafat meint 
ganz ähnlich: ..... mit oder ohne sie (die 
Linken; d. Red. ) haben wir die Mehrheil 
innerhalb des ]'alästinensischen I\'alio­
nalrau, obwohl wir es eigentlich vorzie· 
hen würden, daß sie dort teilnehmen. 
Anders gesagl, mit der Fatah, den Unab· 
hängigen und der Arabischen Befreiungs' 
front (ALF, proirakisehe Gruppierung; 
d. Red.) wird die PLO überleben und 
siegen. ,'14 

Anmerkungen: 
1) Zit. nach: Le Monde (LM). Paris, 

2!'1./26.12. 1983 
2) International Herald Tribune (lHT), 

Paris/Zürich.23.12.1983 
3) ArabNew$,jidda,18.1.1983 
4) Ebcnda,2!'1.$.1983 
!'I) Wortlaut in: Saudi Gaulte. jidda, 26.11. 

1982 
6) Siehe im Einzelnen: AlB 1/1984, S. !off. 
7) Egyptian Gazette, Kairo, 7.11.1983 
8) Ghali· lnteniew mit der jerusalem POlit, 

Jeru$3.km, 21.·27.11.1982 
9) Wortlaut des Fn·Plam in: AlB 

11 ·12/1982.S.8 
10) Siehe:AIB4/ 1983,S.28-31 
11) Nach: AI·Hurriya, Damaskus. 1.1.1984, 

S.12 /13und L". 7.1.1984 
12) Vgl. Paliistina Bulletin, Bonn. Nr. 

1/6.1.1984 und 2/13.1.1984. je S. Hf.: 
sow;" Bericht von E. Roukau in: LM. 
20.1.1984 

(3) Ebenda 
14) Afriquc Asic, Pari5, Nr. 313/16.1.1984, S. 

19 



Tunesien 

Lothar A. Heinrich 

Die Hungerrevolte 

Das Szenarium zeigt seit Jahren nur ge­
ringe Abweichungen auf: Länder der 
sog. Drinen Weil mit einem relativ ho­
hen sozialökonomischen Entwicklungs­
stand. deren noch aus der Kolonialzeit 
ererbte Außclloricntierung auf den kapi. 
talistischen Weltmarkt von einer seit der 
Unabhängigkeit herrschenden cinheimi­
sch!;n Bourgeoisie verfestigt worden ist, 
werden Hauptopfer der Krise der kapita­
listischen Weltwirtschaft. 

An laß Preisexplosion 

Sie werden so gezwungen, sich dem Dik­
tat der Weltbank und des Internationa­
len Währungsfonds (1]\[ F) zu untenvcr­
fen. Oiese heiden Institutionen, die die 
Interessen zumindest die kurdristigcn 
~ der kapitalistischen Metropolen gegen­
üb..:r da kapitalistischcn I'eriphaic ver­
Iddigcn. zwingen den in Zahlungsbilanz­
schwkrigkdlcn befindlichcn Ländcrn 
eine Politik der "wahrelll'rdse" und der 
noch verstärkten Außenabhängigkdl 
auf. Und dert:n Lasten müssen slets voll 
\'on der werktätigen Bevölkerung und 
der Masst: der arbdtslosen odcr unterbe­
schäftigten Armt:n gt:tragt:n werden_ 

Wie im januar 1977 in l\.gypten oder im 
juni 1981 in Marokko - um nur die 
bekanntesten Beispiele zu nennen - ha­
ben die am 1.1.1984 in Kraft getretenen 
drastischen Preiserhöhungen für Grund­
nahrungsmittel diesmal in Tunesien zur 
sozialen Explosion geführt. 

Die Regierung unter ~Iinisterpräsident 
i\lohammt:d ~hali haUt: Preiserhöhun­
gen zwischen 70 und 108% rur Gries, 
Teigwaren und vor allem Brot verrugt. 
Waren dit- staatlich subventionierten 
Brotpreise auch seit 15 jahren stabil ge­
blieben , so waren die neuen Preise 
dennoch rur breiteste Kreise der Ilo.;völ­
kerung nicht zu verkraften, da gerade 
diese Produkte rur sie den überwiegen­
den Teil ihrer Ernährung ausmachen. 

Der Ablauf der Ereignisse läßt dnige 
Rückschlüsse auf die soziale und politi­
seht: Situation dt:s Landt:s zu. Die Unru­
hen begannen schon am 29.12.1983 im 
Süden des Landes, als sich die Bevölke­
rung verschiedener Oasen der Region des 
Chott el-Djerid erhob. 

Von dort dt:hnten sie sich auf die in der 
gleichen Region gelegenen Bergbau­
städte Gafsa und Kasserine aus, danach 
auf die Ilaft:nstädte Gabcs und Sfax, auf 

Kairouan, das religiöse Zentrum des Lan­
des. 
Dann griffen sie auf die Hauptstadt 
Tunis, die im höher entwickelten Nor­
den liegenden Städte EI Kef und Bizerta 

über. und sch ließlich sogar auf den !lei­
matort Präsident Bourguibas, Monastir, 
Hauptort der Küstenregion, des "SaheI" , 
aus dem ein wesentlicher Teil der herr­
schenden Klasse des Landes stammt. 
Es scheint, daß die Revolte zwei Haupt­
phasen durchlaufen hat. In den Oasen 
des Südens war sie offenbar zunächst 
spontan und unorganisiert und wurde 
vom Regime nicht besonders ernst ge­
nommen. Durch den Widerhall, den sie 
jedoch sehr schnell in den Bergbaustäd­
ten Kasserine und Gafsa fand. gewan n sie 
eine neue Qualität. 

Widerstandszentrum Gafsa 

Gerade Gafsa ist ein traditionelles Zen­
trum des Widerstandes zunächst gegen 
die französischen Kolonialherren und so­
dann gegen deren Erben, die tunesische 
Kompradorbourgeoisie, der es im Laufe 
der jahre immer mehr gelungen war, die 
anti koloniale nationalistische Einheits­
partei des Landes, die später euphemi­
stisch in Sozialistische Destour Partei 
(PSD) umgetau fte Neo-Destour Partei zu 
kontrollieren. 
In Gafsa ist das politische und gewerk­
schaftliche Bewußtsein überdurch­
schnittlich hoch. Diese - ob zwar abgele­
gene - Region ist stärker urbanisiert als 
der Durchschnitt des Landes. Durch den 
besonders hohen Anteil von Lohnabhän­
gigen ist sie auch besonders sensibel für 
die Auswirkungcn der Wirtschaftskrise. 
Gleichzeitig ist die Region der Oasen 
durch ihre kulturelle Tradition gegen­
über den auch aus anderen arabischen 
Ländern kommenden politischen und 
ideologischen Einflüssen des Arabismus 
besonders offen. Die Region von Gafsa 
hat die meisten Richter, Gelehrten und 
Dichter - so den Nationaldichter Aboul 
Qassim al-Chabbi - hervorgebracht. 

Dem damit einhergehenden Geruhl kul­
tureller überlegenheit steht seit langem 
die Unzufriedenheit mit der wirtschaft­
lichen Vernachlässigung und politiSChen 
UnterrepTäscntiertheit gegenüber. Eine 
wirkliche Entwicklung des Hinterlandes 
und insbesondere dieser Region scheiter· 
te bislang an der Politik der Abhängig­
keit, die von einer Bourgeoisie durchge+ 
führt wird, die nur nach den am schnell­
su:n rentablen Investitionen im parasitä­
ren Bereich oder in den Bereichen sucht, 
die auf die Ergänzung ausländischer 
Kapitalinteressen zugeschnitten sind. 
Der Klassencharakter des tunesischen 
Staates und die Herkunft seiner Reprä­
sentanten haben daher gewisse Städte im 
"Sahcl" gefördt;rt, die als Relais-Statio· 
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nen zwischen dem tunesischen und dem 
internationalen Markt fungieren. 
Diese Faktoren haben Garsa schon im­
mer zu einem Zentrum des Widerstandes 
gemacht, zuletzt als imJanuar 1980 eine 
aus Libyen kommende Gruppe bewaff­
neter Oppositioneller die Stadt zum 
Fokus für eine Revolution gegen das 
Regime machen wollte. Dieser Versuch, 
der bei der örtlichen Bevölkerung breite 
Unterstützung fand, forderte rund 300 
Menschenleben. Fast 2 J ahre zuvor halle 
es beim gewerkschaftlichen General· 
streik vom 26.1.1978 rund 400 Tote und 
1.000 Verletzte gegeben. 

Eingreifen Bourguibas in den ... 

Von dieser besonders sensiblen Region 
aus dehnte sieh nun im Januar 1984 der 
Aufstand schnell auf die Städte an der 
Küste und im Norden aus. Er gewann die 
Unterstützung von Studenten und 
Schülern. und vor allem auch die deroft 
ab Ergebnis der Landflu,ht dorthin ver· 
triebenen verarmten Massen der Elends­
viertel an den Rändern der Großstädte -
insbesondere von Tunis. 
Gerade hier gewann die Revolte durch 
die Einwirkung verschiedenslt'r politi­
scher Kräfte einen neuen Charakter. Die 
gerade hier häufigen Plünderungen und 
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Angriffe auf Symbole des von der lunesl­
sehen Bourgeoisie zur Schau gestellten 
westlichen Lebensstils sind einerseits 
spOntaner Ausdruck der sozialen Basis 
dieser Bewegung in den Städte des Nor­
dens. 

Parolen wie .,Es gibt nur einen GOI\" 
und "ßourguiba ist der Feind Gottes" 
lassen darauf schließen, daß die in Tune· 
sien seit längerem sehr ak t iven reaktio · 
näre n islam iSt;h-fundamen talist ist;hen 
Gruppierungen sich die Gelegenheit 
nicht haben entgehen lassen. Diesc Grup· 
pierungen haben ja, wie das iranische 
und andere Beispiele zeigen, einen we­
sentlkhen Teil ihrer Basis in deklassier­
ten Schkhten. 

Nebcn ihnen habcn skh aut;h andere 
Gruppierungen I.U recht oder zu unret;ht 
als verantwort lkh rur die Revolte er­

klärt, so etwa die Bewegung der Natio· 
nalen Tunesischen Opposition (MONT), 
eine Organisation, die die Tradition "on 
Salah Ben Youssef hot;hhält, dem 1961 
auf Bourguibas Anordnung hin ~'Tmor­
deten r;tdikal-nationalistiKhen Konkur­
renten des Präsidenten innnhalb d",r 
Neo-Dcstour. 

Demg",gcnüber waren sowohl dl'r inzwi­
schen durch die Wühltätigkcit d",r I'SD 
von einer Spaltung bedrohte Gewerk­
st;haftsbund UGrr wie auch die legalisti· 

sehe Opposition, von der liberalen Bewe­
gung Demokratist;her Sozialisten (l\IDS) 
bis hin zur Kommunistischen Partei des 
Landes nur Zaungäste dieses Klassen· 
kampfes. Das galt jedoch offenbar nkht 
rur die I'SD selber. 
Am 6. J anuar d.]. griff Präsident Bour­
guiba persönlich ein und kündigte die 
sofortige Rücknahme der Maßnahmen 
seiner Regierung an. Es kam zum Jubel 
derer, deren Revolte zuvor von Polizei 
und Armee blutig niedergeschlagen wor· 
den war. 
Ihre lautstarken Lobpreisungen des 
Präsidenten. der dOt;h in Wirklichkeit die 
Hauptkraft hinter allen von seinen Gna­
den existierenden bisherigen Mininer­
präsidenten und Regierungen ist, stand 
dabei in deutlichem Gegensat7. zu immer 
wieder auftauchenden Parolen gegen 
.\Iinisterpräsiden Mzali, der aut;h der 
designierte Nachfolger des Präsidenten 
ist . 

.. . ~lachtkampf der Neo-Destour 

Art und Zeitpunkt, in denen die Parolen 
gegen ~1zali vorgetragen wurden, vor al· 
lern aber die ostentative Zurikkhaltung 
der Innenminister Driss Guiga unterstell­
ten Ordnungskräfte, deuten daraufhin. 
daß die Brotpreisfrage von gegnerischen 
Fraktionen des Regimes rur den Kampf 
um die Nachfolge des Präsidenten instru­
mentalisiert wurde. 
Mohammcd Mzali hatte Irot7. des Wider­
standes aus den Reihen seines Kabin",tls 
die sprunghafte Preiserhöhung durchge­
setzt und so die Zeitst;hrift Afrique 
Asie möglit;herwcise gehofft, daß die 
Opfer ihm zuliebe stillhalten würden, um 
damit ihm als Repräsentant der liberalen 
Fraktion im innerpaneilkhen Mat;ht· 
kampf den Rücken zu stärken. 
Hingegen scheinen seine Gegner, ge­
st;hart um Innenminister Guiga. die 
Revolte unter der Hand gefördert zu 
hab",n, um Mzali zu stürzen. Diesen Ein­
drut;k jedenfalls muß Präsident Bour­
gu iba gehabt haben, als cr statt d",.s 
glücklosen Mzali Innenministt:r Guiga 
absetzte. 
Die Instrumentalisierung der Opfer der 
tunesischen Kompradorenbourgeoisic 
dureh deren verschiedene Fraktionen 
hat jcdot;h wieder einmal deutlich ge­
macht, daß es im Land keine politische 
Kraft gibt, die die Unzufricdcnhcit brei­
tester Be\·ölkcrungsschichtcn ideolo­
gisch und organisatorisch nutzbringend 
kanalisien'n kann. 
So sch6nt das tunesische Volk weiterhin 
dazu verurteilt zu sein. die blutigen Er· 
fahrungen von 1978. 1980 und 1983 
so l ang{~ in dcr cinen oder andcren Form 
aufs Neu~' mat;hen zu müsS\:n, wk ihre 
objektiven Grundlagen bestehcn blci­
bell. 



Register AlB 1983 
Das vorliegende Register 14m/aßt alle Veröffentlichungen des Jahre_< 1983, einschließlich der AIB-Aktuells (AA), Kurzjnformationen (KI), 
ln/odiem/-Meldungen (ID), Kommentare (KO), Rückblicke (R Gj, Buch- und Filmrezensionen. Es ist untergliedert in ein 
- Länderregister, da' A ,Iikel auffohrt. die ausschheßlich ell1 Land behande/n; in ein 
- Rcgioßcnn:gistcr, das Be,träge enthält, deren Inhalt über ein Land hinausgeht; Beiträge, die gleichzeitig wesentliche Aspekte zu einer Region 
und zu einem Land enthalten, [iuda, sich sowohl unler dem Lämier- als auch unter dem Regionenstichwort; 
- Stichwortregister, das neben Artikeln, die ausschließlich das Stichworllhema zum b,halt haben, auch Li;,lder- und Regionenbeitriige, die 
we>entliche Informationen zu einem Stichwort en/halten, berücksichtigt. 
Hinter den Einzelbei/riigen ;s/ uOr dem Schragstr'ch die He/mummer. dahinter die Seitenzahl angegeben. 

Länder 

Afghanistan 

Bemühungen um eine polili.\che 
Lösung (Kr) 
Verhandlungen mh Pakistan (Kr) 

I/55 
2{41 

W. Brönner, Tendenzwende zugunslcn 
der Regierung Karmal 4/19 
Gespräch mit Abdul Ghafar Lakanwal, 
Die Agrarreform geht weiter 4/21 
K. Ege, Die Regierung macht 
Boden gUI 7 - 8/45 
K. Ege, Die Intervention von außen 11 - 12/55 

Äthiopien 

Maßnahmen gegen die Hunger· 
katastrophe (KI) 
Gründung des Informationskrei>es 
Äthiopien (ID) 
V. MaierfH.J. Schlechter, Die Kam­
pagne gegen den Hunger 
Hunger-Hilfe konkret 

Angola 

M.A. Roclriguez, Verlauf der angola· 
nisch-südafrikanischen Gespräche 
überfalle von UNITA und südafrika· 
nischer Armee (KJ) 

6/46 

7-8/73 

9/13 
9/14 

5/12 

10/49 

Argentinien 

Generalstreik und Demonstrationen 
gegen die Diktatur (Kl) 1/52 
Massendemonstration rur Demokrati· 
siemng (Kl) 2/43 
P. Hiedl, Der "Marsch für die 
Demokratie" 3{28 
Generalstreik und Festlegung des 
Wahltermins (KI) 5/67 
Militär erklärt Verschwundene für tot 
(KI) 
Finanzkrise (Kl) 

6/46 
11-12{70 

Bahrein 

N. Baraki, Das Khalifa-Regime in 
Bedrängnis 
Bahrein·Daten 

Bangladesh 

Zulassung politischer Parteien (KI) 

Bolivien 

Wirtschaftlicher NoUtandsplan (KI) 
Spaltung der Regierungskoalition (KI) 

1{39 
1{40 

5/66 

I/53 
3{46 

COB fordert Regierungsbeteiligung und 
Änderung der Wirtsehaftspolitik (KI) 10/50 

Brasilien 

P. Garcia, Kongreßwahlen im 
Schatten der Militärs 1/15 

9/':14 Streiks gegen Wirtschaftspolitik (KI) 
J. Kühnert,lm Angesicht des 
Staatsbankrotts 11-12/49 

Chile 

Verstärkung der Widerstandsaktionen 
(KI) 
Verhaftungswelle und Gründung eines 
Oppositionsbündnisses (Kl) 
Solidaritätsaktionen (ID) 
Gründung der Demokratischen Allianz 
(Kl) 

2/43 

4/46 
5/65 

5/67 
K. Maurer, Aufbruch im 10.Jahr 
nach dem Putsch 7-8/56 
Sonderheft 2/83: Chile _ Pinochet 
am Ende? 
K. Maurer, Die Angst VOr den Barrikaden 
in Herminda de la ViClOria 
Chile·Daten 
Gründungserklärung der Gewerk· 
schaftsallianz CNT 

9{17 

9J19 
9/20 

9/21 
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Sichlweisen der chilenischen Lonkcn 
Gespr.ich mit M. Navarrete, Du Ver­
schwundenenprobtem in nicht P'UK 
G. Stuhy, Das Symbol Dlile und "ir 
Das Verhaltni, BRD-DliJe 
fLO. Vetter, DOlJ Lehntu.ck Dlile 
Abschlußerklarung des Munsteraner 
Dlile-Kongr~5e' 

Internationale' Ferienlager SaJvador 
Altende 
Aktions· und Materi.alspiegel 
Solidantäu.erom,uhung "OIilc 
kämpft - Nikaragua lebt" (10) 
4. Nalionaler PrOlesllal und Bildung 
eines Linksbundnisscs (KI) 

9/24 

9/S1 
9/S2 
9/34 
9/36 

9/S8 

9/S9 
9/40 

10148 

10/SO 
K. Maurer, Ocr lange Atem der 
Protestbcwcgung 11 12/4'l 
Hcbinkitagun, dcr Intcrnationa· 
len Chilc·Kommi$lion, Abschluß­
crklärung tur Menschenrechtst. 
in Chile 11-12/44 

China 

R. Ward, Die revanchistisehe 
AHiam:China-USA(2) 1/2 1 
Vcnhschiedull8 einer neuen 
Verfanun, 2/42 
R. Ward, Neuc Trends in Oiinas 
Außenpolitik 3/31 
Dic Afribtournee des Zhao Zirang 3/S1 
R. Wud, Gre~en der außenpobtischen 
Korrekturen Olin.:u (I) S/S9 
R. Ward, Greru:cn der außenpolitischen 
Korrekturen Dlina.s (2) 6/U 
20 Jahre "Polcmik uber die 
Generallinie" (RO) 6/42 
Militärische Provokationcn gegen 
Vietnam (KI) 6/47 
R. Ward, Grcnzen der außenpolitischen 
Korrckturcn ChinOlJ (3) 7-8/S2 
Oricnuerull8spunkte det 6. I'o'ationa· 
len Volk_kongrcsses 7-8/S4 
Ventärkte Zusammenarbeit mit 
dcn USA (KI) 11 - 12/70 

Ekuador 

Gencralureik gegen Wiruchafts· 
politik (KJ) 

EI Salvador 

Gespräch mit Jorgc M., Die FMl.."" 
crk.imph Positionsvorteile 
Dialogvonchlag der F"ILN/ FDR 
Besctzull8 von CDU·BUros (10) 
NiedcrLagen der Armee (KI) 
W. BrönnH. Die FMLN auf dem 
Vormarsch 
Reportage u.ber Guuapa 
Salvadonanische Flüchtlinge 
Tod .·on Commandlnte Ana Muil 
und Manandl .. Garcia Villas (KI) 
Letztes Intel'\lK:w mit Commandante 
Ana Mari<> 
Commandante Matcial, Die InHiati,'e 
liegt bei dcr FMLN 
Der tragische Tod dcr Commindlnteli 
Ana Maria und Marci.11 
Interview mit Oscar Armlndo 
Acevcdo 
Auf Distanz zUl"Salvadorianischcn 
FMLN/FDR? (KO) 
Int CTview mit Commandantc Maria 
Anlonia, Die FMLN schuf sich 
Vortcile (I) 
Interview mit Commandante Maria 
Antonia (2) 
Intel'\liew mit Commandanu Marii 
Antonia (3) 1 I 

" 

I/S3 

11 • 
1/10 
I{S2 
2{42 

3/14 
!I/I6 
3/19 

5/67 

6{10 

6/1l 

6/13 

,. 8/64 

7 13/76 

91 8 

10/40 

12/40 

Die FMLN durchkreuzt dcn 
"Plan Conara" 
Film und Lesetips (10) 

FranzÖsi.s<:he Kolonien 

Wahlsieg der Linken (KI) 

Ghana 

A. Conchigha. Belastungsprobe 

11-12/41 
1I-1'1/69 

4/47 

llir iUwlings 4/S6 

Grenada 

SohdaritäUproj<.kte (10) I /52 

'I , 

S/6S 
6/45 

Erklärung der Regierung Grenadas, 
Reagans faktische Kriegserkl.rung 
Untcnchriftensammlung gcgen 
US·lntervention (10) 
Solidaritä15matcrialien (10) 
Reagans Feuerprobe auf Grenada 
(AA) 11-121 3 

Guatcmala. 

Massaker an Indios (KI) 
D. Mies. Rios ~lonttJ "chrenwerte" 
Vernichtung der .. Subveniven" 
US+filfen für Aufstandsbelui.mpfung 
Verurlcilung durch dOlJ Tribunal der 
Völker (KI) 
Strategisches Dorf Ln Xej;albinte, 
Eine Region wird zum Ger.ngnis 
Militärputsch gegen Rios Montt (KI) 
P. Rosales, Das Gorilla·Karussell 

Guinca-Bissau 

I/SS 

2/S0 
2/31 

3/46 

4/SS 
9/H 

10/36 

Ocr Mord an Amilcar Cabral (RO) I/SO 

Honduras 

Gemeinsame Erklärung der Linken 
(KI) S/67 
Antwort der honduranischen Linken 
auf die Invasion g.:gen Nikaragua 6{ 9 
N. Biver, US·Kampftruppen richten 
sich in Honduras ein 11 ·12/ 8 

Indien 

A. Krajczek. Mahatma Gandhis 
Ideale _ noch immer uncrfüllt 
Indien-Daten 
US·Balkinisierungsplan gegen Indien 
A. Makhijani, Indira Gandhis frciwilliJIC 
SchuldenfalLe 
~hhatma Gandhi im Film 
Unterstiitzung der USA rlir Separa· 
tisten (Kl) 

I~k 

Einsatz der tu.rkischen Arm.,.. geJICn 

4/12 
4/14 
4/15 

4/17 
1/42 

9/54 

Kurden (KI) 7·8/75 
Lieferung von französiKhen Kampf· 
flugzeugen (KI) II 12/70 

Iran 

Wahl einer "Experten.·trUmm. 
lung" (KI) 2/41 
Rcformltopp und Rcpft'hLOn gCJlCn 

Linke (KI) !l/46 
N. 8iver. Die iranische Rcvolution 
auf dem Rlickmam:h 4/32 
Gespräch mit Haidar F., ReprcssaJicn 
gcJICn die Lonke schaden der 
Revolution 4/33 
Bijan B .. Den Vormarsch der Rechten 
aufhalten 4/34 
Rcpr~5ionskampagne gegen 
Tudeh·MLtglicder (KI) 
Der Sturz MosAdeghs vor 30 Jahren 
(RO) 
Solidaritats·Aktionen (10) 
Kampfe JlCgen Kurden (Kr) 
Krieg geg.:n Irak 'crschärft sich 

6/47 

7-8/71 
7-8{73 
7-8J7S 

(K1) 1I 12/70 

Israel 

Protest gegen hracl·Bolschafter (10) 
I. Klich, Isracl - Waffengehilfe der 
USA in Milldamerika 
Kommi:ssionsbcricht u.ber Massen­
mord in Sabra und Shatila (KI) 
K.D. Fischer. Neue Erkenntnisse über 
braeH Kriegsverbrechen im Libanon. 
2. Sitzung der internationalen 
Untcrsuchungskommluion 
SchluBfolJlCrungen der Genrer Tagung 
I. Lübben·Pistofidls, 3S Jahre Israel -
im Zeichen dcr Eroberungen 
I. LUbben·Piuofldis, br:acls Fricdens­
bewcgung - Antwort auf den 
Lib~nonkrieg 

Kamerun 

2/40 

3/20 

3/46 

5/14 
5/tS 

S/53 

7 -8/3S 

Rucktrill ,·on Pr.i.sident Ahidjo (KI) I/S4 

Kampuchca 

Sih .. nouk '·erliert an Einfluß (KI ) 1{42 
Offensi.·c gegen Pol-Pot-Truppen (KI) S/66 
Du Dilemma Sihanouks (KI) 7 -8/74 

Kapvcrden 

Parteitag der PAICGV (KI) 9/S3 

Kolumbien 

P. Garcia. Die Guerilleros bleiben 
kampfbereit 2{34 
P. Gircia, Pr.i.sidenl Belancour Im 
Kreuzfeucr 11 121S'l 

Korea 

Freilassung von !Um DaeJung (KI) 2!4'l 
R.H. Yong. Du Dlon·Regime wird 
hochgel"UJtel 3/35 
Stationierung von US·Atomwaffen 
(KJ) 7-8/14 

Kuba 

T. Meier, Isl Kubas Wirtschaft 
bankrott? 1/12 
Buchlip. (10) • I!S2 
Symposium "Kuba in den 
80er Jahren" 7 -8/70 

Lesot ho 

BIld aus Lesotho, Im "Kreudcuer 
uml!"ekommcn..... 2/ 7 



L. Ferreira, Lesotho - Königreich 
von Pretorias Gnaden? 

Libanon 

Verstärkte US·Präsenz und Wider-

21 8 

stand gegen israelische Besatzer (KII I /55 
M_ Helminen, Das ausgeklügelte Zer-
störungswerk der Isradis 2/26 
Kommissiombericht über Massenmord 
in Sabra und Shatila (KI) 3/46 
Filme (ID) 4{44 
Festigung der inaelischen Präsenz (KI) 4/46 
W_ Brönner, Das Diktat von Khalde 7-8/30 
Libanesisch-inadisches Abkommen 
vom 17.5.1983 7-8/31 
Memorandum der libanesischen 
Opposition zum Abkommen 
Gründung der Nationalen Rettungs­
fTom (K I) 
Neues Aufflammen der Kämpfe (KI) 
W. Burhani, Die Marines greifen ein -

7-8/33 

9/53 
10/49 

wird der Libanon Protektorat? 11-12/11 
I. Liibben-Pistofidis, Aussichten 
einer nationalen Versöhnung im 
Libanon? 11-12{l4 
Cründungscharta der Nationalen 
Rettungsfront 11 -12/17 
Treffen der Libanon-Palästina· 
Komitees (ID) 11-12/69 

Libyen 

Milit~risch., Provokationen der 
USA (KI) 

Madagaskar 

Präsidentschaftswahlen (K I) 
j. Ostrowsky, Die madegassische Re· 
volution nach einem jahrzehnt 
Madagaskar-Daten 

Malawi 

Gerichtsverfahren gegen Führer der 
Opposition (KI) 

Maledh'en 

G. Diederichs, Mehr als ein Touristen· 

4/46 

I/54 

7-8/25 
7-8/26 

6/46 

paradies 7-8/28 
Malediven·Daten 7-8/29 

Mauritius 

Regierungsw(o;:hsd nach Spaltung 
d.,r M~tM (KI) 5/67 
Wahlsieg der Rechtsparteien (KI) 10/44 

Mexiko 

j. Wcbtr, Verschuldung im Großfonnat 6/35 

Mo"ambique 

R. falk, Innerer Wandel im Zeichen 
äulkren Drucks. Zur DiskuSilion um 
"Bcfreiungsbcw.,gungen an der 
Macht" (I) 2/18 
R. Falk, Innerer Wandd im Zdch"n 
außer"n Drucks (2) 3/37 
Broschüre (10) 4/45 
4. Parteitag der FRELIMO (KI) 6/46 

Mongold 

Das Erbe Suche Bators (RO) 

Namibia 

Afrikareise G. Bushs (KI ) 
Rücktritt des Ministerrates (KI ) 
H. Mayer, Angolas Namibia·lnitiative 
ist gescheitert 

2{38 

I/54 
5/47 

5{10 
5{1l 

5/12 

S. Nujoma, Kein Durchbruch in Sicht 
M.A. Rodriguez, Verlauf der angola· 
nisch·südafrikanischen Gespräche 
Orientierung der 2. Zentralkomitee· 
Tagung der SWAPO 
BRD-Delegation in Namibia (Kl) 

7-8/22 
10/49 

Nigeria 

Masscncxodus (KI) 3{47 
A. Conchiglia, Belastungsprobe für 
Rawlings 4{36 
B. Moije, Wahlen als Augen· 
wiso;:herei 11 12/60 

Nikaragua 

N. Biver, Von der s!illen zur 
offen~n Invasion 
Friedensinitiative Mexikos und 
Venezu~las 
T. Borge, Unser Volk in einsatzbereit 
N. Biver, "No pasaran." Sie kommen 
nicht durch! 
Tagung der Nichtpaktgebundenen 
vom januar 1983, Deklaration "on 
Managua 
R. Dunbar Orti>;, Der Fall derMiskitos 
W. Bränner. Reagans Kriegfilhrung 
bloßgestellt 
Enthtillung~n des Exagenten lleClor 
Frances und zweier gefangener Contras 
Nikaragua·Aktionen (ID) 
Mit Nikaragua den Frieden '"Crteidig~n! 
(AAl 
W. Bränner, Auf eine und mehr Inva­
sionen ~ine Antwort: "Frieden"! 
Kontinentale Friedenskonferenz vom 
21.-23. April 1983, Deklaration von 
Managua 
Erklärung der Besctzer der BRD· 
BoUchaft 
Anlwort der honduranisch.,n Linken 

I1 4 

I1 6 
2/33 

'I 4 

'I 6 
'I , 

51 4 

51 8 
5/65 

61 , 

61 4 

61 6 

61 8 

auf Invasion gegen Nikaragua 6{ 9 
N. Bi"er, " ... dann werden ..... ir unscre 
Streitkräfte schicken" (B.Goldwatcrl 7-8{60 
Nikaragua·Aktivitäten (ID) 7-8/73 
Buchtips zu Mittelamerika 7-8/73 
N. Biver, Der Aufmarso;:h der USA 9{ 4 
10·Punkt.,·Vorschlag der Contadora 9/ 6 
Nikaraguas Verhandlungsangebot 9/ 7 
Nikaragua·Aktionen (ID) 9{52 
Materialien zu Nikaragua (ID) 10/48 
DGB·Spc:nde (ID) 10{48 
4. Konferenz der Außenminister der 
Contadora·Staaten (K!) 10/50 
N. Biver, Die US-Kampftruppen richten 
sich in Hondura,.,in 11-12/ 8 
T. Borge, Wir entwickeln unsere 
Verteidigung 11-12/10 

Obervolta 

Stuf"l. der Regierung Zerbo (KI) 
R,kkkchr zur Zivilregierung (KI) 
N. Boukari, $,ankara hhrl zurück 
Positionen der linken Militars 
ObervoLta·Daten 
Interview mit T. Sankara, Das Volk 

I/54 
7--8/75 

9/10 
9/11 
9/12 

soll und kann uns kontrollieren 11-12{58 

AIB-Sonderhefte 

~-~ 
S.1I1esr0jUJli< !IIll Welt 

1/83: BHO und 3. Welt 

2/83: Chile 

1/84: Generalprobe Grenada 
Mit rolgcnd~n Beiträgen: 
Grenada und die Bundesregierung . Opera­
tion Grenada - Reagans Generalprobe . 
Weg und Krise der grenadinischen Revolu· 
tion . Exklusiv·lnterview mit Dessima Wil­
liams (New jewel). Stimmen zur Grenada· 
Invasion: Fidel Qutro, Tom,," Borge, 
FMLN-Generalkommando • Deklaration 
deT Grenada·Weltkonferenz von Mexiko. 
Aktions· und Materialspiegd 
Umfang: 24·36 Seiten, Preisje2 D~I (zuzüg· 
lieh 0,60 DM Porto; ab 10 Ex. 33% Rabatt; 
Bestellongen unter 100M nur gegen Voraus· 
zahlung (z.B. in Briefmarken). 
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Für's AlB werben lohnt sich! 
Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AIB·Abonnenten halten wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte·Welt-lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB·Leser kann in den Genuß unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahlt bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmitte) eine Abbuchungsvollmacht erteilt 
hat. 

Rius 
HALLO NICARAGUA 
Sach-Comic 
143 S., Wellkreis 1983 

Weitere Buchprimlen sind aus unserem Gesamtverzeichnis zu 
entnehmen. Gesamtvarzelchnls anfordern bel: 
AlB, Ueblgstra8e 46, 3550 Marburg 1 

R OhunjibhoyfK. L. Hüberler (Hg.) 
Unterwanderung. 

Oie Destabilisierungsslrategie der USA 
von Angola bis Nicaragua 

190 S., Peler Hammer 1983 

Achtung: 
Bestellkarte In der 

Heftmitte benutzen! 

Unser aktuelles Buchgeschenk 



o Ich abonniere das AlB ab Nr. ___ ,lab sofort.· 

o Ich bestelle AIB-$onderheft Nr. "_. __ 

{Thema: ---------} 

o Ich bestelle AlB, NI': _" __ 

• Jahresabo(lnkl. PonD); Inland 25 DM; Ausland .......,.., 30 DM: LultpoM' Europa 35 DM. 
~ Linde< SO DM; FOrde<Ilbo (SO DM ode< "*'1)' DM KOndigung nur 
zum J.ah<eHnde, spA1eS1 .... bis zum 15. November 

•• EWizollle1'l 2,50 DM; ~ 5 DM. Sonderheh 2 DM (zuzj)gllch 0,80 DM Porto je 
Heh). BM1eIIungen unI&< 1 0 DM nu. gegen Vorauazahlung (2. B in Brietmafl"tn 0<1« per 
Abbuchungsvolm..::ht) 
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o Ich ~,*,~ ... _.utduP<»~IO""e.W-"" 

VwI8g, 1<01'110 Nr. 3120lI3«l7 beim ~1 Fr ...... funIM . 0<1« ..." du KoIIIO 
.... e.Wtltlr ... ve<lag NI oeeo bei oW VoIQbanIc Marburg (Bll 533Il00 (0), 

o M~ <IM' _"11 dN ~ bin Ich~. M~ 111m Ende <IM 
~ _111 _ EiMugMrmlchligung. 

0. M~ <IM' _"11 <IM' oo;g.n a..1toIIungen bin Ich ~anden. 

Me;o Baok·IP",!sohed<kon1obe; 111 11111111111 1 
• I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 11 I 
""* UlIIIIIIIIIII ", 111111111 

Achtung AlB-Abonnenten! 
ZUm Jallrnncbset 1983184 wird IIle Betreuung Mnsem Abonne .... 
tenbrtei auf eiektrontscllt DattflVerarbeibtnglHlllestel".ln IIlesem 
~enhaag bedeIttt es eine nsltzllclte KostenerspanHs, wenn 
migllcbst viele no.nenten lliren Jl'trnctlen RechnlngsMtrag lIurell 
IIRS ablMtchen lassen. Dieses Vtrfalnn bietet llinen und uns Vor­
teile: 
• ~e ersparen sich das AussteUen eines Ülttrwelsungsabschnlttes 
bei 111m Bank oder der Post Slwl, dla d_" verfl,ndenen Gebühren. 
• Wir ersparen uns das Verseoden von Rechnungen und haben eine 
Koste ..... eicht.,.ng. Wir werden so efter In der lage sein, den Abo­
preis auch kinftlt nled'" ZM ha"en. 
Wer uns also nocll keine AbbltChulIIsvolkucht ausgest .. " hat, den 
btlten wir darum, uns diese Karte vollstAndlg ausgeflilit zurilck­
zusenden. 

Abbuchungsvollmacht 
Mit der Abbuctlllnll des AtB-Abonnemen!flreises von meinem Konto bin ich einver­
standen. Mit dem Ende des Abos et1ischt diese EinzugsermAchtillunll. 
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Solidaritätsshop DriHe Welt 
Produktions ' Verlags ' Ver1rlebs GmbH 

Bestelliste 
SlÜck 

Kallee aus Nicaragua 

Eln •• I· 
P ... II 

1 Pfund 12.00 
Plakatmappe Nicaragua 
Sonderpreis 12.00 
Graphikmappe, Rafael Cabrera. 

(ab 10 Ex. 8,00 DM) 10,00 
Schallplatte "Por la Paz" der 
Sal ... adorianischen Gruppe 
Banda Tepevan! 16.50 
Broschü re "Eine neue inlerameri­
kanische Politik fur die80er Jahre", 
Geheimdokumenl des Komitees 
von Santa Fe für den jetzigen 
US-Präsidenlen Reagan. DIN AS. 
48 Seiten 3,00 
(ab 10 Exemplare 2,70 DM) 
T-Shirt, weiß mit Aufdruck 
"FM lN-EI Salvador vencera" und 
einem FM LN-Kämpfer 
Größen 4, 5 und 6 15.00 
Anhänger ASK-Taube aus Silber 14 .00 
Anhänger ASK-Minitaube aus 
Silber 9,00 
SUberkeltchen. dazu passend 7,00 
Ohrhänger ASK-Taube.aus Silber, 
an Kettchen m_ Stecker, Paar 27 ,50 
Ohrstecker ASK-Taube aus Silber, 
Paar 19.80 
Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Silberbügel, Paar 23 .00 
Anstecker ASK-Taube aus Silber 19.00 
Anhänger ASK-Taube aus Ton. 
braun oder blau 5.00 

Ge •• ml· 
Preis 

~S",o",li,:,d~a,-,ritä",··~tS,!,S'Ch"o",;:D,=,ri",H"e~W":e,,,l:7t __ ---, ~ 
Produktions ' Verlags · Vertr iebs GmbH ~ 
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Plakalmappe "Nicaragua lIbrel" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua, DIN A3. alle Plakate 
mehrfarbig. Sonderpreis 12,- DM 

Graphikmappe des salvadorianl­
sehen KunstIers Ralael Cabrera, 
5 Blätter, da~u je ein Blatt mit Ge­
dichten von Naruda. Cardenal, 
lIega. DIN A4 Uberformat. S/W. 
Stuck 10.- DM, ab 10 Ex 8.- DM 
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Anhänger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14,- DM 

Ohmlnger ASK-Taube aus Silber. 
an Kettchen mit Stecker. 
Paar 27.50 DM 

Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau, Stuck 5,- DM 



Ost-Timor 

Treffen von Vertretern der FRETILIN 
mit indonesischer Dc:legation (KI) 9{54 
P. Garcia, Die Wiedergeburt der 
fRETIUN 10 /44 

Pakistan 

frauenfeindliche Gesetzgebung (KI) 
Aktionen des "zivilen Ungehorsams" 

5{66 

(KI) 
Proleslaktioncn der MRD (Kl) 

10/49 
11 - 12/ 71 

Palästina 

W. Burhani, Klarcr PLO-Kurs in 
AJgicr 
16. Tagung des Palästinensischen 
Nationalrats, Politische Erklärung 
W. Burhani, Die Marines greifen 
ein 
Palästina·Solidarität (10) 

4/28. 

4/30 

lI 12{11 
11 - 12/69 

Paraguay 

Wahlspektakc:l (KI) 
ßRD-Stroessner· förderer (K!) 

Peru 

Generalstreik (KI) 
Ausnahmezustand (KI) 

Philippinen 

R. Weming, Massenwiderstand gegen 
Marcos' "Normalisierung" 
Programm der Nationaldemokrati· 
sehen Front (:-:1DF) 
Mitgliedsorganisationen der NDF 
N. Bivcr, Der Mord an Aquino -
ein Signal 

3/47 
9/52 

4{46 
7- 8174 

7- 8 /48 

7- 8/49 
7- 8/50 

10/42 
Auswirkungen des Todes von 
B. Aquino (KI) 11-12/71 

Puerto Rieo 

Reaktivierung des US-Luftwaffen­
stützpunkts Ramey (KI) 

Saudi Arabien 

Menschenrechte (KI) 

Senegal 

Wahlen (Kl) 

Singapur 

7- 8/74 

2/41 

4/41 

Singapur - Reag-~ns trojanisches Pferd 4/ 6 

Sri Lanka 

Präsidentschaft.wahlen (KI) 1/54 
Konflikt Singhalesen-Tamilen (K[) 9/55 

Südafrika 

Postkartenaktion gegen Todesurteik 
(10) I/52 

Luftangriff auf ANC (KI) 
IMf-Kredite (KI) 
L Schmitz, Südafrikas Krieg gegen 
den ANC 
ANC-Stellungnahme zum Anschlag 
auf das Atomkraftwerk Kocberg 
Brief aus Lesotho, Im "Kreuzfeuer 
umgekommen ... " 
1.. Ferreira, Lesotho - Königreich von 
Pretorias Gnaden? 
Y. Dadoo, Krise des Apartheidsyslems 
- Ansporn für die Befreiungskä.mpfer 
Südafrikas Wirtschaft in der Krise 
Solidaritätsprojekt Morogoro 
A •• S. Minty, Gefahren der militärisch· 
atomaren Aufrüstung Südafrikas 
Aktionen rur Südafrika (ID) 
Südafrika-Postkarten und ·Ausstellung 
(ID) 
Südafrika-Aktionskunst (ID) 
AAB-Urteil (10) 
Unterschriftenkampagn~ gegen 
Todesurteile (ID) 
Südafrika-Boykotl 
Südafrika-Bro-'chüren (lD) 
J. Ostrowsky, Die Mi1itari~ierung 
Südafrikas 
0_ Tambo, Die Aufgaben des ANC 
1983 
Bilanz der südafrikanischen Guerilla 
J. Siovo, Den Volkskrieg entwickeln 
Pretorias Bemühungen um Bau und 
Lieferung eines zweiten Atomreaktof5 
durch Frankreich (KI) 
PrelOrias Einsatz von Drogen, Giftgas 

I/54 
I/54 

2/ 4 

2/ 6 

2/ 7 

2/ 8 

2/10 
2{l1 
2fl2 

2/15 
2/40 

2/40 
S/45 
4/44 

4/45 
5/50 
5/65 

6/19 

6/27 
6/29 
6/S0 

6/46 

und "Rassenwaffen" 7 - 8 /19 
R. flynn, "Vergeltungsschläge" 
Südafrikas 
Die Hinrichtung der Moroka 3 
Widef5tand der schwarzen Bevöl-
kerung gegen geplante Verfassungs-

7- 8/ 23 
7- 8/24 

änderung (KI) 9/5S 
M_ lapsley, Wie legitim ist der 
Befreiungskrieg? 10/ 10 
J. Ostrowsky, Widerstand auf breiter 
Front 10/22 
Deklaration der Vereinigten Demo· 
kratischen front 10/23 
Kulturabkommen RSA-BRD 
kündigen! (10) 11 - 12/69 

Surinam 

Kampf gegen die Revolutions­
regierung (KI) 
H. Meinke, Abkehr von der "hollän­
dischen Demokratie" 
Surinam-Daten 
Gespräch mit Reyolulionskomman­
dan! Desi Bouterse 
Gespräch mit Bildungsminister 
Glenn Sankatsingh 

Thailand 

Auflosung des Unterhauses und 
Neuwahlen (KI) 

Tschad 

Streit um Tschad-Vertretung für 
19_ OAU-Gipfel (KI) 
Eskalation des Konflikts (KI) 
N. Biver, Die Ursachen des Tschad-
Konflikts 
Tschad-Daten 
R. Falk, Die Tschad-Intervention 
FrJnkreichs 
Hilrspolizist Mobutu 

2/43 

10/SO 
rO /31 

10/32 

10/34 

6/47 

I/54 
9/53 

10/14 
[0/l6 

10/18 
10/20 

Tschad-Konflikt auf dem 10_ Franzö-
sisch-Afrikanischen Gipfel (KI) 11-12/70 

Türkei 

R. Geffken, Die neue Verfassung 
der Junta 
"Hilfe für die Demokraten in der 
Türkei" (lD) 
Türkei·Hilfe (10) 
7. flDEF-Kongreß (ID) 
A. Dil.an, Nazim Hikmet - Symbol des 
Widerstands und Internationalismus 
Türkei-Tribunal (10) 

1142 

2/40 
5/51 
5{65 

6/40 
6/45 
6/47 Neues Parteiengesetz (KI) 

Militäroperation gegen Kurden (KI) 
A. Krajczek, "freie Wahlen" der 
Evren·Junt3 

7-8/75 

Politische Gefangene im Hungerstreik 
Buchtips (lD) 

9/16 
9/41 
9/52 

60 Jahre türkische Republik (RO) 
Asylbewerber anerkannt (ID) 

10/46 
Il-12/69 

Uruguay 

A. Gonzales, Volksvotum für eine 
echte Demokratisierung 
Urugua y-Solidari tät 
Massenkundgebung in Mo,ltevideo 
(KI) 
Einschränkungen der Parteienaktivi­
täten (KI) 
Erster Nationaler Prote.nag (KI) 
A. Gonzales, Das Volk geht auf die 

1/18 
1/19 

7-8/74 

9/54 
10/:.0 

Straße 11-12/46 

Vietnam 

Von wegen chemische KriegfUhrung 
(KO) 
Grenzkonflikt mit China (KI) 
Spendenaktion Nähnadelfabrik (lD) 
G. Giesenfeld, Vietnam - Testfall der 

3/48 
6/47 

10/48 

Kriegführung der USA 11-12/18 
Kriegsschäden des US-Viem;o.m­
krieges 11-12/22 
K.R. Fabig, Auswirkungen des 
chemischen Krieges in Vietnam 
Vo Quy, Ökozid in Süd';etnam 
Giftstoffgeschädigte Kriegsvete-

11-12/24 
11-12/26 

ranen sagen aus 11-12/28 
Materialien zum chemischen Krieg 
in Vietnam 11-12/29 
Saigon 1963: Das Ende des Ngo 
Dinh Diem (RO) 11-12/67 

WesISahara 

Lastwagen für Westsahraouis (ID) 
Werkschukn rur POLlSARIO (10) 
Gespräche Algcrien-~larokko über 
Westsaharafragc (KI) 
9-Punkte-Resolution der OAU (KI) 
r.1.:trokko blockiert Referendum (KI) 

Zaire 

Hilfspolizist Mobutu 

Zimbabwe 

1/52 
3/45 

4/46 
7-8{75 

915S 

10/20 

Mugabes Vorgehen gegen ZAPU (KI) 4/47 

Zypern 

Präsidentschaftswahlen (KI) 4/47 



Regionen 

A frika/Sud liehci Afri ka 

Ocr Mord an Amllcar Cabral (RO) I/51 
SUdafrikanischer überfall auf Lesotho 
(KI) I/54 
I... Schmitl, Sudafrikas Krieg gegen 
den A. ... C 2/ 4 
Brief au~ Lesotho, Im "Kreudeuer 
um~kommen ... " 
A,S, ~linly, Gefahren der militarisch· 
atomaren Aufrunung Sudafriku 
H. Mayer, Angolas Namibia·lnitillLlive 
ist gescheitert 
S. Nujoma, Kein DUr<:hbruch in Sicht 
M.A. Rodriguez, Verlauf dn angola· 
nisch·Slidafrikanischen Gesprache 
Die OAU _ Traum von der Einheit 
Afrikas (RQ) 
Fronutaatenkonferenz in Li~!abon (KI) 
P. Wahl, Washington blockiert eine 
Krisenlösung 

21 7 

2/15 

5/10 
5/11 

5/12 

5/64 
5/66 

6/17 
Pretorias Einsatz von Giftgas und 
"Rassenwaffen" 7_8{19 
R. Flynn, "Vergcllungsschl.lgc" 
Süda frikas 7·tl123 

Lateina me rika/Mittelamerika/Karib ik 

Friedensinitiative Me~ikoi und 
Venezuelas I 6 
Dialog..'oT5ehlagdtr F~IL"'/FDR 1/10 
Koordinienmgsgruppe für Fluchtlinge 

Stichworte 

Arbeite rbewegung 

Kar! MarK und die Dritte Welt (RQ) 3{43 
20 J ahre " Polemik Liher die General· 
linie (RO) 6/42 

Ausländerpol itik 

it.!.Igeber :turn A~)'lverfahren~ge5Ctz (IO) I /52 
Emprehlung~n der Komminion 
.'\uslanderpolitik (10) 41"" 

7 ·8/72 
10/52 

11 12/69 
11 12/69 

Ocr Fall Gonari (10) 
Ocr Fall Altun (KO) 
UNO contn Zimmermann (ID) 
Asylbtwerbcr anunnnt (10) 

BRD.Entwick lungspolilik.Drittc Wel t 

Testfallt ~or der Bnnner \I."~wahl 
(AA) 2! 3 
W.hlpnJfueLne 1983 zur EntwIcklungs· 
poli ti k 3/42 
Strauß bei MarcOt (10) 3/45 
Bonn auf Konfrontationsku", gegen 
die Drim Welt (AA) 41 3 
Antworten auf die Wahlprubtcint (10 ) 4/45 
Sond~rhcft 1/83, Bund~ .. epublik und 
3. Welt 5/ 11 
R. Falk, Bilanz dtT Entwicklungspolitik 
der so:tialliberalen Koalition 5/19 
NeokolonialistIsche Weltmacht BRD 
übersicht 5/22 
R. Falk, die Drille·Weh·Koru:~ption 

der Rechukoalition KohlfGenicher 5/26 
Au~ der RegLerungiO!rkl ... rung "om 

32 

in Zcntralamerika, 2 Mio auf der Flucht 3/18 
I. Klich, bl'öld, Waffengehilfe der 
USA in Millel.a.mtrik. 
Zur Pap tvisite in Mittel.a.merih (KO) 
W. Brönntr, Reagans Kriegfuhrung 
bloßgestellt 
R. Reagan, So wichtig in uns Minel· 
amtrika 
Deklaration von Managw., Kontinen· 
tale Friedenskonfer<'m: vom 
21..23.4.1983 

3/20 
4/48 

' I • 

' I , 

61 7 
N. Bi,·er, " ... dann werden wir un§('r<' 
Streitkräftt schicken" (B. Goldwater) 7 -8/60 
Buchtips zu Mimlamerika (10) 7-8{73 
N. Bi'tr, Dtr AufmaT5ch der USA 9/ 4 
I O.Punkte·Vorschlag der Cont ... dora 91 6 
Nikaraguas Verhandlungsangebot 9{ 7 
La teinamtrika·Wochen in Witn 9/50 
N. Bi,·er, Die t.:S·Kampftruppen 
richten sich in Honduras ein 11 121 8 

Indochina 

1{21 
4;'46 

R. Ward, Die revanchistische 
Allianz OIina·USA (2) 
Gipfelkonferenz in Vientiane (KI) 
R.. Ward, Grenten der außenpoliti­
iChen Korrektur<'n OIinu (I) 
R.. Ward, Grenzen dtr auStnpoliti· 
sehen Korrekturen Olinn (3) 

5/59 

7 ·8/52 
G. Giesenfeld, Vietnam Ttnfall 
der US-Kriegführung I1 12/111 

13.10.1982 5/27 
CDU-Grundsatzprogramrn zur 
Entwicklung1politik 5/27 
Wörntr über NATO·Aufgaben in de r 
Drilltn Weh 5/28 
CDU/CSU über Rii$lungsuport 5/28 
Warnke über Vergabe kriterien 5/29 
Staatssc!.:r<'tar Köhler iJher dit Neue 
Wehwiruchaftsordnung 5{30 
Strauß übt. Demokratie in der 
Drillen Welt 5{3I 
CDU/CSU über China, Afghanistan 
und Nahost 5138 
CDU/CSU.Afrikapolitik 5{38 
N. Bi,-er, VonnaT5ch derbunde5deut· 
schen Konzerne in d~r Dritten Wtlt 5/40 
Das Beispiel der Pharmakonurne 5/·U 
W. Geisler, Di~ stetigt Ausweitung der 
BRD·Rü.tungsclCporte 5/45 
A1tenuti,·cn zur hertSCh~nden 
Entwicklungspolitik 5/48 
Aktions- und Mattria\spie~1 5/50 
Symposium "Um",e1tgerechle 
Entwick lung1politik" 
Die Bonner Wcndt Khreitet ,·oran (AA) 
G. Stuby, Das S~mbol Chtle und WIr 
Das Verh.lltni$ BRD·Qlilc 
11.0. Ve11er, Oas Lehrstuck Chile 
D. Schulze·M.lTm~ling, Die NATO· 
Intnvcntionsnrategte und der P~rt 

6/ 43 
' I , 
9132 
9/.'14 
91~6 

~B~ 9~2 
Bro~chure zum RU~lUng'lelCport (10) 9/52 
Schwan:bu<:h lI .. mburg·Drille Welt (10 ) 9/52 
8RD·Rustungsnportc (10) 10148 
B~IZ·DekgaILOn in ..... mibia (K I) 10/ 49 
Kulturabkommen kundigen! (10) I I 12169 
Helmut Kohl auf N .. host·Trip (KO) 11 12/72 

Mittlerer Oste n/ Ind ischer Olean 

W. Bronntr, Kri§('nzentrum P~rsi5cher 
Golf. Die Olregion und dtr Indik im 
Zugriff der Rtagan·Administl'öltion (2) 1{35 
Aus dem Leitlinien·Dokument des 
Pentagon LI37 

Na her Oitt n/Arab ischer R au m 

Friedcnspl ... ne (KI) 
M. H~lmintn, Das Zerstörungswerk 
der Israelis 
F. Arafat, Israels Krieg gtgen uns<:r 
Volk 
Hundn in Washington (KI ) 
K.D. Fischer, Neue Erkenntnisse über 
Israels Kriegsverbrechen im Libanon 
Schluß folg~run!l;(n der In temationalen 
Unt(T!luchungskornrnission 
I. Llibben·Pistofidis, 35 Jahre Israel -
im Zeichen der Erobtrun",n 
G~spr ... (.ht Anfat·Hussein (KI) 
Suche nach einer Verhandlungslösung 

I /54 

2{26 

2/26 
2/41 

5114 

5/15 

5/53 
5/66 

(KI) 
W. Brönner, On Diktat von Khalde 

6/47 
7 -8/30 

Libanesisch·israelisches Abkommen 
'·om 17.5.1983 7 -8/3 I 
Memorandum der libanesischen 
Opposition zum Abkommen 7 -8133 
w. Burhani, Die Marines greifen 
eLn 11 12/11 

Entwicklungslandc r/ Neu e Weltw irt­
scha h sordnu ng 

Apropos Seerecht (KO) 1/~6 
H. Mayer, Von der Rtform ~ur 
Kri~enkur. Zum 2. Bericht der Nord· 
SiId·Kommi,..inn 4/38 
Wichtige Vorschl.ige des 2, Nord·Sild· 
Berichu 4/ 39 
R.. Falk, UNCT AD VI und die Ver· 
schuldungskri'IC 6/ 32 
P. Gucia, Informationsordnung: Das 
Variete der Manipulationen 9/48 
R. Falk, Zur Washingtoner Tagung von 
I~IF und Weltbank 11 - 12/63 
Verhandlungen uber Lnm': 111 (KI) 11 12/71 

Fra nkreic h - Dritte Welt 

2. Atomreaktor für Sudafnka? (KI) 
R.. Falk, D,e T1chad·lntervention 
Frankreichs 

Interna tio na lt Organisat io nen und 
Kon rerc nzen 

IMF 

6/46 

10/18 

Mrd·Krcdit rür Sildafrika (KI) I/54 
A.M ... khij ... "i. Indil'öl Gandhis 
freiwillig" Slhuldnlfalk 4117 
R. Falk, Lur Washington"r Jahrc~' 
tallung von IMF und Weltbank 1I 12/65 



Nichtpaktgebunde 
Vor dem Delhi·Gipfel (AA) 3/ 3 
Deklaration von Managua 3/ 6 
R. Falk. Der 7. Gipfel von Delhi 4 / 4 
Die 101 Mitgliedländer 4/ 5 
Singapur - Reagans trojanisches 
Pferd 4/ 6 
Aus der Politischen Deklaration 
von Ddhi 
Rede Indira Gandhis 
Aus der Politischen Deklaration 
von Delhi 
Rede Indira Gandhis 
Appell d"s Ddhi·Gipfels 

DAU 
Die OAU - Traum von der Einheit 
Afrikas (RO) 
19. Gipfelkonferen:t (KI) 

OPEC 
Einheitlicher ölpreis in Frage 

. / 7 

. / 8 

4/ 7 
4/ 8 
4f10 

5/64 
7-8/75 

gestellt (KJ) 3/47 
Einigung über Ölpreis und 
Förderquoten (KI) 4147 

UNCTAD 
R. Falk, UNCTAD VI und die 
Verschu Idungskrise 

Sonstige 
Kontinentale Friedenskonferenz 
vom 21.·23.4.1983 in Managua 

6{32 

(Deklaration) 6/ 6 
Erklärung der Lissaboner Solidari· 
tätskonferenz mit den Frontstaaten 6 / 18 

Krieg und Frieden (Friedensbewegung) 

1983 - Jahr der Raketenstationierung? 
(AA) 1/ 3 
Aus dem Leitliniendokument des 
Pentagon 
A.S. Minty, Gefahren der militäriSCh' 
atomaren Aufrüstung Südafrikas 
Bush·Besuch in der BRD (ID) 
Von wegen chemische Kriegführung 

1!37 

2/15 
3/45 

(KO) 3/48 
A.1. Bresche. "Dritte Welt und Frieden" 4/40 
Thesen von K.D. Bredthauer 4f41 
Weiter beitragen :turn Fricdemmarsch 
(AA) 
Mit Nikaragua den Frieden verteidigen 
(AA) 
Deklaration von Managua 
Keine neuen Atomraketen in unser 
Land! (Aufruf) 
3. Aktionskonferenz (ID) 
Die Raketennationierung vor dem 
Finale (AA) 
W. Rat:t/E. Thölke·Sommer, Ein 
einziger Kampf für weniger Gewalt. 
Die neuen Mitlelstreckenr.lkelen 
und die Dritte Welt 
Aus Reagans Aufrüstungsprognmm 
0.. Paine, Die Eingreiftruppt -
Eckpfeiler im Atomkriegsplan 
Washingtons 
P. Garcia, Wer plant den biologi· 
sehen Krieg? 
R. Falk, Frieden und Befreiung. 
Zur Diskunion auf dem 7. BUKO 
Es ist an der Zeit I (Aufruf) 
D. Schul:te·Marmeling, Die NATO· 
Interventionsstralegie und der Part 
der BRD 
FriederLsbewcgung nach Krefdd (ID) 
Die Fricdcn.,bcwegung im "heißen 
Hnbst" (AI\) 
W. BrönneT, Regionalkonflikte und 
Wdtkricgsgdahr 
Atomkriegspläne und ·drohungen 
in Seric 
A.A. Guha, Ende. Aus dem fiktiven 
Tagebuch des 3. Wehkricgcs 

,/ 3 

6/ , 
6/ 6 

6/44 
6/45 

7- 8/ 3 

7-81 4 
7-8! 5 

7-$ / 9 

7- 8116 

7-8/67 
7-8169 

9142 
9152 

10/ 3 

10/ 4 

10/ 6 

10/ 9 

M. Lapsley, Wie legitim ist der Bdrei· 
ung5krieg? Das Beispiel Südafrika 10/10 
Bewaffneter Widernand und 
Völkerrecht IOfl2 
Die FMLN/ FDR zu Ge>.'.·alt und 
Frieden 10/ 13 
W. Brönner, "Air Land Battle". Auf 
zum atomar·chemischen Präventiv· 
krieg! (I) 11 - 12/ 4 
"Air Land Battle 2000" 11 - 12! 6 
K.R. Fabig, Auswirkungen des 
chemischen Krieges in Vietnam 
Ökozid in Süd vietnam 
Giftstoffge.chädigte Kriegs\'~te· 
ranen sagen aus 

11 - 12/ 24 
11 - 12/26 

Wettrüsten und Entwicklungs· 
länder 
M.T. Klare, Reagan weltweites 
Superrüstungs· Programm 
Herbstaktionen und Dritte Welt 

II - 12/2g 

11 - 12130 

1J - 12/32 
ll - 12166 

Kultur 

J. Weber, Nobelpreisträger G. 
Garcia Mar9ue:t . 1/48 
J. Weber, "Yol" - der rebellische 
Weg des Yilmaz Güney 3140 
Mahatma Gandhi im Film 4/42 
L. Scbmitz, Südafrikanische Musik.er 
im Befreiungskampf 5161 
A. DHan, Nazim Hikmet - Symbol 
des Widerstands und des Internatio· 
nalismus 6/40 

Religion/Kirchen 

Zur Paps!vlsite in Mittdamerika (KO) 414g 

Solidaritätsbewegung 

Infodienst (Kunmeldungen und Hin· 
weise :tur Solidaritätsbewegung in 
jedem Heft) 
W. Brönner, Neue Akzente auf dem 
6. BUKO 
Solidarität.projekt Morogoro 
Die Gesellschaft fUr bedrohte Völker 
und der "Eurozentrismus" (KO) 

1/46 
2/12 

A.I. Bresche, "Dritte Welt und Frieden" 
Aufruhum Kongreß gegen Miliüir· 
diktatur und Imperialismus in Chile 

2/44 
4/40 

und Lateinamerika 
Auspalavert (KO) 
R. Falk, Frieden und Befreiung. Zur 
Diskussion auf dem 7. BUKO 
Es ist an der Zeit! (Aufruf) 
Auf Distam zur salvadorianischen 
FMLN/FDR? (KO) 
AbschluSerklärung des Münsteraner 
Chile·Kongresses 
Internationales Sommertager 

5168 
6f48 

7- 8/67 
7- 8/69 

7- 8/76 

9/38 

Salvador Alltnde 
Lateinamerika·Wochen in Wien 
Herbstaktionen und Dritte Welt 

9/39 
9/50 

11 - 12/ 66 

USA und Dritte Welt 

N. BiveT, Von dcr stillen:tur offenen 
Invasion 1/ • 
R. Ward, Die revanchistische Allianz 
China·USA (2) 1/21 
W. Bronner, Die ölregion und d~r 
lndik im Zugriff der Rcagan·Admini· 
strdtion (2) 1/35 
Aus dem L.eitliniendokument des 
Pentagon 1/37 
US·Balkanisierungsplan gegen Indien 4{l5 
Vor 15 Jahren starb M.L. King (Rü) 4f43 
W. Brönner, Rcagans Kricgfiihrung 
bloßgestellt ,/ 4 
R. Reagan, So wichtig ist uns 
Miuclamerika ,/ , 

N. Biver, Der Aufmarsch der USA 
in Mittelamerika 
W. Brönner, Regionalkonflikte und 
Weltkriegsgefahr 
Atomkriegspläne und ·drohungen 
in Serie 
Zum Beispiel Korea 

9/ , 

10{ 4 

10/ 6 
10/ 7 

Reagans Feuerprobe auf Grenada 
(AA) 11-12/ 3 
W. Brönner, "Air Land Banle". Auf 
zum atomar·chemischen Präventiv· 
krieg! (I) 11-12/ 4 

11-12/ 6 "Air Land BaUle 2000" 
N. Biver, Die US·Kampftruppen 
richten sich in Honduras ein 
W. Burhani, Dit"Marines greikn 
im Libanon ein 
G. Giesenfdd, Vietnam - Testfall 
der US·Kriegfühnmg 
M.T. Klare, Reagans weltweites 

11-12/ 8 

J 1-12111 

11-12/18 

Superrüstungs·Programm 11-12/33 
Regierung Grenadas, Reagans faktische 
Kriegserklärung ,/ 6 
P. Wahl, Washington blockiert eine 
Krisenlösung im Südlichen Afrika 
Aus Reagans Aufrüstungsprogramm 
Ch. Paine, Die Eingreif truppe _ 
Eckpfeiler im Atomkriegsplan 

6/17 
7-81 5 

Reagans 7-8/ 9 
P. Garcia, Wer plant den biologischen 
Krieg? 7-8/16 

Rezensionen 

A.G. Martinez, Die geheimen Kerker 
EI Salvadors I/51 
W. Brönner!HJ. Nieth, Der Kampf um 
EI Salvador 1151 
A. Frangi, PLO und Palästina 2f39 
H. Lebrecht, Die Paläslinenser 2139 
A. BabingIH.D. Bräuer, Fanal am Kap 3144 
L. Callinicos, Gold in Südafrika 3/44 
AKAFRIK/DEAE (Hrsg.), Südafrika· 
Handbuch 3144 
A. Ibrahim Dollar Brand, Soulh 
African Sunshine 
Manfred Mann's Earth Band, Some· 
where in Africa 
Soweto 
D. Boris/R. Rausch (Hrsg.). Zentral· 
amerika 
R.L. Andino/D. Mies/R. Schmidt, 
Revolution in Mittelamerika 
M. KidronlR. Segal, Hunger und 
Waffen 
H. Wulf (Hrsg.), Auftiistung und 
Unterentwicklung 

5f63 

5163 
5/63 

7-8/72 

7-8{72 

9/51 

10/47 
F. CaSlTO, Tbe Economic and Social 
Cri.is 10147 

11-12168 R. Rey, 10 Jahre Grausamkeit 
R. Körner, OIile. Nach 10 Jahren 
Pinochet 
W. Huismann, Dieser Augenblick 

li-12/68 

rückt näher 11-12/68 

Vergriffene Hefte 
Vergriffen und nicht mehr lieferbar (Stand 
Dezember 1983) sind folgende AIB·Ausga· 
ben: 
Alle Hefte \'or 1977 
1977: Nr. 3. 5, 6, 8,9 
1978: Nr. 3, 7·8,9,10, II·IZ 
1979:Nr.l,2,4,6 
1980: Nr. 2,4 
1981: Nr.2,3,9, 11·12 
\ 982: Nr. 5, Sonderheft 2/1982 
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GUAJE MAL 1\ üBER I MILLION FlÜCHTLINGE IM LANDESINNERN 

1"\ ANHALTENDE MILITARISCHE REPRESSION 

Nach Aussagen der Menschenrechtsorganisation ]usticia y Paz ster· 
ben in Guatemala gegenwartig mehr Menschen an Hunger und Man­
gelerkrankungen als durch die Massaker der Regierung Rios Manu 
(15.000 Tote unter der Zivilbevölkerung) 

UNSERE DIREKTE HILFE STÄRKT DEN WIDERSTAND 
DES GUATEMALTEKISCHEN VOLKES 

Die Informationsstelle Guatemala e. V. als zentrale Koordination der Guatemala-Komitees 
in der Bundesrepublik unterstatzt auf Bitten kirchlicher und politischer Organisationen in 
Guatemala Projekte von Selbsthilfegruppen der Flachtlinge vor Ort. (Auf Wunsch versenden 
wir nähere Projektbeschreibungen und Hintergrundsinformationen.) 

Helfen Sie mit durch Spenden unter 
dem Stichwort "Nothilfeprojekt" 

Informationsstelle Guatemala e. V. 
Maistr. 29 8000 Monchen 2 

Te~: 089-536625 

SPENDENKONTEN 
Konto-Nr. 2081 59-802 PSC"'hA Manchen 
Konto-Nr. 6530298408 Hypobank München 

(Spenden sind steuerlich absetzbar) 

, ,· ....... e" .. .: .. f-+-+-REISE IN EINE UNBEKANNTE ,---.----r. 
TORKEl I I I I I 

f-f-I- SACHBUCH, 200 SEITEN. -1-1--11 

eHE - MEIHE TRAUME 

:1: 

HAllO NICARAGUA 

SACH-COMIC 
f-I- 144 SEITEN. '2.0'O"Mt-t-
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Iran 

Nima Mina 

• Im 
zur "freien Wirtschaft" 

islamischen Gewand 

Vor 5 Jahren am 11. Februar 1979 siegte im Iran der Volbaufstand gege n das 
S,hah-Regime. Seitdem hat sich unter islamischen Vorzeiche n ein Veränderungspro­
zc:ß vollzogen, der in mehreren Beiträgen bilanziert werden so ll. \Vir beginnen mit einer 
Untersuchung der Wirtschaftspolitik des iranischen Regim es. Einschätzungen zur 
Innenpolitik , zur Lage derOpposilion und zu den Auswirkungen des Krieges gegen den 
Irak sollen folgen. 

Am 6. Dezember 1983 begannen vor ei­
nem Teheraner Militärgericht mehrere 
Prozesse gegen Offiziere der iranischen 
Armee und einige Aktivisten der Tudeh 
Partei des Iran (TP I). 
Unler den Angeklagten, die der Spionage 
rur die Sowjetunion angeklagt sind, be­
finden sich der Oberbefehlshaber der 
iranischen Marine, Bahram Afzali, sowie 
mehrere hochrangige Offiziere der Luft· 
waffe. Nach einer offiziellen Erklärung 
des Generalrevol u tionsstaat san wal t es 
Tabrizi sollen im Zusammenhang mit 
dem Verbot der TPI vom 4. Mai 1983 
insgesamt 11.000 TPI-~Iitglieder und 
-Sympathisanten, davon die Hälfte 
Armeeangehörige, verhaftet worden 
sein. 
Die Schauprozesse, die nach einer Aus· 
sage des Direktors des Teheraner Ewin· 
Gefangnisses mit Todesurteilen für 
sämtliche Sympathisanten der TPI en­
den können, wurden durch eine monate­
lange Kampagne vorbereitet. TPI·Mit­
glieder, die bis zu 25 Jahre in den Ge· 
fangnissen des Schah- Regimes verbracht 
hatten, wurden unter der folter gezwun· 
gen, sich im iranischen Fernsehen selbst 
als "Spione" und "Landesverräter" zu 
bezichtigen. 
Ziel dieser Unterdriickungsmaßnahmen 
ist jedoch nicht nur die Zerschlagung der 
1'1'[, sondern auch die Einschüchterung 
aller Kräfte, die sich einer weiteren 
Rechtsentwicklung (siche auch: AlB 
4/83, S. 32-34) entgegenstellen. Mosle­
mische Kräfte, die auf der Einhaltung 
der Vtrfassung beharren, sich ftir eine 
Bodenreform, die Verstaatlichung des 
Außenhandels und Gewerkschaftsfrei­
heit einsetzen, werden der Tudeh-Mit­
gliedschaft bezichtigt, ebenfalls verhaf­
tet oder entlassen_ 

~ I ittkrwcile haben sich im gesamten 

Staatsapparat die Großgrundbesitzer, 
die lI andelsunternehmer oder ihre Ver­
treter durchgesetzt. 
Bereits Anfang 1983 wurden beispiels­
weise die beiden Inhaber der größten 
Jl andelsunternehmen des Teheraner Ba­
zars und Mitbegründer einer sog. islami· 
schen Eisen·Genossenschaft (Kartell der 
größten Unternehmer dieser Branche) 
neben 29 Personen vom gleichen Schlage 
in den Zentralrat der regierenden isla­
misch·Republikanischen Partei (I RI)) ge­
wählt. Seide waren bereits im Herbst 
1982 als Spitzenkandidaten der IRP in 
Teheran bei Zwischenwahlen ins islami­
sche Parlament gekommen. 

Ihnen wurde im April 1983 vom progres­
siven Parlamentarier Foad Karimi in über 
400 Fällen ~lißbrauch ihres Abgeordne­
tenstatus zur Steuerhinterziehung in Mi!­
liardenhöhe vorgeworfen. Sie wurde,. 
allerdings von der Mehrheit des Par la­
ments in ihrem Amt bestätigt und droh­
ten vor der gesamten Presse und dem 
Rundfunk F. Karimi rur seine Enthüllun­
gen mit "existentidlen Konsequen­
zen".l 

Tilgung der ßodenreformansätze 

Nachdem der 1982 gewählte Wächterrat, 
der über die Einhaltung der Verfassung 
wachen soll, die Durchsetzung der Ver­
fassungsgrundsätze zur Bodenreform 
endgültig verhindert halle, waren die 
meisten GroßgrundbeSitzer ermutigt 
worden, wieder "heimzukehren" und 
ihren " Besitz" zuriickzufordern. 
Unter der Schirmherrschaft der Pasdaran 
(Wächter der Revolution), der Gendar­
merie: und der administrativen Organe 
der Islamischen Republik fingen sie an, 
die.: tuten Ansätze der Bodcnumvertei-

lung rückgängig zu machen. Selbst die 
zensierte iranische Presse ist gezwungen, 
darüber zu berichten: 
" In Bodjnurd bildeten die heimgekehr­
ten Großgrundbesit zer einen regionalen 
Koordinationsausschuß dessen bewaff­
nete Banditen in der ganzen Provinz 
mehrere Ernten in Brand steckten und 
einen Bauern öffentlich aufhängten,"2 
"Täglich kommen bei Auseinanderset­
zungen um den Boden 20-25 Menschen 
ums Leben."3 
"Die Konsequenz daraus ist, daß viele 
Bauernfamilien die ständige Bedrohung 
ihres Lebens durch die Banditen nicht 
aushalten und in die Städte ziehen."4 

Dies ist jedoch auch durch die Lebens­
bedingungen auf dem Land bedingt, die 
wegen "des katastrophalen Gesund­
heits-, Bildungs- und Versorgungs­
systems unerträglich (sind), so daß viele 
das elende Leben in den Slums am Stadt­
rand Teherans vorziehen". 5 
Die wirtschaftliche Krisensituation -
400% Inflation, 6 Mio Arbeitslose - hat 
jedoch auch die La&e der Arbeiter und 
Angestellten verschiimmert. 
Sämtliche unabhängige Gewerkschaften 
und sogar das Versammlungsrech t der 
Arbeiter sind, im Gegensatz zu Artikel 
26 der Verfassung, verboten bzw. zu· 
nickgenommen worden. Gleichzeitig ha­
ben Unternehmerorganisationen w ie die . 
schon erwatmte "Islamische Eisengenos­
senschaft ...• , völlige Bewegungsfreiheit. 6 
Der vor kurzem veröffentlichte Fünfjah· 
resplan der Regierung zeigt in aller Deut· 
lichkeit den Willen, den Iran endgültig 
auf den kapitalistischen Entwicklungs· 
weg fes tzulegen. 
Er sieht für den Privatsektor Investitio· 
nen vor, die sogar die zur Zeit des Schah­
Regimes vorgenommenen übertreffen. 
Die Investitionen in der Landwirtschaft 
sollen beispielsweise zu 62% und die in 
der Industrie zu 49% - unter dem Schah 
maximal 45% - von privaten iranischen 
und "nichtiranischen" Unternehmenge­
tätigt werden. 
In diesem Punkt verstößt die Regierung 
mit völliger Absicht gegen den Artikel 44 



der eigenen Verfassung, der die "deut­
liche Dominanz des staatlichen Sektors 
in allen Bereichen der Wirtschaft" vor­
schreibt. Der Parlamentsvorsitzende 
Haschemi Rafsandjani sagt dazu: "Der 
Privat!eklOr muß weiter aktl\'iert wer­
den ... Er muß im Mittelpunkt unserer 
Wirtschaft stehen... Die L'ntemeh· 
mungsf reiheit ist einer unserer vorrangig· 
nen Grundsatze.·'Y 
RahmalOllah Khosra ..... ie. Chef der staat· 
lichen Wohnungsbaubehörde. memt 
ähnlich offen: "Der Staat hat nur die 
Aufgabe. die Invesutionsfreude des Vol­
kes zu \·ergrößern ... Die Erfahrung zeigt, 
daß das Volk der beste Unternehmer 
(ist) ... und daß der Staat am beuen nur 
beobachten und unterstUtzen kann. "8 
Die indirekten Steuereinnahmen der Re· 
gierung sollen verdoppelt werden. lJavon 
sind in erster Linie die Lohnabhängigen 
betroffen. Dagegen wird der l'rivalSek· 
tor, dessen iranischer Teil in den letzten 
5 Jahren nach Aussagen des Parla­
mentsabgeordneten :-.Iadi vom 
9.12.1983 einen Reingewinn \'on um· 
gerechnet 150 Mrd 0'-1 gemacht hat. mit 
nur 6% rur einen verschwindend kleinen 
Teil der Steuereinnahmen der Regierung 
aufkommen mUssen. Soweit war selbst 
das Schah-Regime nichl gegangen. 
Der Fünfjahresplan der Islamischen Re­
publik wurde wegen seiner .. Wagnisse". 
die die letzten Zeichen der Revolution 
endgültig aus der Welt schaffen sollen, 
von den imperialistisehen Landern mit 
Begeisterung aufgenommen. Der japani­
sehe Außenminister. der sich im Juli t 
August 1983 im Iran aufbielt, sprach 
z. B. "seine persönliche Anerkennung rur 
den )-' ünfjahresplan ... aus und erklärte 
die Bereitschaft japilns. die Ausruhrung 
des Planes und die weitere positive Ent­
wicklung der iranischen Wirtschaft mit 
allen Kräften zu unterstutzen ".9 

"Offnungzur fre ien Welt" 

Die iranische Regierung ist folgerichtig 
in den letzten Monaten krampfbaft dar· 
um bemüht. ihre Außenwirtschaftsbezie­
hungen lU den Westmächten zu \"ersldr­
ken. 
Die Staatschefs der L'SA. We$leuropas 
und japans stellten auf ihrem Wirt­
schaftsgipfel .\litte 1983 in \\'i1Iiamsburg 
in der Außenpolitik der Islamischen Re­
publik, die lange gegen die USA gerichtet 
war. eine .,erfreuliche öffnung zur freien 
Welt" fest und beschlossen. das grune 
Licht des Iran "entsprechend lU erwi­
dern". 
Dazu meint jonny Walker, stellvertre­
tender USA-Finanzminister: "Der Iran 
ist mit aller Kraft dabei. sein internatio· 
nal durch die Geiselafr:ire verlorenes 
Vertrauen zuriick:tugewinnen." 10 
Bereits im jahr 1983 hatten offizielle 

J6 

Vertreter d~ Iran erklart. daß die Politik 
des ,.Weder OSt noch Wen" sich nicht 
auf den Außenhandel beziehen wurde. 
Allerdings wurden dabei noch Ein · 
schränkungen gemacht: "Wir halten uns 
nur von jenen fern, die unser Land infil­
trieren und ausbeuten wollen. Wir han­
deln zuerst mit islamischen und nicht­
paktgebundenen Landern und rur unsere 
eigene Selbstversorgung. D.mn h.mdeln 
wir mit andern. mit Ausnahme von je· 
nen, die wir rur 'verboten' erklart hilben 
- Israel, Sudafrika und die USA. "11 
Die reale Entwicklung der Wirtsthafts­
beziehungen lU den imperialistischen 
Staaten beweist jedoch. daß es mit die­
sen Prinzipien nicht weit her iJt. 

Bereits 1982 stand die weder nichtpakt­
gebundene noch islamische Bundesrepu­
blik Deutschland mit einem Anteil von 
13% an den iranischen Importen an er· 
ster Stelle. 12 In den ersten 10 '-Ionaten 
des Jahres 1983 stieg ihre Ausfuhr in den 
Iran um 143,3% auf 6,2 .\Ird 0.\1 an. ll 

"Fur das ganze jahr 1983 wird ein grö­
ßerer Erfolg erwartet als im besten jahr 
zu Schahs Zeiten:' 14 Zu den wichtig. 
sten Aufträgen. die an bundesdeutsche 
Konzerne gingen. gehört die FertigsteI­
Jung von z ..... ei Atomkraftwerken durch 
die K W U. I hr Bau ..... ar nach der Revolu· 
tion eingestellt worden. da sie als von 
geringem Nutzen rur den Iran eingestuft 
worden waren. 
Bei den Wiruchaftsbeziehungen zu den 
USA zeichnet sich eine :ihnliche Ent­
wicklung ab. Die Exporte des Iran in die 
USA hatten sich in den ersten 10 Mona-

ten des jahres 1983 mit einem Wert \'on 
932 .\Iio Dollar im \'ergleich zum \'or· 
jahres:teitraum verdreifacht. nic l'S­
Regierung gestand dem Iran die .\Ieut­
begunstigungsklausel zu, so daß alle ira· 
nischen Waren mit den niedrigsten Zöl­
len eingeruhrt werden können. 
Um wieder besser ins Geschaft zu kom ­
merl. hatte der Iran 419,5 Mio Dollar an 
die Rcgierung dcr USA uberwiescll und 
<I •• mit die Schulden des Sthah.Rcgimes 
fast vollständig get ilgt .15 
Kathleen Keim. Iran·Expertin im 
Washingtoner Außenhandelsministe· 
rium. erklärte kunlich. daß auf Wunsch 
des Iran der Großteil des Handels zwi­
schen beiden Ländern iiber Drittländer 



abgewickelt werde. Das Yolumen dieses 
indirekten Handels sei mindestens ge· 
nauso groß wic das in den offiziellen 
Statistiken ausgewiesene. 16 

Ober Drittländer werden bereits Seil 
1981 Waffengeschäfte mit den USA ge· 
tätig t . Dazu gehört I.B. dir Anscha ffung 
von 200 Sidewinder·Luft· Luft·Raketen. 
Dieser Kauf wurde über das geheime 
Büro der iranischen Luftwaffe im Lon· 
doner Westend·Yiertd Kensington gere· 
gelt. Als Zwischenhändler bei diesen 
Waffengeschäften sind in der Regel Israel 
und Siidkorea tätig. 17 Israel verkauft je· 
doch auch selbst Waffen an den I ran, die 
entweder aus eigenen Beständen stam · 
men oder erbeutet wurden. 
Umfangreiche Beziehungen, nicht nur 
auf wirtschaftlicher, sondern auch auf 
politischer. militärischer und Geheim· 
dienstebene, unterhält der Iran ..:um 
~ATO·~ l itglied Tiirkei und zum US·Ver· 
bündeten Pakistan. 
Cber die Tiirkei wird ein Großleil des 
Außenhandels mit den L'SA abge. 
wickelt. Iranische Linksoppositionelle, 
die in die Türkei gefl ohen sind, werden 
prompt an das iranische Regime "usge· 
Iiefer\. Dem bankrotten pakistanischen 
Regime griff Teheran unter die Arme. 
indem es die fallige Riickzahlung eines 
580 Mio Dollar Kredits aus der Schahzeit 
aussetzte. 
Viele ausländische Konzerne, die nach 
der Revolution von 1979 aus dem Iran 
hinausgejagt worden waren, sind heute 
über ihre Tochtergesellschaften wieder 
in das Iran-Geschäft eingestiegen. Ein 
Beispiel hierfUr ist der US·Konzern ~I.W. 
Kellog, der über die türkische Firma ITM 
einen Reparatur.Auft rag ftir die im Krieg 
total zerstörtel:.rdgasraffinerie in Aba· 
dan bekam. I8 

Andere ausländische Unternehmen be· 
teiligen sich direkt an der Ausbeutung 
des Iran. So erhielt die japanische Mit· 
sui·Gruppe den Auftrag, ein petrochemi· 
sches Werk in Bandar Khomeini ftir 3,5 

Mrd 0.\1 fcrtigzustcllen. Obwohl ausli(n· 
dische Konzerne nach ,\rtikel 81 der 
Verfassung keine Anteile an iranischen 
Unternehmen erwerben dürfen, wurde 
dem japanischen Unternehmen e ine Be· 
te iligung von 50% zugestanden. 
Ahmad i\lortalawi. Dire ktor der Investi· 
tionsabteilung der I' lanungsbehördc, gab 
zu, daß derzeit ,, 180 aktive Firmen mit 
ausländischem Kapital im Iran" arbei· 
ten. 19 

Erdö l für Süda frika 

Sei ihrer außenpolitischen Umorlentie· 
TUng schreckl die iranis,he Regierung 
nicht davor zurück, Wirtschafube..:ic· 
hungen auch zu international geächteten 
Regimes aufzunehmen. 
Obwohl der Iran offiziell am Boykon 
gegen d;!S südafrikanische Aparthcidre· 
gime teilnimm t und sich \'or der l'~O 
sagar als "Vertreter der entre<;hteten 
afroamerikanisehen ~ I inderh{'it in den 
L'S~\ .. aufspielt, gibt es eindeut ige Belege 
daf'lir, daß er wieder Handel mit Süd· 
afrika treibt. 
Das Verzeichnis der internationalen 
Schiffsbewegungen ,.Lloyd·s List" (Lon. 
don) \'eröffentliehte in letzter Zeit wie· 
derholt Informationen über Handels· 
schiff\'erkehr zwischen dem iranischen 
Hafen Sandar-Abas und dem südafrika· 
nischen Hafen Durban. Die in Kalkutta 
erscheinende Tagesldtung The Tele· 
graph veröffentlichte am 18.9.1983 ci· 
nen Bericht über den öltanker "Wind 
Enterpriser", der 50.000 t iranisches 
Rohöl nach Südafrika transporticrte.20 

Zahlreiche andere Fakten über die Au· 
ßenpolitik der Islamischen Republik 
weisen in dieselbe Richtung. ~achdem 
die Regierung Ghaddafi vor kunem die 
iranische Regierung vor der Verfolgung 
der Tudeh Partei und anderer antiimpe· 
rialistischer Kräfte des Iran gewamt hat · 
te, versuchte Teheran die diplomati· 
schen Beliehungen zu Libyen unter dem 
Vonvand der Einmischung Ghaddafis in 
die inneren Angelegenheiten des Landes 
einseitig abzu~rechen. 
Die Beziehungen des Iran zu seinen ein·· 
stigen Verbündeten Algerien, Stidjemen, 
Syrien, also IU den Mitgliedern der 
arabischen Standhaftigkeitsfront - sind 
heUle nur noch formaler Natur. 
Ebenso ist die iranische Regierung in 
letzter Zeit, parallel zur lI inwendung 
zum imperialistischen Lager, dabei. ihre 
Beziehungen IU den sozialisrischen 
Ländern auf allen Ebenen abzubrechen. 
Im Mai 1983 wurden 18 sowjetische 
Diplomaten mit dem Vorwurf, gegen das 
iranische Regime spioniert zu haben. des 
Landes verwiesen. Vor kunem wurde 
das iranisch.sowjetische Transitabkom· 
men auf einseitigen Beschluß der irani· 
schen Regierung hin annulliert. 

Während der Besetzu ng der US·Bot· 
5ch"ft (1979/80) und des US·llandels· 
boykotts gegen den Iran konnte die Isla· 
mische Republik sich u.a. deshalb über 
Wasser halten. weil auf der Grundlage 
des Transitabkommens 90% des irani· 
schen Imports tiber die Sowjetunion zur 
iranischen Zollstation Ojolfa uanspor· 
tiert wurde. 
"' li! ihrer jctzigen Haltung bringt das ira· 
nische Regime seine Bereitschaft zum 
Ausdruck, sich wieder in den Rahmen 
des Reagan'schen .. in ternationalen 
KreuZJ;uges gegen den Weltkommunis· 
mus" ein..:uordnen. Diesbezüglich unter· 
scheidet sich die Wortwahl der Herr· 
schenden in Teheran jedenfalls nicht 
mehr VOll der der Reagan.Administra· 
lion. Der Teheraner Generalstaats,Lnwalt 
spricht 1.um Beispiel \'on der Sowjet· 
union als dem "Zentrum des Bösen, dem 
man den Kopfabhacken sollte"'. 21 

In Anbetracht der dargelegten Fakten 
über die Orientierung des fran in den 
internationalen Beziehungen ist es mehr 
als ein schlechtcr Wil..:. daß d ie Islami· 
sehe Republik weiterhin an ihrer Leitlo· 
sung " Weder Ost nOlh West" festhält. 
Der Vertreter des Siemens·Konzernsauf 
der Teherane r i\lcsse vom September 
1983,stellte dazu mit Genugtuung fest: 
,,1\ lan kann sie ab und IU noch als 
Schmuck auf irgend welchen Mauern der 
iranischen Städte sehen!" 

Anmerkungen: 
I) Siehe: Keyhan und Enel .. 'at, Tehenm, 
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2) E\(ela'''1,25.6.1983 
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5) Keyhan,6. 12.1983 
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26.8.1983 

7) Keyhan,31.11.1983 
8) Intervie'" mit der iranischen Nachrichten· 

agentur IRNA, zit. nach: Peyk-e·K"T, 
Rom,18.11.1983 

9) Keyhan.8.8.1983 
10) Zit. nach: Repub1ica, Rom, 25.8.1983 
11) The Middle East, London, NT. 107/Sep· 

tember 1983, S. 14 
12) Siehe: Bericht tibeT die Außenhandelsbe· 
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in der L!iu<;hrift der National Weumin· 
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21) Kcyhan und Ellela'at, 18.9.1983 
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Zypern 

Ivesa Lübben-Pistofidisl Alexandros Pistofidis 

Die Separatrepublik 
und die Wurzeln des 

Ein .. de. !";echi,chtn Flii<hrlinJ>lagtr (1.) ; D<marhllon. lini. Mi Dh"Jnia 

Die einseilige Unabhängigkeiuerklärung 
einer .,Bananen"republik in Nordzypern 
fallt den verstärkten Bemühungen von 
UN·Generalsekretär Pere:<: de Cuellar um 
ein Gipfeltreffen zwischen Zyperns 
Präsident Spyros Kyprianou und dem 
türkisch.zypriotischen Führer Rauf 
Denktasch in den Rücken. 
Es ist wohl kaum ein Zufall, daß die 
"Türkische Republik Nordzypern" am 
15. No\'ember 1983 nur "einige Stunden 
nach der Unterzeichnung eines Abkom­
mens über eine US·Hilfe an die Türkei im 
Umfang von ca. I l\Ird Dollar"l prokla­
miert wurde. 

"Unbeteiligte": Türke i, USA 

Die Regierung in Ankara tat allerdings 
so, als hätte sie mit der Sache überhaupt 
nichts zu tun: "Wir haben es aus dem 
Rundfunk erfahren",:? beteuerte Regit:­
rungssprecher Akiman, "Dabei hätte er 
eine Woche zuvor aus türkischen Zei­
tungen erfahren können, daß Denktasch 
am 15_ November die Sezession verkün­
den wollte, wäre den Zeitungen die Ver­
öffentlichung nicht vom Militär.t:ensor 
verboIen 1V0rden. Aber die eigene Re­
gierung hatte der Zensor ja sicher infor­
miert. "3 
Ankara erkannte auch unverzüglich als 
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erster Staat die neue .,Republik" an und 
wies die Entschließung: des UN-Sicher­
heitsrates, die die Rücknahme der Unab· 
hängigkeiuerklärung fordert, vehement 
zurück. "Die Türkei glaubt nicht, daß 
diese Resolution das wichtige Stadium 
beeinträChtigen wird. das durch die Pro· 
klamation der Unabhängigkeit erreicht 
worden ist", so noch einmal Regierungs­
sprecher Akiman. 4 

Zudem lassen weder die militärische 
Abhängigkeit Nordzyperns von der 
Türkei (auf der Insel sind weiterhin 
25.000 türkische Soldaten stationiert) 
noch die wirtschaftlichc Abhängigkeit 
(die Türkei finanziert dcn Haushalt ihrer 
Marionette Denktasch zu 63%) vermu­
ten, daß Denktasch hier im Alleingang 
gehandelt hat. Aueh die USA waschcn 
ihre Hände in Unschuld und versuchen, 
aus diplomatischer Rücksichtnahme auf 
ihren grit:chischen NATO· Verbündeten 
den Anschein zu erwecken, alles ihnen 
mögliche zu tun, um die nordzyprioti­
sche Unabhängigkcitscrklärung wieder 
rückgängig zu machen. 

Tatsächlich spielt Zypern eine wichtige 
Rolle in der Nahoststratl'gie der USA. 
Schon am 9. Man: 1979 schrieb das Wall­
street-journal, daß der Iran gezdgt habe, 
wil' gl'f<ihrlich es sd. sich auf "Stellver· 
treter" zu verlassen. Im Nahen Osten 

gäbe es keinen Ersatz für eine direkte 
US-Präsenz. J\'ichts könne die Stabililät 
der Olrouten besser schützen als ein ame­
rikanischer Flugzeugträger, fugte die Zei· 
tung hinzu,s Genau diese Rolle eines 
"unversenkbaren Flugzeugträgers" ist 
Zypern zugedacht. 
Zwar versucht "das Pentagon ... seit drei 
jahren - vermutlich sogar noch mehr 
die Türkei als Sprungbrett fürcventuelle 
militärische Operationen in der Golf­
region und dltr arabischen Halbinsel zu 
verwenden",6 stößt hier jedoch auch auf 
politische Vorbehalte seitens der türki­
schen Regierung. 
Was 1958 noch problemlos möglich war, 
als Marines über den türkischen Stütz­
punkt lncirlik im Libanon landeten, ist 
heute nicht mehr so einfach. Die wirt­
schaftlich ruinierte Türkei ist dringend 
auf die Finanupritzen aus den reichen 
Olländern am Golf angewiesen und aus 
Rücksicht auf manche ihrer arabischen 
Geldgeber gezwungen hinsichtlich der 
US-Interventiollspolitik im Nahen Osten 
vorsichtige Position einzunehmen. 
Auf der höchsten Erhebung des Troo· 
dos-Gebirges in Südzypern gibt es bereits 
eine Radar-Großanlage der USA, mit der 
man den Luftraum groBt'r Teile der 
Türkei, Syriens. des Libanon, Israels, 
jordani('ns, Nordägyptcns und des öst­
lichen MittclmL-ers überwachen kann. 



Die Position der zypriotischen Linksparteien 
In der Bcurt .. ilung der Urilachen des Zypern­
konfliktes gibt es innerhalb der grkchisch· 
zypriotischen Linken keine Differenzen. 
Für die kommunistische Fonschriltspartei 
des Werktätigen Volk .. , (AKEL, gcgr. 1941, 
Generalsekretär E. Papaioannou), die älteste 
und einflußreichste Pand auf Zypern, r<:sul­
ticf! der Konflikt aus dem Streben des US­
Imperialismus, Zypern unUr seine Kontrolle 
zu bringen und in ein Sprungbrett für Aggres­
sionen ge~n die Länder des Nahen OsteIU 
sowie in ein Spionagezentrum gegen die 
Sowjetunion zu verwandeln. Die AKELsicht 
die Lösung des Konfliktes im gemeinsamen 
und koordinierten Kampf aller progressiven 
Kräfte in heiden Teilen Zyperns und in Ge­
sprächen mit der türkiKh-;r.ypriotischen Sei­
te. So sagt<: die: AKELauch der neuen Initia­
tiv<: des UN-Generalsekretärs Perez de Cuel­
Iar bedingungslos<: Ul'terstiitzung zu. 
1969 wurde die sozialistische Demokrati­
sche Einheitsunion des Zentrums (EDEK, 
Vorsitzender V. Lyssarides) gegründet, eine 
zum Teil gegenüber der türkisch·zyprioti· 
sehen Bevölkerung sehr nationalistische Par· 
tei, die gute Beziehungen zur griechischen 
Regierungspartei Panhellenistische Soziali· 
s1i5Che Bewegung (P ASOK) unterhält. Die 
Ursachen des Zy~rnkonfliktes beurteilt die 
EDEK ähnlich wie die AKEL, lehm aber -
genauso wie die griechische Regierung und 
im Gegensatz zur AKEL - Gespräche mit 
der türkisch·zypriotischen Seite kategorisch 
ab, solange türkische Truppen auf Zypern 
stationiert sind. 

Die Übernahme der beiden britischen 

Stützpunkte Dhekelia und Episkopi 

durch die USA scheiteneaberbislangan 

der unnachgiebigen Haltung der zyprio­

tischen Regierung. (Kyprianou: "Es 

wird keine US-Basen auf Zypern geben. 
Wir sind dagegen."7) Dies gilt obgleich 

hin und wieder schon US-Aufklärungs­

flugzeuge auf den Stül1:punkten zu sehen 
waren und diese auch mehrfach ameri­

kanischen Kampfflugzeugen nach der 

Bombardierung von syrischen und dru­
sisehen Basen im Libanon als Rüchugs­

basis dienten. "Da kommt die türkische 
Republik Nordzypern gerade recht. Sie 

gehört nicht zur NATO, liegt abergeopo­

l!tisch günstig vor der Krisenzone Nah­
ost! "8, ca. 80 km von der syrischen und 

libanesischen Küste entfernt. 

Es ist kein Geheimnis mehr, daß mit 

Hilfe der Amerikaner östlich von Niko­

sia, im türkisch besetzten Teil ein riesiger 

Militärflughafen gebaut wird. Der Unter­

staatssekretär im US-Außenministerium 

Burt hane bei einem Besuch in Ankara 

im Frühjahr 1983 außcrdcm den Vor­

~chlag unterbreitet, die Abtretung eines 

Geländes auf der nordzypriotischen Kar­

pas-Halbinscl mit der Am,rkennung des 

nordzypriotischen Teilstaates zu eßt· 

lohnen. 9 

Die geostrategische Lage Zyperns im 

Schnittpunkt dreier Kominente war 

Die AKEL arbeitet mit der bürgerlich·un· 
tristischen Demokratischen Partei (DIKO, 
gegr. 1976) des Präsidenten Kyprianou auf 
der Grundlage eines Minimalprogramms zu· 
Sammen. Die Zusammenarbeit richtet lich 
auf die Schaffung eines breiten Bündnisses 
aus Arbeiterklasse., Bauernschaft, Mittel· 
schichten und der nicht an das ausländische 
Monopolkapital gebundenen nationalen 
Bourgeoisie mit dem Ziel, die nationalen 
Probleme ohne aushindisehe Einmischung zu 
lö5tn. Das Progr;,mm orientier! auf die An· 
näherung der griechischen und türkischen 
Zyprioten, auf die Wiederherstellung des ge­
genseitigen Vertrauens, auf die Freundschaft 
und Zusammenarbeit der beiden Volksgrup­
pen. Die AKEL fordert entschieden dIe 
Nichtbenutzung der britischen Stützpunkte 
durch die USA und kritisierte in den letzten 
Wochen mehrfach Präsident Kaprianou, weil 
er nichts gegen die Benutzung der Basen 
durch Teile der US·"Friedenstruppcn" un­
ternommen habe. 
Bei den letzten Wahlen im Februar 1983 
erhielt die AKEL 32,7%, die DlKO 19,!i%, 
die EDEK 9,!i3% und die rechtsgerichtete 
Demokratische Sammlung (DlSY) 33,93% 
der Stimmen. 
Die lilteste Oppositionspartei auf der tür· 
kisch·zypriotischen Seit~ ist die 1970 ge· 
gründete Republikanische Türkische Partei 
(CTP). Die CTP, die in ihren Pusitionen viele 
Gemeinsamkeiten mit der AKEL hat, ist fur 
Dcnktaschs Pläne sicherlich die gcfahrlichste 
linke Partei. Ihre Hauptlosung lautet: 

schon immer der Grund rur fremde Inter­

"entionen gewesen. 
1571 wurde Zypern von den Türken er­

obert. Mit den Eroberern kamen die 

ersten Siedler aus Anatolien, die aber 
friedlich mit den griechisch-orthodoxen 

"Ureinwohnern" zusammenlebten. 
Nicht selten revoltierten beide Bevölke­

rungsgruppen gegen die osmanische Ob· 

rigkeit. 

Kronkolonie zwischen Einheit und 
Teilung 

1878 verpachtcte das Osmanische Reich 

Zypern für 92.799 Pfund Sterling an 

Großbritannien - mchr Geld, als die Os· 

manen den verarmten Bauern abpressen 

konnten. Für die Briten war die Insel ein 

wichtiger strategiScher Vorposten im 

östlichen Miltdmeer, um ihren Weg 

durch den Suezkanal nach Indien ab:t.u­

sichern. 

~Iit ßcginn der industriellen Förderung 

des Erdöls (1908) in der Golfregion 

("Für die Nationen und rur die Völker 

wird nunmehr ein Tropfen Erdöl ebenso 
wertvoll sein wie ein Tropfen 8Iut."ll) 

gewann die Insel an strategischcr Bedeu­

tung. 

Nach den Abkommen von Scyres und 

"Zypern für die Zyprioten." Sie kritisiert 
Denktasch wegen sc:ines proim~rialisli­

sehen Kurses und seiner Siedlungspolitik. Sie 
fordert die sofortige Rückkehr der türki­
sehen Siedler in die Türkei. 
Die CTP fordert eine Bundesstaatenregelung 
mit einer starken Zentralregierung, die vor 
allem außenpoliti5Che Befugnisse haben soll. 
Sie lehnt eine autonome türkisch-zyprioti· 
sehe Wirtschaft gegenüber einer griechisch· 
7.ypriotischen Wirtschaft ab. 

Die Kommunale Befreiungspartei (TKPI, 
eine Partei links vom Zentrum, und die 10-

zialdemokratische Volkspartei (HP), die gu­
te Beziehungen zu Ecevits Republikanischer 
Volkspartei unterhält, sind zum Teil natio­
nalistisch und kritisieren Iknktasch insbe­
sondere wegen Korruption und Beuteökono­
mit.. 

Alle tiirkisch·zypriotischen Oppositionspar­
teien fordern den Abzug der türkischen 
Truppen und die politische und militärische 
Unabhängigkeit von der Tiirkei. 
In den Wahlen von 1980 erhielt Denkt3sch 
trotz Wahl betrugs und der mauiven Unter­
stützung der Festlandtürken, die extra recht· 
zeitig zu den Wahlen "eingebürgert" wurden, 
nur 37% der Stimmen (1976 noch !l3%). 
Aber dank des Wahlsyslems erhielt er 23 
Sitze in der nordzypriolischen Volksver­
sammlung, während die Kommunale Befrei­
ungspartei mit 31% nur 7 Sitze und die Re­
publikanische Partei mit 20% der Stimmen 
nur 2 Sitze erhielt. 

Lausanne (I920 und 1923) verzichtete 

die Türkei endgültig auf die Insel. 1925 

wurde Zypern zur britischen Kronkolo­

nie erklärt. 

Um ihre Vorherrschaft auf der Inse.J zu 

sichern wandten die Briten den altbe­

währten Grundsatz jeder Kolonialpolitik 

des "Divide et Impera" (Teile und herr­

sche) an. Um Griechenland während des 

I. Weltkrieges zum Kriegseintritt auf sei­
len der Entente zu bewegen, versprach 

der britische Ministerpräsident L. 
George die Enosis (griechisch: Vereini­

gung, Einheit), den Anschluß Zyperns an 

Griechenland. 

"Die ENOSIS-Ideologie, obwohl von 

den griechischen Zyprioten in erster li­
nie als Befreiung von England begriffen, 
,erhinderte andererseits ein engeres Zu­

sammengehörigkeitsgefühl der türki­

schen und griechischen Bevölkerungs­
gruppen." 12 Sic schwächte damit den 

gemeinsamen Kampfgegen die Kolonial· 

macht. 

'\Iit der Untcrstiitzung des Enosis-Gedan­

kens und einer einseitigen Bildungspoli­

tik - Grundschullehrer und Schullehrer 

wurden beispielsweise aus Griechenland 

importiert - förderte die Kolonialmacht 

ihrerseits geschickt die Ausbreitung von 

Nationalismus und Chauvinismus unter 
den griechischen Zyprioten, festigte die 
Machtposition der rechten Kräfte 
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Die UNO zum Zypern konflikt 

UN.Gen",.I<<l •• U, W.ldheim (m,~ I><j Ve'handlun.<n m" PrJ,.den, K)priano !I,I und R. Denku>th 

Um ihren unabhängigen politi~chcn Kurs zu untermauern und eine politische Alternative zur 
interventionistischen NATO·Politik zu bieten. hat die zypriotische Regierung immer wieder 
\'ersucht, die UNO, deren Mitglied Zypern seit dem 20.9.1960 iSl, auf den Pbn zu rufen. 
Am I. November 1974 verabschiedete die 29. UN-Vollversammlung mit 117 Stimmen - ohne 
Gegenstimmen und Enthaltungen - die Resolution 32 12, die für die UNO noch heute rechts­
giiltiger Rahmen jeder möglichen Lösung des ZypemprobJcms darstcl!t. In der R~olution hdßI 

"Die Generalversammlung 
I. fordert alle Staaten auf, die Hoheit, Unabhängigkeit, räumliche Unverletzlichkeit sowie 
Bündnisfreihdt der Republik Zypern zu achten, und alle Handlungen und Einmischungen 
gegen sie zu unterlassen; 
2. drängt auf den schnellen Abzug aller ausländischen Streitkräfte und allen ausländischen 
militärischen und sonstigen Personals aus der Republik Zypern sowie auf Beendigung jeder 
ausländischen Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten; 
g. befindet, daß das Verfassungssystem der Republik Zypern ftir die griechisch-zyprische und 
rür die türkisch-"l:yprische Gemeinschaft gilt; 
4. lobt die Kontakte und Verhandlungen zwischen den Vertretern der beiden Gemeinschaften 
... und fordert ihre Fortsetzung mit dem Ziel, unbeeinflußt eine beiderseitig annehmbare 
politische Regelung zu finden ... ; 
5. befindet, daß alle Flüchtlinge sicher zu ihren Heimstätten zurikkkehren sollten .. .'·l 
Weder die Türkei noch ihre NATO·Parlner haben sich an diese mitunterzeichneten Fordcrun­
gen gehalten. Im Gegenteil, im Februar 1975 wurde der Föderative TÜTküche Staat in Nord­
zypern ausgerufen. Am 12. März 1975 bedauerte der UN·Sicherheitsrat diese einseitige Ent­
scheidung. 
Die Vereinten Natiunen bekräftigten am 20. November 1975 noch einmal die Resolution 3212 
und forderten "alle Parteien dringend auf, sich im Widerspruch zur Resolution 3212 stehender 
einseitiger Hand]ungen einschließlich von Änderungen der Zuummen5etzung der Bevö]kerung 
Zyperns:wenthalten.'·2 
Nachdem die von der UNO angeregten interkommunalen Gespräche zwischen griechischen und 
türkischen Zyprioten in einer Sackgasse steckengeblieben w;u:en. legte UN·Generalsekretär 
Peru de Cuellar, der von 1975 bis 1977 .selber UN,Vertreter auf Zypern war, einen neuen Plan 
vor, der die Gespräche wieder ingangbringen sollte. 
Dieser Plan geht von jewei]i zwei möglichen Optionen in der Frage der politischen Repräsenta­
tion und der Landfrage aus: 
Option 1 sieht vor, daß der PTiisidenl griechischer und der Vizepräsident türkischer Zypriot 
sein 50]!. Die Regierung besteht Zu 60% am griechischen und 4Q'fo aus tiirkischen Zyprioten. 
Die Legislative besteht aus zwei Häusern, dem Repräsentantenhaus und dem Senat, wobei die 
Sitzverteilung im Repräsentantenhaus analog der Bevölkerungsverteilung vorgenommen wird, 
während im Senat sowohl die griechische wie die türkische Bevölkerungsgruppe zu je 50% 
vertreten sind. 
Option 2 sieht bei der übernahme des Amtes de! Präsidenten und des Vizeprlhidenten, der 
gleichzeitig Premierminister ist, ein Rotationsverfahren vor. In der Regierung und im Reprlhen­
tantenhaus sind die griechischen Zyprioten zu 70% und die türkischen Zyprioten zu 3Q'fo 
vertreten. Der Senat besteht wiederum zu je 50% aus Vertretern der griechischen und der 
türkiKhen Bevölkerungsgruppe. 
Falls die griechiKh·zypriolische Seite bereit wäre, in der Verfassungsuage maximale Zuge­
ständnisse zu machen (Option 2), sollte sich die türkiKh·zypriotischc Seite mit 16% de~ Landes 
zufriedengeben. Falls die Türken der Option 1 in der Verfassungsfrage zustimmen sollten, 
würd"n sie die Kontrolle über 30% des Bodens behalten. 3 
Ikr Führer der tiirkischen Zyprioten Denktasch meldete Vorbehalte gegen die Cudlar-Ini!i.ative 
an, da sie in jedem Fall der türkisch·zypriotischen Seite Konzessionen in der undfrage abver· 
Jan~n wiirde. Mit der einseitigen Unabhängigkeltscrklärung ~erband er auch die Hoffnung, in 
zukiinftigen Verhandlungen eine stärkere Ausgangsposition zu haben. 
Die einseitige Unabhängigkeits"rklärung einer Türkischen Republik Nord~yp .. rn ist auf (i~r 
Dringlichkeiusitzung des UN·Sicherheiurats am 18. No~ember 1983 rur null und nichtig er· 
klärt w.orden. Der Sicherheitsrat forderu di" Rü(knahme der Unabhängigkeitscrklärung und 
richlete an aUe Mitgliedsstaaten die Auffordc-rung, dem neuen Staat die Anerkennung zu 
verweigern. 

Anmerkungen: 
1) Zit. nach: Das Zypernproblc:m - Historische Obersicht und Analyse der jüngsten Entwick­

lungen Nikosia /Zypern 1979, S. gO 
2) Ebenda, S. 35 
3) Tiirkish Daily News, Ankara. 28.9.1983 
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Bourgeoisie und Kirchennlhrung - in· 
nerhalb der griechischen Bevölkerungs· 
gruppe und versuchte den zunehmenden 

Einfluß der Kommunistischen Partei 
Zyperns unter den zypriotischen Arbei­

tern und Bauern zurückzudrängen. 

Gleichzeitig spielte Engbnd der türkisch· 

zypriotischen Minderheit gegenüber cie 

Rolle einer Schutzmacht. die infolge ei· 

ncr möglichen Vereinigung Zyperns mit 

Griechenland eine weitere Schwächung 

ihrer Position berurchtete. Der Kolonial· 

macht gelang es dadurch, die türkisch· 

zypriotische Führungsschicht eng an sich 

zu binden. 
Die 192 1 gegTÜndete K I' schwankte in 

den ersten jahren ihres Bestehens zwi· 

schen der Forderung nach Enosis und 

nach einem unabhängigen Zypern, Nach· 

dem sie sich 194 1 in FoTtschriltspartei 

des Werktätigen Volkes (AKEL) umbe· 

nannt hatte. legte sie jedoch das Schwer­

gewicht ihrer Arbeit auf die Organisie­

rung des gemeinsamen Kampfes der 

griechischen und türkischen Arbeiter 

und Bauern gegen die Kolonialmacht , 

auf die Zuriickdrängung d es Mißtrauens 
zwischen den beiden Bcvölkerungsgrup. 

pcn. 

,,1941 schlossen sich 60 Berufsgewerk. 

schaften zu einem Cewerkschaftsver· 
band, der Pan7.ypriotischcn Arbeiterfö­

deration (PEO), zusammen, in dem die 
AKEL eine ftihrende Rolle einnahm", 13 

und in dem gleichermaßen grieChische 

wie türkische Zyprioten organisiert 
waren. 

"Die cinheitliche politische Kampforien­

ticrung gefiihrdete das kolonialistische 
Teilungs· und Herrschaftsprinzip."14 

Die: Kolonialmacht reagierte mit zUlleh· 

mender Unterdnickung der Linken und 

Schürung sowohl von griechischem wie 
türkischem Nationalismus, 

1955 wurden die AKt:L und ihre Orga­

ne. darunter auch die einzige fortschritt· 

liche türkischsprachige Zeitung verbo­
ten, 

Im gleichen jahr nahm die 1952 von der 

griechisch-zypriotischen Rechten ge­

gründete Nationale Organisation der 

zypriotischen Kämpfer (EOKA) den be· 
waffneten Kampf unter der Losung 

Enosis auf. Die Reaktion der türkischen 

Seite ließ nicht lange auf sich warten. 

Der damalige britische I'remierminisler 

Eden vermerkte später in seinen Memoi­
ren: .,Bis 1955 war ihre Leidenschaft 

noch nicht entnammt, denn der Türke 

braucht sehr lange bis er in Zorn gerät, 
aber wenn. dann ist er uncrbittlich."15 

Ein jahr späler gründete der heutige 

"Präsident" der .. Republik Nordzy. 
pern", Rauf Denklaseh, die türkisch· 

zypriotische Terrororganisatioll Türki­

sche Verteidigungsarmee (T~ln. Der 
Forderung dcr griechischen Zyprioten 

nach Enosis fo lgte die Forderung der 

türkischen Zyprioten nach Taksim 



(türkisch: Teilung, d.h, in einen türki­
schen und einen griechischen Teilstaat). 
Um die Widersprüche zwischen den bei· 
den Bevölkerungsgruppen noch mehr zu 
verschärfen, setzte die britische Kolo­
nialmacht gegen die EOKA Polizeiein­
heiten ein, die sich aus türkischen Zy­
prioten zusammensetzten. was wie­
derum die EOKA :tu Terrorakten gegen 
die türkisch-zypriotische Bevölkerung 
provozierte. 
Terror und Gegenterror von EOKA und 
TMT übertrafen sich gegenseitig. Be­
zeichnenderweise gehönen zu den pro­
minentesten Opfern der ultrarechten 
Terrorgruppen vor allem Vertreter der 
Linken und der Gewerkschaftsbewegung 
aus beiden Volksgruppen. 
Unter dem Druck des antikolonialen 
Kampfes, nach dem Debakel der Suez· 
krise (Krieg gegen Ägypten 1956) und 
angesichts des Erstarkens \'on anti­
imperia list ischen , nationaldemo krati­
schen Kräften im Nahen Osten suchte 
Großbritannien die direkte Herrschaft 
über Zypern in eine indirekte neokolo­
niale Abhängigkeit zu verwandeln. Zy­
pern sollte aber den Briten wie auch den 
anderen NATO-Staaten weiterhin als 
vorgeschobener Stüt.:punkt erhalten 
bleiben. 

Im sog_ Garamit .... ertrag, der 1959 auf 
zwei Konferenzen in Zürich und London 
zwischen Großbritannien, Griechenland 
und der Türkei ausgehandelt wurde, 
sicherten sich die ehemalige Kolonial­
macht und die ebenfalls der NATO ange­
hörenden "Schutzmächte" der beiden 
Bevölkerungsgruppen weitreichende 
In I erven t ionsrech te_ 
Auf Zypern, das am 16. August 1960 in 
die Unabhängigkeit entlassen wurde, 
wurden Kontingente der griechischen 
und türkischen Streitkräfte stationiert , 
die gemeinsam mit den beiden britischen 
Stüt:tpunklen auf der InscJ direkt in die 
NATO-Strategie im östlichen Mittdmeer 
integriert waren. 
Der Garantievertrag räumte den drei sog. 

GarantieJ!'Lächten das Recht ein,gemein­
sam oder einseitig zu intervenieren, um 
den .. Status quo" auf der Insel gege­
benenfalls ,.wiederherzustellen" _ Sie ste­
hen damit in direktem Widerspruch zu 
den Grundprinzipien des Völkerrechts 
und der UN-Charta, die jedem Staat das 
Recht auf Souveränität, territoriale Inte­
grität und Nichteinmischung in die in­
neren Angelegenheiten gardntieren. 
Da sie sich einen jederzeitigen Vorwand 
fUr eine Intervention zu sichern suchten, 
lag es kaum im Interesse der NATO-Staa­
ten, den Bevölkerungskonflikt zwischen 
griechischen und türkisch~n Zyprioten 
friedlich beizulegen. 
So wurde in übereinstimmung mit den 
Verträgen von Zürich und London eine 
Verfassung erarbeitet, die die inneren 
Spannungen konservierte_ Die Verfas­
sung teilte das Volk nach ethnischen Kri­
terien in zwei Gemeinschaften. Der 
Präsident sollte ein griechischer Zypriot 
sein und nur von der griechischen Bevöl­
kerungsgruppe gewählt werden_ 
Der Vizepräsident hingegen sollte der 
türkischen Bevölkerungsgruppe zuge­
hören und nur von den türkischen Zy­
prioten gewählt werden. Er konnte ge­
gen alle Beschlüsse des ~"inisterrats sein 
Veto einlegen. Und zur Verabschiedung 

von Gesetzen bedurfte es der getrennten 
Zustimmung von jeweils mindestens 
50% der 35 griechisch-zypriotischen und 
der 15 türkisch-zypriotischen Parla­
menuabgeordneten (bei Verfassungs­
änderungen sogar jeweils 2/3) , so daß 
eine Sperrminorilät von 8 türkisch-zy­
priotischen Abgeordneten faktisc h jeden 
Parlamentsbeschluß zu Fall bringen 
konnte. 
Politisch bedeutete dies, daß die reaktio­
näre türkisch-zypriotische Oberschicht, 
die die türkisch,zypriotischen Institutio­
nen bereits systematisch von allen fort­
schrittlichen Kräften gesäubert halle 
und die - nach ihrer engen Kollabora­
tion mit der Kolonialmacht - nun ein 
verlängerter Ann der NATO war, ein In· 
terventionsrecht in allen politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Fra­
gen des Landes hatte. 
Diese Trennung zwischen griechischen 
und lürkischen Zyprioten setzte sich in 
allen Bereichen des öffentlichen Lebens 
fort. Und obwohl Bevölkerung und Ei­
gentum in den meisten Orten gemischt 
waren - eine gute Voraussetzung fUrein 
friedliches Zusammenleben - wurden 
überall getrennte türkische und griechi­
sche Stadtverwaltungen und Gerichte 
eingerichtet. 
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Die Rechnung, Zypern zumindest in das 
logist ische System der NATO einzube­
ziehen, schien spätestens 1961 gefähr­
det, als Präsident Makarios, ehemals Ver­
fechter der Enosis- Idee und Mitbegriin­
der der EOKA, unterstützt von der 
AKEL und der panzypriotischen Ge­
werkschaft PEO, einen unabhängigen 
poli t ischen Kurs einschlug_ Das brach te 
ihm bei den Amerikanern die Bezeich­
nung "Castro im Priestergewand " ein_ 
Ein großer Teil der griechischen Zyprio­
ten , inkl usive der nationalen Bourgeoi­
sie, sahen ihre Unabhängigkeitsbestre-

linke zeitung 
ist die Zeitung der Demokratischen 
Soz. ialisten * bringt zweimal im 
Monat Nachrichten, Hintergrund­
berichte, Disk ussionsbeitrdge z.u 
aktuellen Themen * Engagiert 
sich, für Frieden und A brüstung, 
f ür ArbeitszeitverklJrzung, f ür 
mehr soziale Dienstleistungen und 
demokratische Rechte, f ür Gleich­
stellung der Frauen * unterstützt 
den Aufbau einer breiten linken 
Alternative * hilft ak tiv bei der 
Schaff ung einer neuen Parfei: 
links. wo das Herz schldgt ... und 
kluge KOpfe nich t fehlen 
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bungen durch die Bestimmungen des Ga· 
ramievertrages hintergangen. Zudem 
schien ihnen ein unabhängiges Zypern 
mit gutnachbarlichen Beziehungen zu 
den arabisehen Staaten vorteilhafter, Die 
From der Nichl ·E nosis-Anhänger wurde 
stärker und 1961 trat Zypern der Bewe"­
gung der Nichtpaktgebundenen bei. 
Zwar norm alisierte sich das Zusammen­
leben von griechischen und türkischen 
Zypriolen wieder und kehrten viele der 
Flüchtlinge, die in den 50er J ahren vor 
dem Terror \Ion EOKA und TMT geflo­
hen waren, wieder in ihre gemischtras­
sigen Dörfer zurück. Doch sah sich Präsi­
dent Makarios einer zunehmenden anti· 
kommunistischen Kam pagne \Ion 
EO KA, die ihm den Verrat an der Enosis· 
Ideologie vorwarf und TMT, die durch 
eine block unabhängige Polilik ihre Privi· 
legien genihrdcl sah, ausgcsetzt. 
1963 /64 flammlen wieder - angeheizt 
\'on EOKA und Ti\ IT - Kämpfe zwi­
schen den Bevölkerungsgruppcn auf, die 
schließlich mit der Umsiedlung \Ion 
20.000 türkischen Zyprioten in rein 
türkische Enklaven endet en. die der 
türkische Zypriot Ali Kavazoglon, ein 
mhrendes AK EL-Mitglied, m it Konzen· 
trationslagern verglich. 
Anlaß rur die erneuten Kämpfe war ein 
Vorschlag von Makarios, die Verfassung 
zu ändern, da die weitgehenden Inter­
ventionsreehlc der türkisch.zyprioti­
sehen, proimperialistischen Oberschicht 
eine unabhängige Entwicklung der Insel­
republik unmöglich machte, 
Die USA sahen mit den erneut aufflak­
kernden interkommunalen Spannungen 
den Zeitpun kt gekommen, der staat li· 
ehen Unabhängigkeit Zypern endgültig 
den Todesstoß zu versetzen. Dem Vor· 
schlag, griechische und türkische NATQ.. 
Truppen auf die Insel zu entsenden, folg­
te 1964 der nach dem US-Sonderbcauf· 
tragten benannte "Acheson·Plan". 
Acheson formul ierte m it brutaler Offen, 
heit fo lgende Ziele: die Auflösu ng der 
InscI republik durch die Vereinigung 
ihres größten Teib mit Griechenland, die 
Abtrennung eines rein türkischen 
Siedlungsgebietes, die Abtretung einer 
großen Militärbasis an die Türkei, die 
NeutrJ.lisierung von :\lakarios und die 
Ausschal tungder Kommunisten. 
Dt'r Plan scheiterte an dt'm Widerstand 
Makarios' , unterstützt von der zyprioti­
schen Linken, und dem "Nein" des 
griechischen Regierungschcfs Georgios 
I'apandreou (I'ASOK), d~r ;n den Wah­
len vom 3 .11.1963 die 15jährigc lIerr­
schaft der griechischen Ultrarechten be­
enden konllle. 
Makarios gelang es, ,,)5:estii tzt au f eine 
sowjetische prot .... sterklärung '" die Ver­
ci ntell Nationen auf den Plan :w ru fen 
und statt (der Stationicru ng von NATO­
Einheiten) die Stat ionierun)5: VO ll UNO­
Truppen durch(usctzen. "16 

Das Problem, rur die USA und Großbri· 
tannien bis dato eille NATO-Familien­
angelegenheit , droh te damit internatio­
nalisiert zu werden. Die alten Pläne, 
Zypern unter die Kontrolle des imperia­
list ischen Bündnissystems:z:u bringen,ge­
rieten in Gefahr. 
Nachdem sich in Griechenland am 2 1. 
April 1967 die Obristen an die 1-. lacht 
geputscht h:l\ten, war e in wicht iges Hin­
dernis zur Realisierung der ameri kani· 
sehen Zypern-Pläne aus der Welt )5:cschaf­
fe n. 
Aber auf Zypern selber wuchs die Unter· 
stützung rur die blockfreie Politik Maka· 
rios, der in den Wahlen von 1968 95% 
der Stimmen der griechischen Zyprioten 
auf sich vereinigen konnte. Als sich im 
November 1973 auch noch ernsthafte 
Erfolge der interkommunalen Gespr'.iche 
abzeichneten, "die eine Teilung der Insel 
in weite Ferne zu rücken drohten, war 

das Maß vo)]". J I Zahlreiche Anschlä)5:e 
auf Makarios durch die reor)5:anisierte 
EO Kf\, die sich jetzt EOKA b' ('" EOKA 
11. ) nann te, waren fehl)5:esehlagcn. 
J e tzt sollte der Plan "Op .... ration Aphro· 
dite" in Kraft t reten,dessen Regisseur ~ 
wie auch beim Putsch in Chile 1973 -
der US.Außenpolitik .... r Henry Kissin)5:cr 
sein soll te. Kurt nach seinem Uesuch in 
der Türkei und einen Monat, nachdem er 
sich zu Konsultation .... n mit Verlretern 
der gri .... chischen Obristen-ju nta getrof­
fe n hatte, putschte das auf Zypern sta· 
tionierte griechische Truppenkontingent 
und die von griechisehl'lI Offizieren auf­
)5:ebaute .Nationalgarde unter dcm 
l':ÜKA·b'-Führn Nikos Sampson gegen 
Makarios, 
"Die Putschisten sollten sich ein Paar 
Tage an der Macht halten und in dieser 
Zeit die Insel gründlich von Sozialis ten, 
Kommunisten und sonstigen Feinden 



des Griechentums säubern, die Endlö· 
sung des Zypern.Problems - ob doppel. 
te Enosis oder zweigeteilte Bananenre· 
publik mit NATO· Basen - hätte sich 
dann unter Gleichgesinnten auf beiden 
Seiten schon finden lassen.",18 Das Ent· 
kommen Makarios' ins Ausland aber 
"machte die Sache komplizierter··, so 
ein hoher Beamter des US·Außenmini· 
steriums. 19 

Während Makarios noch im UN-Sicher· 
heitsrat als Ankläger gegen die griechi. 
schejunta auftrat, wurde der zweite Teil 
der "Operation Aphrodite" eingeleitet. 
Unter dem Vorwand, die Interessen der 
türkisch.zypriotischen Minderheit zu 
schützen gab der sozialdemokratische 
türkische Ministerpräsident Ecevit den 
Befehl zuzuschlagen. Am 20. juli 1974 
landeten 40.000 türkische Soldaten, uno 
terstützt von Luftwaffe und Kriegsma. 
rine auf der Insel. Cyrus Vance haue 

schon im November 1973 dem Führer 
der türkischen Zyprioten Denktasch ge· 
genüber mitgeteilt, daß die USA im Falle 
einerneuen Zypernkrise keine Bedenken 
gegen eine türkische Invasion hätten. Uno 
miltelbar nach dem Sampson.Putsch 
sagte die US.Regierung Lcevit die Wie· 
deraufnahme der kurz zuvor eingestell. 
ten Militärhilfe der USA J:U - ein din:k· 
ler Wink mit dem Zaunpfahl. 
Während in Genf noch zwischen Vertre· 
tern der bdden zypriotischen Bevölke· 
rungsgruppen verhandelt wurde, besetz· 
te die türkische Armee im Nordteil der 
Ins..! 40% des T(·rritoriums und schuf 
vollendete Tatsachen. 
Aus dem türkisch besetzten Norden wur· 
d<.'n die dort lebenden griechischen 
Zyprioten systematisch vtrtrieben. 
wähn:nd gezielte Terrorakte durch die 
faschistischen EOKA·b'·Anhänger die 
im Südeil kbcndell Türken zwang, im 

Nordleil der Insel Schutz zu suchen. 
Bei dieser Mililäroperation verloren 
5.000 Menschen ihr Leben. 2.000 
griechische und fortschrittliche türki· 
sehe Zyprioten sind bis heule in Gerang· 
nissen in der Türkei verschwunden. 
200.000 Zyprioten wurden zu Flüchtlin· 
gen im eigenen Land - bei einer Gesamt· 
bevölkerung von 650.000. 
1975 begann die türkische Besatzungs· 
macht im r-!'ordteil Zyperns Zehntausen· 
de von Fesllandstürken anzusiedeln. 
Damit sollie nicht nur die demographi. 
sehe Struktur auf der Insel wgunslen der 
Stärkung des türkischen Bevölkerungs. 
elements verändert, sondern auch die 
wachsende Opposition der linken türki· 
sehen Zyprioten gegen den separatisti. 
sehen Kurs Denktaschs geschwächt wer­
den. 
Bis zu seinem Tod 1977 versuchte Maka· 
rios das Problem zu "internationalisie­
ren", d.h. unter Schirmherrschaft der 
UNO zu regeln. Erhoffte, auf der Grund· 
lage der UN·Beschlüsse eine Lösung in 
direkten Gesprächen mit der türkisch·zy. 
priotisehen Seite zu finden, was aber an 
der unnachgiebigen Haltung Denktaschs, 
der bereits 1975 den Nordteil Zyperns 
zu einem föderativen Bundesstaat er· 
klärt hatte, scheiterte. 

Dilemma der Regierung K yprianou 

Während die griechisch·zypriotischt Sei· 
te eine ungeteilte, entmilitarisierte und 
bündnisfreie Republik forderte, deren 
innere Verfassungsstruktur einer Föde· 
ration entsprechen sollte, forderte die 
türkisch·zypriotische Seite eine Konfö· 
deration zweier gleichberechtigter Bun· 
desstaaten mit einer schwachen Bundes· 
regierung. Die Teilung der Insel (.".äre da· 
mit ein rur allemal besiegelt gewesen. 
!I,.lit der einseitigen Unabhängigkeitser· 
klärung vom 15. November 1983 sollte 
diese Position untermauert und vor einer 
Neuaufnahme der interkommunalen 
Gespräche aufgrund der Vorschläge des 
UN·Generalsekretän Perez de Cuellar 
nicht wieder riickgängig zu machende 
Fakten geschaffen werden. 
Bezeichnenderweise hat Denktasch dem 
o:ypriotischcn Regierungschef Kypria· 
nou zu Scginn de$ neuen jahres ein 
neues Gcsprächsangebot unlerbreitet. 
Als "Geste des guten Willens" bot er die 
Wiedereröffnung des internationalen 
Flughafens von Nikosia und die Unter· 
stellung der Hotelstadt Varoscha unter 
UN·Aufsicht an. 
Varoscha, wohl das wichtigste Touris· 
muszentrum Zyperns, liegt zwar im 
Nordteil der Insel, wurde allerdings 1974 
nicht militärisch besetzt. Auch wurden 
im Gegensatz zum übrigen von den 
Türken uesetzten Teil die Besitzungen 
der griechischen Zyprioten ni<::ht ent· 

Zypern-Daten 
Fläche Zyperns (griechisch Kypros, türkisch 
Kibris): 9.8.'11 qkm, drillgrößte Insel im Mit· 
tclmeer 
Bevölkerung: Von den rund 6"'0.000 Ein· 
wohnern sind 79"'" Griechen, 18"'" Türken, 
3% Armenier und andere Minderheiten 
Religion: Rund 80"'" der Bevölkerung beken· 
nen sich zum gricchiKh·onhodoxen Glau· 
ben, 18% zum Islam. Amt55praehen sind 
GriechiKh und Türkisch 
Währullg: Zypern·Pfund; I Z·Pfund • 4,8 
DM (Stand September 1983) 
Politi,chc. System: Die seit 1960 unabhängi· 
ge Republik Zypern i't eine Prlisidialdemo­
knuie. Der griechisch·zypriotisehe Präsident 
wird für 5 Jahre direkt von den griechischen 
Zyprioten gewählt. Von ihm werden auch 
die Mitglieder des Kabinetts ernannt. Sein 
Stellvertreter muß der türkischen ßeYÖlke· 
rungsgruppe angehören und wird von dieser 
direkt gewählt. 
Höchste Volksvertretung der Republik 
Zypern ist du Repräsentantenhaus, von des· 
sen 50 Abgeordneten zur Zeit nur die 3.'1 der 
grieehisch·zypriotischen Volksgruppe mit· 
arbeiten. In den letzten Parlamentswahlcn 
im Februar 1983 wurde der bisherige Präsi· 
dent Kyprianou mit 56,54% der Stimmen 
wiedcrgcwählt. 
Außcnpolitik: Zypern ist Mitglied der UNO, 
des britischen Commonwealth, des Europa· 
rates und mit der EG assoziiert. Die Repu· 
blik ist aktives Mitglied der Nichtpaktge· 
bundenen. 
Wirtschaft: Durch die türkische Invasion im 
Jahr 1974 wurde Zypern in zwei Wirtschafts· 
gebiete geteilt, zwischen denen es praktisch 
keine Verbindung gibt. 
Ikr von den Türken besetzte Teil umfaßt 
ungcfahr 40% des Territoriums, aber hier 
befindet sich 6.'1% der landwirtschaftlich ge· 
nutzten Fläche mit 80"'" der Getn:idepro· 
duktion, 80"'" der Produktion von Zitru$­
früchten, 65"'" der Produktion von Gemüse, 
Milch, Fleisch und Eiern und fast 100"'" der 
Tabakproduktion.lm nördlichen Teilhefin· 
den sich weiter 60% der Industrieanlagen 
und der Bodenschätze. 
Der für die Wirtschaft entscheidende Frem· 
denverkehr konzentricrtc sich vor 1974 zu 
90% auf die Städte Famagusta und Kyrenia. 
Famagusta war mit 83"'" des Gesamtum· 
sehlags der größte Hafen Zyperns. Somit 
konzentrierten sich 70""'derGesamtproduk· 
!ion Zyperns auf den hcute von der Türkei 
besetzten Teil. 
Im Besitz der griechischen Zyprioten blieben 
lediglich die Raffinerieanlagen bei Lamaka, 
die Elektrizitätswerke bei Limassol, das 
Weinbaugebiet am Troodos-Gebirge, das 
Fremdenverkehrsgcbiet von Lima$sol und 
Paphos und der Flughafen von Nikosia als 
wichtige Wirtschafufaktoren. 
Trotz der Teilung hat sich im südlichen Teil 
die Wirtschaft mit einer Wachstumsrate von 
fihrlich 4,.'1"'" und bei Vollbeschäftigungs· 
rollCau positiv entwickelt. Das jährliche Pro· 
Kopf·Einkommen beträgt .... 000 Dollar, 
während es im Nordteil auf 1.\00 Dollar 
fihrlich gefallen ist. Unachen sind vor allem 
der starkc Wer!verlust der Türkischen Lira 
(I TL '" 0,01 DM; Stand September 1983), 
die nach der Besetzung als Zahlungsmittel 
eingcführt wurde und die einseitige Ausrich· 
tung der Winschaft auf die Türkei 
Die Inflationsrate in Nordzypern liegt bei 
25,S%. Die Türke; ist gezwungen, 63% des 
Haushaltes in Nordzypcrn Zu finanzieren. 
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eignet, so daß das Gebiet als Faustpfand 
in zukiinftigen Verhandlungen gilt. 20 
Außerdem schlug Denktasch die Einset­
zung einer Kommission zur Untersu­
chung dcs Schicksals der Verschwundc­
nen vor. 
Die zypriotische Regierung Kyprianou 
befindet sich in einem Dilemma. Würde 
sich Kyprianou auf das Verhandlungs­
angebot einlassen, so würde er damit sei­
ne I'igl'ne Rl'chtsposition, daß es nämlich 
keine Legitimität einer zweiten zyprioti­
schen Regierung gibt, untergraben. An­
dererseits verfUgt Kyprianou über keiner­
lei Druckmittel, die türkisch-zyprioti­
sche Seite zur Rücknahme der einseiti­
gen Unabhängigkeit zu bewegen. 

Zwar fordl'rte Gril'chenlands "linister­
präsident Papandreou, immerhin einer 
der drei Garanten Zyperns, in Anspie­
lung auf die Türkei, die als erster und 
(neben Bangladesch) bisher einziger 
Staat die Pseudorepublik anerkannt hat: 
"Es sei an der Zeit, die weithin erfolgte 
Verurteilung des Pseudostaates in kon­
krete Ak tionen umzusetzen. "21 Abl'r 
die USA und andere i\ATO-Staaten ha­
ben bewiesen, daß sie zu keinen Sanktio­
nen gegen die Türkei bereit sind. Und als 
Papandreou die SRD zu einem Embargo 
gegen die Turkei aufforderte, erhielt er 
die Antwort, .,daß Prioritäten fUr die 
Verteidigung des Westbiindnisses nicht 
ignoriert werden dürften". 22 
Ein militärisches Eingreifen Griechen­
lands zur Wahrung des Status quo, wie es 
aufgrund der Londoner und Züricher 
Verträge möglich wärl', 5tl'ht rur Grie­
chenland außer jeder Diskussion. Und 
die USA und ihre chauvinistischen Ver­
bündeten in der Türkei wissen genau, daß 
sie genügend Trumpfkarten in der Hand 
haben (z.B. in der Ägäisfrage), um Grie­
chenland zur Zustimmung zu einer Lö· 
sung des Zypernproblcms zu zwingen, 
die den NATO-Interessen entspricht. 
So planen die USA, das Ägäisproblem, 
das Zypernproblem und die Forderung 
nach Errichtung e ines neuen NATO­
Hauptquartiers in Larissa (~ lilteJgrie­

chenland) als einen Themenkorb zu ver­
handeln. 

Die Türkisierung schreitet voran 

Die einzige Perspektive rur eine demo­
kratische Lösung des ZypernprobJcms 
liegt in der Entwicklung des gemeinsa. 
men Kampfes von türkischen und 
griechischen Zyprioten. 
Aber unverständlichtrweise stimmten 
Denktaschs Unabhängigkeiuerklärung 
auch die Vertreter der türkisch-zyprioti­
schen Linken zu. Zwar erklärte der Vor­
sitzende der Republikanischen Türki­
schen Partei. EhTem Ural, in einem Inter­
view mit der BBe, daß dies nur ein takti­
scher Schritt gewesen sei. 23 
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Andererseits erschwert die türkisch· 
zypriotische Linke durch das Nachgeben 
gegenüber dem Nationalismus der tür­
kisch-zypriotischen Bourgeoisie die Ent­
wicklung einer gemeinsamen Kampf­
plattform aller fortschrittlichen Zyprio­
ten zur Durchsetzungder UN-Beschlüsse 
und gegen die Türkisierung des Nordens. 
Sie gibt damit möglicherweise auch dem 
griechisch-zypriot ischen r.; ationalismus 
neuen Auftrieb. Die Politik des Teile und 
Herrsche kann weitergehen. 
Zudem schaufelt sich die türkisch-zy­
priotische Linke mit ihrem teilweisen 
Einschwenken auf den Denktasch-Kurs 
letztlich nur ihr eigenes Grab, denn die­
ser wird ihnen nur so lange politische 
Handlungsfreiräume lassen, wie er die 
Linke zur Festigung seiner eigenen Po· 
sition braucht. 
Und auch die türkische Armee wird sich 
in der nächsten Zukunft wohl kaum aus 
Zypern zurückziehen. Im Gegenteil, ge­
rade weil Denktasch eben bei weitem 
nicht die unumschränkte Unterstützung 
der türkischen Zyprioten genießt, ist die 
Anwesenheit von türkischen Militärs rur 
ihn eine hage des politischen überle­
bens. 
Inzwischen arbeitet die Zeit für Denk­
tasch. Der l'rozeß der faktischen Teilung 
und der Prozeß der Türkisierung des Nor­
dens schreitet voran. Die Neusiedler aus 
der Türkei haben inzwischen Besitzur­
kunden für das ihnen überlassene Land. 
das vormals griechischen Zyprioten ge· 
hörte, erhalten. Eine Zentralbank, eine 
eigene Fahne, Briefmarken und neue 
Pässe sind rur die nächsten Wochen ge­
plant. 

AnmerkuulJ<'n: 
I) U.S. News and World Report, Washing· 

ton.28.11.1983,S.16 
2) DCTSpiegel,Nr.47/1983,S.13!> 
3) Ebenda 
4) frankrurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 

21.11.1983 
!» Wallstreet J ournal, New Vork, 9.3.1979 
6) DieZc::it,2!>.11.l983 
7) Newsweek,NewVork,4.7.1983 
8) DieZcil,25.11.1983 
9) TAZ.19.5.1983 

11) G. Clemenceau. zil. nach: J.J. Schreiber, 
Die totale Herausforderung, Wien/Mün· 
chenfZürichfNew Vork 1980,5.2 

12 ) A. Kerker, Zypern - Ein "Drama" und 
seine Rcgineurc, Dü~seldorf 1976, 5.12 

13) S. Tombasos in: Mauistiko Dheltio, 
Athen, Nr. 4/1982 

14) A.Kerker,Zypern .... a.a.O.S.14 
15 ) Z;t. nach: G. Zoidi/T. Adamou, I Pali lis 

Kyproujia ti lcvleria,Alhen 1960, S. 128 
16) N. Corsten u.a., Zypern - Der konser­

vierte Konflikt. Sremen 1980, S. 23 
17) N. Kadritzke/W. Wagfl<:r, 1m Fad~nkreu1. 

der NATO, BerJin 1976, S. 68 
18) Ebenda.S.86 
19) Zil. nach: Hessi5che Stiftung Friedens· 

und Konfliklfonchung, Fricdens.on:_lysen 
Band 8, Frankrurt/M. 1978, S. 62 

20) FAZ,3.1.1984 
21) Risospastis, Athen, 27.11.1983 
22) Ebenda 
23) Ebcnda,20.11.1983 

Brunei 

Am I. Januar 1984 wurde von Staats­
oberhaupt Sultan Muda Hassanal Bol­
kiah das ehemalige brit ische Protektorat 
Brunei zum "Negara Srunei Darussa­
lam" - "Staat Srunei, Heimstatt des 
Friedens" proklam iert. 

Anstelle des Union Jack wird fortan in 
Bandar Seri Begawan die gelbe Flagge 
mit der weiß·schwarzen Diagonale we· 
hen. Damit endete, nach 96 Jahren, die 
britische Kolonialherrschaft in dem 
südostasiatischen Sultanat Srunei. 

Die Bedeutung Srunds wird vor allem 
durch zwei Faktoren bestimmt. Zum ei­
nen stellt das Sultanat eine wichtige stra­
tegische Position an der Nordküste Kali­
mantans (ßorneos) dar. Zum anderen 
"erfUgt es über große Erdöl- und Erdgas­
vorkommen. 

Oberlebenshilfe für den Sultan 

So hielt Großbritannien auch, nachdem 
es 1963 den benachbarten Kolonien 
Nord-Borneo (heute Sabah) und Sara­
wak die Unabhängigkeit zugestehen 
mußte, an Srunei fest. da dort die ergie­
bigsten Erdölquellen Südostasiens spru· 
dein. 
Nutznießer dkser Politik waren vor al­
lem der britisch-niederländische Erdöl­
konzern Royal Dutch/Shcll, der seit 
1929 sämtliche Schurf· und Förderrech­
te für Erdöl und Erdgas in Srunei besaß, 
aber auch die das Land beherrschende 
Sultansfamilie. 
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Georg Diederichs .. 
Das Olsultanat 

wurde 
Zu deren Schulz ließ der britische Hoch­
kommissar 1962 10.000 Soldaten ein­
niegen, um einen Volksaufstand nieder­
zuschlagen. Dcr Anlaß: Der damalige 
Sultan und Vater des heutigen Herr­
schers hatte das Ergebnis der ersten Wah­
len in Brunei kurzerhand annulliert. 
Denn mit der 1956 gegründeten Volks­
panei Brunds (1962 verboten. später 
wieder l.ugelassen), die sich zum Sam· 
melbecken aller progressiven Kräfte ent· 
wickelt hatte, war jene polit ische GnIp· 
pierung siegreich aus den Wahlen hervor­
gegangen, die nach einer rascheren Ge­
währung der Unabhängigkeit des Landes 
strebte und die Macht der regierenden 
Sultansfamilie in !-'rag<: stellte. 
Dieser Aufstand hane auf d ie Sultansfa­
milie nachhaltige Wirkung ausgeübt. so 
daß sie den Termin Hir die Unabhängig­

'keit immer wieder hinauszögerte. 
Gleichzeitig begann sie mit dem Aufbau 
einer eigenen Armee. Sie rekrutierte sich 
zum größten Teil aus Gurkhas (nepalesi. 

schen Söldnern). die zu.vor in britischen 
Diensten standen. 
In den letzten 5 J ahren hat Brunei fur 
etwa 3 Mrd US·Dollar modernes Kriegs· 
gerät gekauft, darunter Panzer. Schnell­
boote, Flugzeuge. Hubschrauber und 
Luftabwehrraketen. 
Um seine !\lacht zu stabilisieren. machte 
der autokratisch regierende Sultan um­
fangreiche soziale Zugeständnisse an die 
Bevölkerung. 
Ein Teil der reichlich fließenden Ein· 
künfte aus dem Erdöl- und Erdgasge­
schäft (1983: 6,1 Mrd Brunei.Dollar) 
kommt der medizinischen Versorgung, 
der Altersversorgung und der Bildung 
der Bevölkerung zugute. Dieses "Opfer" 
f.illt der Sultansfamilie nicht allzu 
schwer, da das Land mit 17,600 Srunei­
Dollar über das höchste jährliche Pro­
Kopf-Einkommen OSlasiens verfUgt. 

Im WeItmaßstab rangiert Brunei derzeit 
in der förderung von Erdöl an 23. Stelle 
(1983 etwa 8,75 Mio Tonnen), von Erd-

Begawan (7~.OOO 

~!'~'~~~l;~~~:i1:;ti~~~f!::: ,IBR' -1,2 
DM (Stand 
Geschichte: 
1888 Britisches Protektorat 
1941-4!) Besetzungdurchjapan 
19!)9 Beschränkte Selbstverwaltung 
1971 InnercAutonomie 
1984 Volle politische Unabhängigkeit 

gas an 4. Stelle in der Welt. Japanische, 
vor allem aber auch US-Gesellsehaften 
sind mitt lerweile in das profitable ö l­
und Gasgeschäft eingestiegen, mit dem 
das Sultanat 98% seines Exporterlöses 
bestreitet. 
So erwarb z.B. der US·Konzern Jasra 
Jackson eine ölförderkonzession auf 30 
Jahre für 40% der Fläche im Kontinen­
talschelf. Und mit lIilfe des japanischen 
Unternehmensi'.litsubishi wurde gar eine 
der größten Erdgasverflüssigungsanlagen 
der Welt g::baut. 
Durch die einseitige Ausrichtung auf die 
Erdöl- und Erdgaswirtschaft muß Brunei 
über 80% der Nahrungsmittel importie. 
rell, ebenso Maschinen, Baumaterialien 
und Konsumgüter. Die hohen Exporte 
aus delll Erdöl· und Erdgassektorverhel­
fen Brunci aber dennoch zu einem kon­
tinuierlichen Handels- und Zahlungsbi. 
lanzüberschuß. 
Für die Außenpolitik des jetzt unabhän­
gigen Sultanats zeichnen sich die Haupt. 
pfeiler bereits deutlich ab: Es dürfte 
weiterhin vorrangig enge Beziehungen zu 
Großbritannien und zu den S\aaten der 
Vereinigung Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN. der Thailand. Singapur, Ma· 
laysia, Indonesien und die Philippinen 
angehören: siehe ausfUhrlich : Al B 
11- 12/1981. S. 26-30) pnegen. Seinen 
eigenen Beitritt zur ASEAN hat Brunei 
bereits wenige Tage nach Erlangung der 
Unabhängigkeit erklärt. 
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Medien und Dritte Welt 

Peter Garcia 

Eine neue 

ist unverziehtbar 
Am 29.12.1983 verkündete die Regieru ng Reagan den Entscheid der USA, bis zum 
J ahresende 1984 aus der UN-Organisatio n rur Erziehung, Wissenschaft und Kult ur 
(UNESCO) aUSlutreten , falls d iese nicht umge hend ihren Kurs ändere. Dabei hauen 
sich Ende November 1983 auf de r UNESCO-Generalko nfe renz in Paris die Unterprivi­
legierten des Welt inform ationssystcms. die Staatenmehrheit der Dritten Welt und des 
sozia list ischen Lagers, durchaus komprom i6bereit gezeigt. So stell ten sie ihr Verlangen 
nach e inem Vcrhaltenskodex für d ie: Massenmedien zurüc k. Und sie machten den 
Westmächten das Zugestä nd nis, daß die Neuord nung des von westlichen Medienko n­
zernen beherrsch ten Weltinformationssystems keine Sofortforderu ng, sondern alsein 
" in Entwicklung befind licher und fortlaufe nder Prozeß" zu behandeln sei. 
Was Washi ngto n, das immerhin 1/4 des Jahresetats der UNESCO a llei n bestreitet, 
dennoch an der Pariser Konferenz n icht paßte, war deren Bekräftigung des Kernanlie, 
gens der Entwicklungsländer. ihr Beharren auf gru ndsätdichen Veränderungen der 
internat ionalen Informations· und Kommunikationsstrukturen. UNESCO·General­
direktor Amadou r.1aluar M'Bow (Senegal) wurden 16,1 Mio Dollar bewilligt, m it 
denen er das laufende Program m fU r d ie Errichtung einer "Neuen Welt informatioru · 
und Ko mmunikat ionsordnung", d. h. die Förderung a lte rnativer Medien und d ie Erar­
beilUng einer Grundlagenstudie, fortfüh ren kann. 

1978 verabschiedet die UNESCO den 
McBride- Bericht. Kernpunkt des Doku­
ments ist die Forderung nach einer neu­
en weltweiten Informationsordnung: 
Jedes Land müsse aufhören, die Informa­
tion als ein Geschäft zu betrachten. Sie 
soll den Charakter einer Sozialleistung 
erhalten, die von allen SektOren der Ge­

sellschaft gemeinsam zu tragen sei, um 
die "Er:tiehung der Jugend im Geist des 
Friedens, der Gerechtigkeit und Frei­
heit, sowie die .u Verteidigung der Men­
schenrechte und (die Förderung) des 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
F onschrit IS" lU sichern . 1 

Bis zu 90% Anteile ... 

Es geht jedoch nicht nur um den kom­
merziellen Charakter der Information. 
Das imperialistische Informationsmono· 
pol und der Kulturimperialismus sind 
Widerspiegelungen der ungleichgewich­
tigen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
den westlichen Industrienationen und 
den Entwicklungsländern in Asien, Afri· 
ka und Lat einamerika. und sie dienen 
der Aufrechterhallung der Ausbeutung 
der Dritten Welt durch den Imperialis. 
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mus. 
Verwirklicht wird die lJeeinflussu ng der 
l\leinungen und Emotionen in der Drit­
ten Welt durch die Presseagenturen 
(hauptsächlich AP, UPI, ReuteT und 
AFP), die Fernseh ·, Radio und Filmge­
sellschaften (A BC, CBS News, U1'I 
Newspiclures) und die Werbeagenturen 
(McCann·Erickson,J. Walter Thompson 
und Young & Rubicam). 

Alle die'se Unt ernehmen lassen sich von 
Profit interessen leiten. Die Medienkon­
lerne der USA ~ und in geringerem 
Maße die Großbritanniens und Frank­
reichs ~ entscheiden zu insgesamt 90%, 
welche Informationen in die Köpfe ?er 
Bewohner Asiens, Afrikas und Latein­
amerikas gelangen (ohne sozialistische 
Länder undJapan).2 
Während die einzelnen nationalen Nach­
richtenagenturen der Entwicklungslän­
der im Durchschnitt täglich weniger als 
10.000 Wörter absetun, sind es bei AI' 
17 Mio, bei UPI II l\Iio, bei AFP 3,5 Mio 
und bei Reuter 1,5 Mio. Von 1.000 
Sendeminuten Fernsehprogramm aus 
den USA in die Entwicklungsländer 
fließt lediglich I Minute zurück. 3 

Bei der Auswahl einer Nachricht wird 
zuallererst an den eigenen Markt ge-

dacht, der aufgrund seiner ungleich 
höheren Kaufkraft den I.öwenanteil der 
Einnahmen bringt. Z.H. kommen 90% 
der Einnahmen der US-Agentur Ar aus 
den USA selbst. Der Markt Drille Welt 
ist von seiner Kapazität her eine unbe· 
deutende Größe. 
Die Zeitungen der Dritt en Welt haben 
ein Gesamtauflage, die nicht einmal 15% 
der Auflage aller in der Welt erscheinen· 
den Zeitungen erreicht. 83% der Radio· 
empninger und 90% der Fernsehgeräte 
stehen in den entwickelten Ländern . 
Ober 40 Entwicklungsländer haben kei­
ne eigene Nachricht enagentur und 20 
Länder Afrikas kein eigenes Fernse­
hen. 4 

Die Markterfordernisse der entwickelten 
westlichen Länder bestimmen den Inhalt 
der Nachrichten. die in die Dritte Welt 
fließen. Daw der GeschäftsfUhrer der 
britischen Agentur Reuter: "Wirverkau­
fen Nachrichten. Die Art von Reportage, 
wie sie die Dritte Welt sich wünschen 
könnte, wäre extrem teuer, und wahr· 
scheinlich wäre niemand bereit, darlir die 
entsprechenden Preise lU bezahlen."s 

. .. der US-Mcdien konzern e 

Ein Blick auf die internationalen Seiten 
der thailändischen ßangkok Post im 
Januar 1983 zeigt folgendes Bild: Alle 
Nachrichten kamen von AP, UI'I oder 
ReuteT, wobei :\1' mit 50% an der Spitze 
lag, gefolgt von Reuter mit 28% und UPI 
mit 22%. 
Dementsprechend befaßte sich die Mehr­
lahl der Meldungen mit Themen aus den 
USA, Europa und der imperialistischen 
Geschäftswelt: fast 70%. 
Eine kleine überschriften-Kollektion: 
England: Tote ,"'rau gebärt Kind ~ 
Schwedischer E.T.-Bann bringt Fans in 
Rage Sex und der sowjetische Satellit 
~ Frau kontrollierte Marx mit Drogen 
(es ging um Graucho Marx). 

UNESCO·OI",klor M"Bow 



Bei der Auswahl einer Nachricht spielen 
die kommerziellen Gesichtspunkte auch 
im imperialistischen Land selbst eine 
entscheidende Rolle. Der britische Zci· 
tungsverleger Lord Thompson drückte 
auf einer Pressekonferenz seine Verach­
tung rur gutgläubige Zeitungsleser durch 
folgenden Satz aus: "N~chrichten sind 
die Kindereien. mit denen man die Zwi­
schenräume zwischen den Anzeigen 
ftillt. ,,6 

"Hardware" und "Software" 

Ebenso deutlich sind die Worte des bri­
tischen Unterhausabgeordnelcn und 
Labour-I'arty.nlitglieds Norlnan Atkin­
son: "Alle Zeitungen vertreten eine poli­
tische Meinung. In der Regel die des Her­
ausgebers ... Leitanikel, politische Arti­
kel und Berichte dienen genau dem glei· 
chen Zweck wie Anzeigen. ßeide verkau· 
fen etwas. Wahrscheinlich ist die Politik­
Reklame noch effektiver als die Waren· 
Reklame. da die Leser nichtsahnend sind 
und im allgemeinen glauben. daß Zeitun· 
gen die Wahrheit berichten ... Man muß 
deshalb Reklame und Politik mit der 
gleichen Skepsis lesen ... Zeitungen 
widerspiegeln auch den direkten Ein· 
fluß. der aus dem Druck resultiert, den 
die Auftraggeber der kommerl iellen An· 
zeigen ausüben .. ."7 
Ebenso wenig sind Illusionen übcr die 
Rolle regierungskontTollierter Medien 
angebracht. Allein Washington gibt 
jährlich 2 Mrd Dollar rur subversive 
"schwane" und "graue" Propaganda aus 
- mehr als der jährliche Haushalt der 3 
größten Nachrichtenagenturen AI', UP I 
und Reuten zusammengenommen! 
über 800 Verlage, Agenturen, Radio­
und l'-ernsehgesellschaften usw. stehen 
in der westlichen Welt im direkten Sold 
des CIA. 8 
Der CIA-AgentJoseph Smith z.B. finan­
zierte in Buenos Aires erSt die internatio­
nale Redaktion des "Noticiero Argen­
tino" und arbeitete anschließend in 
Venezuela für die CIA-Agentur "Copy 
News Service".9 Welche Art von Quer­
verbindungen zwischen Regierungcn 
und privaten Massenmedien bestehen, 
deutete 1981 auch der CIA·Chef Stans­
field Turner an: "Ich hälte keine Beden· 
ken, einen Journalisten ftir eine geheim e 
Mission zu rekrutieren ... "8 
Sind die für die Dritte Welt bestimmten 
Nachrichten also bereits schon einmal 
durch den Filter der auf Profit orientier­
ten Unternehmen, Nachrichtendienste 
und Regierungsstellen in den imperia· 
listischen Ländern gegangen, so folgt die 
Nachlese in der Dritten Welt selbst. 
Hier ist die Abhängigkeit der Verleger 
von den Inserenten ungleich größer. In 
der Mehrlahl der Entwicklungsländer 
deckt der Verkaufspreis einer Zeitung 

nicht einmal deren Papierwert. 10 Oie 
hohen Kosten resultieren daraus, daß die 
Druckmaschinen und vielfach auch die 
Farbe und das Zeitungspapier (Mexiko 
1981 z.B. 400,000 t) importiert werden 
müssen. 
Art und Qualität der Filme, Nachrichten 
und Reklame werden in übereinstim­
mung mit den Interessen der Inserenten 
und der Eigentümer der Massenmedien 
festgelegt. In 22 großen lateinamerikani· 
sehen Tageszeitungen stellen die trans­
nationalen Konzerne 3 I % des gesamten 
Anzeigenvolumens, in einigen Fällen bis 
zu 50%, In Mexiko sind sie rur 84% der 
Radio· und 77% der Fernsehreklame· 
SpotS verantwortlich. In Brasilien ist nur 
einer der 10 größten Zeitungsinserel1len 
ein nationaler Konzern. ll 

Die Werbeagenturen leiten dcn Fluß der 
Anzeigen aus den Verwaltungen der im­
perialistischen Konzerne in die Medien 
der Dritten Welt, betreiben Marktfor­
schung und organisieren Nachfrage und 
Absatz, Sie unterhalten eigene Daten­
ban ken und finanzieren niedienprojekte, 
Die großen US-Werbeagenturen beherr· 
sehen diesen ~1arkl exklusiv in 46 Län· 
dern der Dritten Welt, Zwischen der Fir­
ma J. Walter Thompson und dem CIA 
besteht seit langem eine enge Zusam· 
menarbeit. 12 
Maschinen und Einrichtungen fur den 
~Iedienbereich (z. B. l" ernsehsendeanla­
gen) werden als "Hardware" bezeichnet. 
Aus den USA erfolgt kein Verkauf dieser 
"Hardware" an Länder der Dritten Welt, 
ohne daß nicht gleichzeitig Verträge über 
die langfristige Lieferung von "Soft­
ware" abgeschlossen werden. "Soft­
ware" - das sind Filme, Femsehserien, 
Nachrichten usw, Auch über diesen Weg 
mischen die transnationalen Konzerne 
bei der Meinungsbildung in der Dritten 
Welt mit. 
ITT ist mit der US-Rundfunk- und Fern­
sehgruppe ABC (ABC Films und ABC 
International) kapitalmäßig verbunden 
und hat über das ABC Worldvision Net­
work direkten Einnuß auf die Pro· 

grammgestaitung zahlreicher Sender in 
der Dritten Welt, 
Andere US·Rundfunk, und Fernsehge. 
seilschaften gehören der United Brand 
Co, (früher United Fruit), die so eben­
falls Meinungen Illitformt. Die Gruppen 
RockefeIler und Morgan kontrollieren 
mit Hilfe von sechs US-Großbanken ei­
nen wesentlichen Teil des Rundfunk­
und Fernsehnetzes der USA und damit 
auch der Programme in vielen Ländern 
der Dritten Welt. ll Ein früherer Präsi­
dent des Medienkonzerns CBS gewährte 
dem CIA direkten Zugang zu der kon· 
zerneigenen AgenturCBS News. 14 

Die chilenische Zeitung EI ~lercurio hat· 
te bei der Verleumdung der Regerung 
AJlende (1970·73) und bei der psycholo­
gischen Vorbereitung des Pinochet­
Putsches eine Schlüsselrolle gespielt. Ihr 
Besitzer, ein gewisser Augustin Edwards, 
war gleichzeitig Vizepräsident der Pepsi­
Cola. Der Präsident dieses transnationa· 
len Konzerns. Donald Kendall, war wie· 
derum Vorsitzender des Rates für La· 
teinamerika, einer Interessenvereinigung 
von 200 US·amerikanischen Großkon· 
zernen mit Filialen in Lateinamerika. 
Am 15.9.1970 trafen sich nach einer Do­
kumentation des US-Senats Kissinger, 
Edwards und Kendale mit Präsident 
Ni-xon, um Maßnahmen gegen Allende 
zu beschließen. 15 

Auch wo die Fernsehgesellschaften und 
Presseorgane der Dritten Welt nicht 
direkt VOll US· Konzernen oder -Nach· 
richtendiensten kontrolliert werden, 
bleibt das Funktionieren des imperiali­
stischen Meinungsbeeinnussungs-Mecha­
nismus gesichert. 

Im Filz der Konzernverflechtungen 

In Kolumbien sind fast alle r-.lassenme­
dien Eigentum der 30 reichsten Familien 
des Landes. Durch deren Beteiligungen 
an nationalen und internationalen Kon­
zernen anderer Branchen sind die Me­
dien konzerne Kolumbiens in einen auf 
den ersten Blick undurchsichtigen kapi· 
taimäßigen Filz verstrickt. 
Oie drei größten kolumbianischen Fern­
sehgesel\schaften mit insgesamt 70%der 
Sendezeit sind RTI, PUNCH und CARA­
COL. RTI ist über die Versicherungs. 
gruppe ASEGURADORA GRANCO­
LOMBIANA mit dem transnationalen 
Konzern MAR LBORO kapitalmäßig ver­
bunden. PUNCH hängt u,a, mit der Kon­
zerngruppe G RA VI zusammen. 
CARACO L., die auch eine Radiokelle 
betreiben, ist in der I land der Familie des 
vorherigen kolumbianischen Präsidenten 
Lopez Michelsen, die wiederum 76% der 
Aktien des Automobilherstellen 
CHRYSLER CODWTORES besitzt 
und an verschiedenen anderen Unterneh­
men und Banken beteiligt ist. 
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Alternative 
Agenturen 

ALASEl - Lateinamerikanische Agentur Besonderer Nachrichtendienst<:. 
1981 von FELAP (s.u.) gegründet. Sie hat ihren Sitz seit Oktober 1983 in Mexiko-Stadt. 
Inzwi$chen ,'.m der UNESCO mit 70.000 Dollar gtfördcrt. Vollmitglieder sind Kuba, Bolivien, 
Dominikanische Republik, Ekuador, Moiko. Nikaragua. Panama, Vene~ue1a und Haiti. 
ASIN - Aktion Nationaler Informatio!Usystcmc. 
Gegründet 1979 1:um Informatioruaustausch zwischen 13 Regierungen Lateinamerikas und der 
Karibik. Veröffentlicht ein tagliches Bulletin ill SpaniKh und Englisch von 12-14.000 Wärtern 
mit Nachrichten von deli 13 angcschloucncn nationalen Agenturen sowie aus dem Andcnpakt 
und der Karibischen Gemeinschaft. Unterhält Austausch mit dem Nichtpaktgcbundcncn-POOL 
und der Föderation Arabischer Nachrichtenagenturen. Die organisatorische Dun:hflihrung liegt in 
der Hand des IPS. 
f ANA - föderation Arabischer Nachrichtenagenturen. 
Die föderation hat ca. 130 Korrespondenten im Ausland (Ir.!'" und A1gerien je 27) und 
~erarbeitet täglich um die 200.000 Wörter Text. Bis heute haben sich ihr 18 Agenturen ange· 
schlossen. 
FELAP _ FödenI tion Lateinamerikanischer journalisten. 
1976 gegriindet. Heute sind etwa 80% aHer Journalisten Lateinamerikas in der Föderation vereint. 
Unterstützt ASIN und gründete ALASEI. Bringt die Zeitschrift EL PERJODIS~10 LA TINOAME· 
RJCANO heraus. Ziele laut Präsident E1caur Dlaz Rangd: "Verurteilung der Kriegspl1ine der 
Reagan·Administration und der reaktionären Politik der militaristischen und faschistischen 
Diktaturen der Region und ... Kampf um Entspannung in Millelamerika und der Karibik·'. 
INNA - Nachrichtenagentur der Islamischen Nationen. 
Dien: Agenturwird von mehr als 40 Ländern getnIgen. 
IPS - Interpress·Dienst. 
1964 als j ournalistengenouenschaft gegründet. Dem Dienst sind J ournalisten aus mehr ab 70 
Ländern angeschlossen. Die Meldungen in Arabi!Kh, Deutsch, Englisch, Portugiesisch und Spa· 
nisch werden von über 60 Ländern gekauft. Der Dienst hat das sechstgröSte Femschreibernctz der 
Welt und arbei tet nach dem Kostendeckungsprinzip. Er koordiniert ASIN und legt besonderes 
Gewicht auf Wirtschafuinfonnationen aus der Drillen Welt. Ziel ist die Berichterstattung aus der 
Sicht der Drillen Welt über die Entwicklungsländer \'or allem auch in den Massenmedien der 
Industridänder. 
OAN A - Organisation Asiatisch ·Pazifischer Nachrichtendienste. 
1981 in Kuala Lumpur gegriindet, ~on der UNESCO gefördert. Bis heute haben sich der 
Organisation 2.'1 nationale Agenturen angeschlossen, die Agenturen der VR China, der UdSSR 
und Vietnams haben Interesse an Beitritt erklärt. Ziel: "Brechung des westlichen Monopols der 
Nachrichtengebung aus Asien." 
OPECNA - Nachrichtenagentur der Organisation Erdölexportierender Länder. 
1980 gegründet . 
PANA - Panafrikanische Nachrichtenagentur. 
1972 gegriindet. !>3 afrikanische Staaten sind Mitglieder. Die Agentur wird das größte Netz 
staatlicher Nachrichtenagenturen auf einem Kontinent sein. Die ZentnIle in in Dakar (Senegal) 
geplant , mit 5 Regionalbüros in Libyen, Sudan, Nigeria, Zaire und Sambia. Dit RegionalbÜTos 
werden die Nachrichttn der nationalen Agenturen des eigenen und der Nachbarländer ummeln 
und das wesentliche Material nach Dakar ~iterleiten, von wo aUI es in FOflll von Bulletins an alle 
Mitglieder verteilt wird. Ein solcher Nachrichtenaustausch ist auch auf regionaler Ehene vorge· 
sehen. Die Bulletins werden vorent in Arabisch, Englisch und Französisch erscheinen. Etwa die 
Hälfte der Konen in Höhe von 4,7 Mio Dollar wird von dtn erdölproduzierenden arabischen 
Staaten aufgebracht . 
POOL - Kurzform rur THIRD WORLD NEWS AGENCY POOL 
Eigenes Netz nationaler Nachrichtenagenturen der nichtpaktgebundenen Länd ..... 1975 gegriin· 
det. Verein t 66 Agenturen und 7 staatliche Rundfunkneae. Die Zentrale hefindel sich in Belgrad. 
In weiteren I!> Ländern (u.a. Tunesien, Marokko, Irak, Kuba, Vietnam, Indonesi .. n undjugosla· 
wien) gibt es regionale Zentren. Jede nationale Nachrichtenagentur wählt täglich die wichtigsten 
Nachrichten aus und schickt sie ins regionale Zentrum. Dort werden sie - faU. notwendig -
übersetzt und nach Belgrad geschickt, wo dann die Endaujwahl für das tägliche Bulktin getroffen 
wird, du anschließend allen Mitgliedern zugeht. 
Die Mitgliedsländer haben die Möglichkeit, journalisten zu den regelmäßigstaufindenden Schu· 
lungen zu emsenden. Bis heute umfassen die Aktivitäten hauptsächlich den Pressebereich. Die 
Einbeziehung des Rundfunk· und Ferruchsektors ist bereit5 in Angriff genommen und bald sollen 
Fernsehfilme und Radioprogramme in ähnlicher Weil<: wie Preuemcldungen ausgetauscht wer· 
den. Oberstes Organ ist die Konferenz der Direktoren der Mitgliedsagenturen. Das ständige 
Exekutivorgan ist das Koordinationskomitee, du aus Vertretern von 14 nationalen Agenturen 
besteht. Die Gipfelkonferenz in Ddhi (März 198.'1) bekräftigte noch dnmal di .. Zide dl'S Pools: 
" Entkolonialisierung der Information" und "Brechen des Monopob der w,,"tlichen Nachrich· 
tenagenturen über die Info rmation in der Dritten Welt". Für 1984 ist in Havanna eine Konferenz 
unter dem Titel " lnformationsstrategie und ·maßnahmen" geplant. 
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Auch der jetzige Präsident Kolumbiens, 
Betancour, kommt nicht zu kurz. Die 

Gruppe POST OBON·LUX um den 

finanzmagnaten Ardila Lulle, die Betan· 

COUTS Wahlkampf finanziert hat , ist 

Eigentümer der Radiokette RCN. Außer· 

dem besitzt dic:se Gruppe, die auch die 
Aktienmehrheit bei der koJumbiani· 

sehen fluglinie AVIANCA hält, mehrere 

überregionale Zeit u ngen. 16 

In einigen Ländern Asiens und bei einer 

Fernsehgesellschaft Brasiliens haben sich 

japanische Konlerne gegen die USo 

Konkurrenz durchgesetzt. 

Auch hier gilt das l'rinzip, daß zusam· 

men mit den Sendeanlagen "Software" 

auf langfristiger Basis verkauft wird. AI· 

lerdings beschränken sich dieJapaner im 
Gegensatz zu den USA vorerst noc h auf 

S p ielfi lme. 

Die Bundesrepublik ist an Medienprojek. 

ten in ca. 80 Ländern beteiligt. Aufgrund 
der relati\'en technischen Unterentwick· 

lung im Bereich der elektronisc hen Me· 

dienindustrie beschränken sich die Akti· 

vi täten der Konzerne und Regierungs. 

stellen der BR D auf Presse und Rund· 
funk. Französische und - in etwasgerin. 

gerem Maß - britische Konlerne üben 

unter Ausnutzung der überkommenen 

politischen Strukturen in einigen frühe· 

ren Kolonien entscheidenden Einfluß 

auf deren i\1cdicnbereiche aus. 

"Freier Nachrichtenflu ß" oder ... 

Von dieser HandvolJ imperialistischer 

Länder wird das Prinzip des "freien 
Nachrichtenflusses" in den Mittelpunkt 

aller Diskussionen um die Weltinforma· 
tionsordnung gestellt. Ein solches Prin· 

zip hat jedoch wenig Sinn. solange die 

Länder der Dritten Welt nur in der Lage 

sind. als Empranger von Informationen 
aufzutre ten, 

In nächster Zukunft werden die imperia. 

listischen Länder aufgrund ihrer techni· 

sehen Oberlegenheit sogar in der Lage 
sei n, den Bewohnern der Dritten Weh 

l'ernsehprogramtne über Satelliten un­
kontrollierbar direkt ins Haus zu 

schicken. t..s geht dabei um Summen, die 

auch bei eventul"ll vorhandenem techni· 

sehen Know·how kaum ein Land der 

Dritten Welt rur diesen Zweck ausgeben 

könnte; Ein I ntcJsat·Satellit der 5. Gene­
ration kostet 270 Mio Dollar. sein Ab· 

schuß in die entsprechende Um laufbahn 
70 Mio Dollar. 11 

Selbst reaktion:irste NATO·Kreise 
können diese Realitäten n icht abkug· 

nen: "Es ist eine unbestreitbare Tat· 
sache, daß durch den Verlauf der Ge· 

schichte ein Ungleichgewicht des Flusses 

und der Mittel der Information zwischen 

dt'n Industriestaaten und den Entwick· 
lungsländern entstanden is t." 18 

Gleichzeitig sind dit' west lichen lndu· 



striestaaten aber lediglich bereit, mit 
dem Auf- und Ausbau technischer 
"ledienkapazität (Sende- und Empfangs. 
anlagen, Druckereien, Infrastruktur) zur 
Überwindung des Nord·Süd-Genilles bei­
zutragen - und auch das nicht aus Uno 
eigennützigkeit, sondern zur Erhöhung 
der Exporte und Konzerngewinne. 
Außerdem bleibt dadurch der Inhalt der 
Informationen unangetastet - es wird 
sogar eine noch umfassendere Verbrei­
tung der ideologischen Konzepte und 
Denkschablonen des Imperialismus er­
reicht. 
Eines dieser Konzepte ist der "freie 
NachrichtenfluB". Heute hat dieses Prin­
zip nicht mehr die gleiche Bedeutung wie 
zum Zeitpunkt seiner Entstehung. In der 
Zwischenzeit haben sich die konkreten 
geschichtlichen Bedingungen grundsätz. 
lieh geändert. Als Folge davon ist auch 
der Stellenwert dieser Forderung gegen­
über anderen, wie "Entkolonialisierung 

*Voio< or Amui",,~ "Uf ~ndunl ro, Arrih 

der Information" und "Information im 
Dienst der gesamten Menschheit" zu­
rückgegangen. 
Als die UNO im Dezember 1946 das 
Prinzip der Informationsfreiheit und des 
freien Informations flusses "erkündete, 
stand die Menschheit noch unter dem 
unmittelbaren Eindruck der Gleichschal­
tung der Massenmedien in den Ländern 
mit faschistischen Diktaturen. 
Aber noch weSentlicher ist folgender Ge­
sichtspunkt: Die UNO mit damals 5 I 
Mitgliedstaaten erhob die Forderung 
nach "freiem Informationsfluß" zu einer 
Zeit, als der Zerfallsprozeß der Kolonial· 
reiche gerade erst einsetzte, als der 
größte Teil der heu.te selbständigen Staa­
ten Asiens und Afrikas noch nicht mit 
eigener Stimme reden konnte und somit 
die Probleme der Untere nt wicklung 
nicht zur Sprache kamen. Schließlich ef­
laubte der damalige Entwicklungsstand 
der Medienteehnik keine so umfassende 
Manipulation der ~1cinungen und Ge· 
ftihle des Menschen, \Vi<: sie heute mÖg· 
lich ist. 

1976 zog die UNESCO die Konsequen· 
zen aus der veränderten Wcltsituation -
aus der Existenz einer "lehrzahl wenig 
entwickelter Staaten und einer kleinen 
Minderheit imperialistischer Länder mit 
neokolonialistischen Zielen gegenüber 
dieser Mehrheit. Sie ersetzte das Prinzip 
des "free Oow", des freien Nachrichten­
flusses, durch das Prinzip des "balanced 
flow", des ausgewogenen Nachrichten· 
flusses, 

._.neue We1tinrormationsordnung 

1980 ging die UNESCO noch einen 
Schritt weiter: Sie nahm offiziell die 
Forderung nach einer umfassenden Neu· 
o rdnung des Weltinformationssystems in 
ihr Programm auf - und geriel sogleich 
in die Schußlinie der reaktionärsten im· 
perialistischen Länder, Die USA drohten 
wiederholt mit der Streichung aller Mit­
tel fUr dieses Organ der UNO, bevor sie 
im Dezember 1983 ihren Austritt aus der 
UNESCO bis Ende J 984 erklärten. 
Dazu die New York 'fimes in einem 
Kommentar unter der Oberschrift 
"Härtere Bandagen im Kampf mit der 
UNESCO": "Durch das Jlinzuftigen von 
Business, wissenschaftlichen Informatio­
nen und Satelliten zur UNESCO-Debatte 
erhielten die auf dem Spiel stehenden 
westlichen Interessen eine breitere 
Basis ... Die westlichen Nachrichtenorga. 
nisationen werden nicht mehr länger a l­
lein als Kämpfer für Pressefreiheit und 
Demokratie angesehen. Nun werden sie 
mit den mächtigen Unternehmen ver­
bündet sein, deren Interessen an der Auf­
reehterhaltung des Status quo schamlos 
materialistischer Natur sind. "19 
Woraus folgt, daß die ideologische Ent· 
kolonialisierung der Dritten Welt nicht 
vom Kampf um die Zerschlagung der 
ökonomischen Macht des Imperialismus 
zu trennen ist. 

Anmerkungen: 
I) Voz Proletar;a, Bogota, 9.12.1982 
2) Cadernos do Tercc:iro Mundo, Li~sabon, 

Nr.4.'1/1982 
.'I) Horizont, Bedin, Nr. 9/1980 
4) U: Monde, Paris, 28.3.1980 
:') Cadernos, Nr. 43/1982 
6) Cadernos, Nr. 4.'1/1982 
7) Fleet SI. Declan:s War on the Labour 

Party, London 1982 
8) Granma, Havanna, .'1.5.1981 
9) Cadernos, Nr, :'1/198.'1 

10) Cadernos, Nr. 4.'1/1982 
11) Cadernos, Nr. 43/1982; NACl.A Report, 

Wa.hington, Nr. 4/1982 
12) Advertising Age, .'1.2.197:'; Horizont, Nr. 

9/1980 
1.'1) Horizont,Nr.9/1980 
14) Cadernos,Nr.51/1983 
15) NACLA,Nr.4/1983 
16) VozProletaria,9.12,1982 
17) Cadcrnos, Nr. 51/1983 
18) NA TO·8rief, Briissd, Nr. 6/1981 
19) NewYorkTimes,24,5,I982 

DJU zur 
Weltinformations • 

ordnung 

Auf ihrer letzten Bundcskonferenz ~'erab­
schiedete die DeulS(:he Joumallsten-Union 
(DJU) eine Resolution zum Thema interna· 
tio .... le Informationsordnung folgtn<kn 
Wortlau!S. 

Die Deutsche J ournalisten·Union in d« in­
dustriegewerkschaft Druck und Papier uno 
tenlÜlZt die Aktivitäten der UNESCO bei 
der Verwirklichung der neuen "Wtlt·Jnfor­
mationsordnung". Ihr Apptll richtet sich 
auch an die Internationale Journalisten· 
Föderation, alle Maßnahmen zu fördern, die 
die Position der sogenannten unterent· 
wickelten Uinderstärkt. 
folgende Punkte haben dabei Priorität: 
I. Die Beseitigung der heute bestehenden 
,.Ungleichgewkhte und Ungleichheiten", 
die sich vor allem in der Beherrschung der 
Welt-l nformationsQucllen durch wenige 
multinationale Konzerne wie UPI, AP, Reu­
teTii und AfP ausdrückt, sowie die "Beseiti· 
gung der negativen Auswirkungen gewisser 
öffentlicher oder privater Monopole und 
übermäßiger Konzentrationen", die dazu 
ruhren, daß vor allem die Länder der S. Welt, 
aber auch andere, zum Schaden der eigenen 
Kultur mit minderwertigen Film- und F«n­
sc:hproduktionen kommerzieller Art über­
schwemmt werden, 

2. Bei den Entwicklungsslfategien ist die 
Entwicklung der Kommunikation in Wech­
selbeziehung zu selZen. Kommunikations­
pra:<is und Kommunikationsmittel sind in 
einer Großzahl von Ländern nicht genügend 
auf die Entwicklungsziele abgtllimmt. 
S. in bezug auf die Kommunikation ist die 
Situation insbesondere der frauen, der Anal­
phabeten und der Bevölkerung in ländlichen 
Gereichen unbefriedigend und deshalb zu 
verbessern. 
Die Deutsche Journalisten·Union in der JG 
Druck und Papier untentützt die Erklärung 
der UNESCO von Btlgrad von 1980 und 
fordert d;e UNESCO auf, durch den Erlaß 
von Em;>fehlungen und rechtlich yerbind­
lichen Bestimmungen ihre MitgliedsHaaten 
zur Vuwirklichung der Beschlüsse zu veran· 
lassen. Dabei ist es sinnvoll, der Resolution 
über die neue "Welt-Informationsordnung" 
innerhalh der UNESCO größeres Gewicht zu 
v~rleihen. 

Von der Regierung der Bunde,republik 
Deutschland erwartet die DeutscheJoumali· 
sten·Union, daß sie sich mehr ah bisher der 
Position der Entwicklungsländer annimmt 
und Distanz zum von den Vereinigten Staa· 
ten von Amerika dominierten, merkantilisti· 
schen Medienveutändnis einnimmt. 
Die Bundesrepublik Dcuuchland sollte mehr 
die Standpunkte der Blockfn:ien und Dritte­
Weil-Staaten unterstützen. Durch diesen 
Schrill könnte die Bundesrepublik auch an· 
den: Staaten zu einem Kurs beeinflussen, der 
sich in den Dienst von Emanzipation und 
Souyeränität der benachteiligten Staaten 
stellt. 
(Quelle: die feder, NT_ 1/1983,5, 30) 
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Frieden und Dritte Welt 

Auf dcr Pri.sidiumstagung der Organisation rur 
Afroasiatische Völkenolidarilä l (AAPSO) 
Mille Dezember 1983 in Nikosia/Zypern sun· 
den die aktuelle Wdllagc nach Stationic rungs­
beginn in Westeuropa sowie die KriI>C D>:uspit­
IUDK im Nahen Osten und Südlichen Afrika im 
Vordugrond. In e iner Deklaration w urde d;., 
internationale Solidaritähbcw'"gung da>:u auf­
gerufen. den Kricgsvorbcrritungcn W:.shing­
tons weltweit geme insame Aktionen cntSC!rC'n­
ZU!I"IZCß. AAPSO-Gcncralsckntär Nur; AbduJ 
Rauak (Irak) ging in seinem Bericht ausfii hr­
lieh auf die Bnugspunktc erhöhte Atom­
kric:gsgdahr und Dritte Welt und auf d ie Liba­
nonkris.c "in. Dazu bringen wir Auuchnill C':. 

Gerade in diesem Augenblick, da sich das Präsi­
dium der AAPSO hier in Zypern trifft, sta· 
tionieren die Vereinigten Staaten ihre Per· 
shing· II -Mittelstreckenf3.keten und Cruise Mis­
siles in Europa. Die Nichtf3.lifizierung von 
SALT 11 (Rünungsbegrenzung$abkommen 
USA·UdSS R "on 1979;d. Red.) und der Miß­
ttfoig bei dem Versuch der zweiten Abrü­
stungs·Sondersitzung der UN·Vollversamm· 
lung, bedeuuame Resultate zu eniden, sind 
berein unheil verkündende Zeichen, die auf das 
internationale Klima hinwdsen. in dem dieser 
verhängnisvolle Schritt vollzogen wird. Die 
Einstellung der Genfe. Gespräche zwischen 
der UdSSR und den USA hat schwerwiegende 
Konsequenzen. 

Testfall Stationierung 

Die Stationierung von Pershings und Cruise 
Missiles in Europa itt kein ausschließlich euro­
päisches Problem . Sie ist zum wichtigsten Test­
fall dafür geworden, ob es einen Durchbruch in 
Richtung Abrüstung oder einen Qualitativen 
Sprung im Rüstungswettlauf geben wird. Jede 
dieser heiden Entwicklungen wäre weltweit 
von Wichtigkei t und geht alle Völker, ein· 
schließlich denen der Dritten Welt, gkicher· 
maßen an. 
Der Unterschied zwischen ein .... weiteren Eska· 
lation des Wettrüstens und einem Durchbruch 
Zur Abrüstung könnte sich in einer Differenz 
von 40% in der Anzahl der atomaren Spreng' 
köpfe am Ende des j ahrhunderts darstdlcn. 
Eine neue Eskalation im Rüstungswettlauf 
würde nicht nur einen quamitativen Sprung im 
Umfang der atomaren Waffena~nak bedeu· 
ten,sondern ebenso einen qualitativen Sprung, 
der in der Einführung von neuen, schreckli­
chen Waffenarten begründet liegt, wie etwa 
Strahl· und Laserwaffen, genetische Waffen, 
Infraschall, elektromagnetische Strahlung und 
sogar ethnische Waffen, deren Entwicklungals 
das Fortschreiten vom atomaren zum nach­
atomaren Zeitalter bcschri"ben wurde. 
Die konventionellen Waffcn werden sich, dank 
den ncuen Kommunikationst"chnologien, die 
militärisch~n Zielen dienen, mit erweiterten 
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Nuri Abdul Razzak 

Die Dritte Welt im Strudel 
des Rüstungswettlaufs 

Fähigkeiten auKiehnen und chemische sowie 
biologische Waffen mit umfassen, Solche ver· 
hängnisvollen Entwicklungen werden die 
Lücke zwischen den militärischen Fähigkeiten 
der sich entwickelnden und der entwickelten 
Länder noch mehr erweitern. Die sich ent­
wickelnden Länder in ihren nationalen Ver· 
teidigungssystemen noch abhängiger von den 
entwickelten kapitaliHischen Ländern ma· 
ehen. 
Ein qualitativer Sprung im Rüstungswettlauf 
würde den Brennpunkt der globalen militäri· 
schen Konfrontation von Europa in den Welt· 
raum, auf die Ozeane und auf den M~eresgrund 
verlagern. 
Nicht nur Europa, wndern der ganze Planet 
wird in den Strudel des Riistungswelliaufs hin· 
eingesogen werden, ohne Unterschied zwi· 
sehen den souvttiinen Staatsterritorien und, 
darüber hinaus, ihrer Umwelt. Dies wird eine 
weitere direkte Bedrohung der Dritten Welt 
sein, die sich von einer zunehmend kriegsorien· 
tierten Umwelt überflutet wiederfinden wird, 
Ein Sprung im Rüstungswettlauf ist sogar für 
die ~olkswirtschaften der entwickelten 

Länder hinderlich, egal ob kapitaliSlisch oder 
sozialistisch. Jedoch fUhrt er nicht notwen· 
digerweise zu einem Ungleichgewicht in der 
Machtbalance zwischen ihnen. Diese Gleich· 
heit kann in den Ländern der Dritten Welt 
nicht aufrechterhalten werden, da für sie jeder 
Sprung im RÜllungswettlauf einen Rückfall 
gegenüber den entwickelten Ländern bedeutet 
und den Abzug immer größerer Geldmengen 
von den GrundbedÜffnissen und Entwick· 
lungsprojekten erforderlich macht. 
Die Politik der US·Administration, die auf der 
fehlerhaften Annahme beruht, die UdSSR sei 
der Anstifter aller regionalen Konflikte und 
solle von allen Beteiligten an diesen Konflikten 
als der Hauptfeind erkannt werden, ist ein 
eindrucksvolles Beispiel dafür, wie bei dem 
Versuch, die lokalen Konflikte in eine globale 
Konfrontation umwwandeln, die öffentliche 
\\Ieltmeinung hinters Licht geführt wird. Ent· 
sprechend der Reagan·Doktrin, einen ,,~trale' 
gischen Konsens" zwischen Israel und den Ara· 
bern aufzubauen, werden die Araber aufgefor· 
dert, die UdSSR und nicht Israel als ihren 
Hauptfeind anzusehen. 



Ebenfalls mit der vorgeblichen Bedrohung 
durch die UdSSR rtchtfertigt die Reagan-Ad­
miniSlration den Aufbau ihrer Schnellen Ein­
greif truppe in der Golfregion und ihre neuen 
Bemühungen, ein Hauptquartier für dali US­
Zenualkommando im Nahen und Mittleren 
OSten 1:U bekommen_ 

Die direkte Verwicklung der USA in den Liba­
nonkonflikt ist heute kein Geheimnis mehr_ 
Währtnd sie vorgeben, für den Frieden zu wir­
ken, holen die USA ihre Flotten sowie ihre mit 
Atomsprengköpfen bestückten U-Boote in die 
Region des Nahen und Mittleren Ostens_ 
Von Washingtoner Beamten wurde d:ngelegt, 
daß diese neuen amerikanischen Eskalations­
schritte auf der einen Seite au Ddensivmaß­
nahmen zum Schutz der Interessen der USA 
und ihrer Verbündeten anzusehen seien und 
auf der anderen Seite das auszufUhren suchten, 
was Israel nicht gelang. Und dies ist an sich eine 
Bestätigung des strategischen Paktes, der beide 
verbindet. 

Paradekonnikt Libanon 

Auf dieser Grundlage versuchen die USA, dem 
Libanon mit Waffengewalt das aufzuzwingen, 
was an ihren Intrigen noch verbleibt, nämlich 
den Libanon zu teilen, nachdem sic es nicht 
$Chafften, ihn vollständig zu behcrrschen und 
jegliche Präsenz der Palästinenser im Libanon 
auszumerzen, nachdem sie es nicht schafflcn, 
diese politisch und militärisch zu liquidicren, 
um dann die syrischen Streitkräfte hinauszu­
werfen. 
Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß eine 
neue Aggression nicht nur gegen das palästi­
nensiscbe Volk, sondern ebenso gegen Syrien 
selbst und gcgen die libanesische Nationalbe­
wegung, die der Okkupation Widerstand leistct 
und die libanesisch-israelische übereinkunft 
bekämpft, wie auch gcgen alle arabischen 
Völker ausgebrütet wird, 
Diesmal nutzen Israel und die USA die inner­
palästinensischen und palästinensisch-arabi­
sehen Differenzen, um der palästineruischen 
Revolution im besondercn und der arabischen 
Revolution im allgemeinen einen tödlichen 
Schlag zu verseLZen. 
Wir erachten cl als in unserer Verantwortung 
nehend, vor der Gefahr solcher Konflikte zu 
warnen, und wir fordern ihre unverzügliche 
Zurückweisung seitens der palästinensischen 
Organisationen iClbSl, 
Wir rufen nach selbstschülZendem Zusammen· 
halt, Einheit und Freiheit Ms Willens. Alles 
andere würde in dieser schwierigen Zeit eine 
Bedrohung der Existenz des palästinensischen 
Volkes unter der FiJhrung der Palästinensi­
liChen ßcfreiungsorgani$3tion (PLO) bedeuten. 
Wir rufen alle arabischen Beteiligten auf, ihre 
Hände von der PLO zu lassen, deren Exisunz 
und Ents.;hlosscnheit mit palästincnsischem 
Blut getränkt wurde und die die Verkörperung 
dcs Kampfcs der arabischen Völker und ihrer 
Bdreiungsbewcgunllen in ihrem Kampf gegen 
Zionismus, Imp~'Tialismus und Reaktion war 
und ist, 
Deshalb ist es zwingend notwendig, daß das 
Verhältnis zwischen der PLO und Syrien auf 
der Basis einer str.ttegischen Buiehung berich­
ti!!:t wird, um dem amerikanischen Imperialis­
mus und dem Ziouismus entgegellZutreten, um 
dem nationalen Kampf der arabischen Völkl"T 
zu die,wn und alk arabische" Kräft.-so auszu· 
richten, daß sie in dieser schwierigen Zeit den 
Gefahren und Verso;hwörungen widerstehe", 
denen sie auf den pallistinensischen und libane­
sischen Kampfschauplätzen Ix-gegncn. 
(Quelle: Dokummt Nr_ l der l2. Tagung des 
AAPSO-PTäsidiums, Nikosia, 13.· 15.12.1985, 
S. 2-11, Ausschnitte) 

Kultur 

Anni Friese 

Filmerlebnis 
"Die nackten Füße Nikaraguas" 

"Die nackten Füße Nibraguas", so nennen die 
Einheimischcn den südlichen Zipfel ihres lan­
des. Thema des gleichnamigen Films von Rolf 
Neddermann und Manfred VOR ist der Trans­
port des Fluf\.dampfen "GröpcLn", eines Ge· 
schenkes des Bremer Senats an die nikaragua­
niliche Regierung, über den Rio San Juan in 
den Nikaragua-See. 
Der Dokumentarfilm 1:eigt einen Landnrich, 
der rur die sandinistische Regierung ein 
Schwerpunkt bei der Entwicklung des Landes 
ist. Vorher war er eine vergessene Region, er­
Icbte nur Anfang desjahrhunderts eine kurze 
Blüte_ 
Die Engländer wollten den Rio San JUln, der 
sich als naturlichcr Wasserweg zwischen Atlan­
tik und Pazifik anbietet, zum Kanal au>bauen. 
Als die USA den Kampf um die Vorhenschafl 
in Mittclamcrika für sich entschieden hallen 
War auch das Schicksal des Kanals besiegelt, 
Ein Vertrag sicherte den USA die Erschlie­
ßungsrechte, die sie ausnutztcn, um den Bau 
des Kanals, der eine Konkurren~ für "ihren" 
Panamakanal bedeutet hätte, zu verhindern. 
In eindrucksvollen Bildern zeigt der film, un­
ler welchen Bedingungen das nikaraguanische 
Volk !cbt und seine Zukunft plant. 
Dabei wird die drückende Hinterlassenschaft 
von ~O Jahren Somoza-Diktatur spürbar, aber 
auch die Lebensfreude der Nikaraguaner. In 
San JUln werden heute wiedtr Häuser gebaut_ 
Es gibt tinc Schule und eine Sanitälsstation. 
Der Besitz Somozas wurde aufgeteilt, Wald 
und Sumpf werden urbar gemacht_ 
Zur Unterstützung de. Aufbaus milChte der 
Brem~r Senat Nikaragua die "Gröpdn" zum 
Geschenk. Sie soll die Verbindung zwischen 
der Bnirksh.auplStadt San Carlos und den So­
lt:llIinam~-lnscln im Nikaragua-See "erb essern, 
Ehe die "Gröpcln" ihrcn Dienst vcrschen 

kann, muß sie über den Rio San Juan in den 
Nikaragua-See geschafft werden_ "Zum letz­
ten Mal legt die Gröpcln in Blucfields ab. Wif 
haben alle das GefUhl, ein Abenteuer besonde­
rer Art anzutreten. Du Schiff, gebaut für die 
Wellen auf der Unterweser, ist bald den gewal­
tigen Wellen der Karibik ausgesetzt." 
Die Fahrt durch den Rio San Juan wird 1:U 
einem Kampf gegen die Natur_ Das Fluß-Delta 
ist versandet, ein Lotse führt dureh die Fahr­
rinne_ Später wird der fluß eng, vom Urwald 
eingeschnürt. Kurz vor Ende der Fahrt bleibt 
die "Gröpeln" stecken und muß ein halbes 
Jahr auf die Regenzeit warten, Die Arbeiten an 
dem Film mÜSsen unterbrochen werden. 
Nicht nur Naturgewalten behindern den Auf­
bau in Nikaragua, auch das stell! der Film klar. 
Bei einem zwdten Aufenthalt filmt das Team 
ein Begriibnis in San Carlos, Laureano Maidena 
wird beerdigt, er fiel bei den Kämpfen gegen 
die "Contnu" im Norden des Landes. 
Ein halbes Jahr nachdem die "Gröpeln" festge· 
fahren war, kommt die Nachricht, die Pastora 
"Contra"organisation ARDE hätte das Schiff 
zerstört. Die Dokumtntaristen fahren wieder 
hin und finden vieles verändert, 
Soldaten Sind da, die Fluß fahrt ist nur noch 
unter militärischem Schu1% möglich_ Auf sei­
ner bislang letzten Reise wird das Filmteam 
überfallen, die Mitarbeiter zum Teil schwerver­
letzi nach Kostarika '·erschlcppl. 
Das Unternehmen "Gröpcln" muß als vorerst 
gescheitert gelten. Von Resignation ist indem 
Film jedoch nichu zu spüren. Trotz aller 
Rückschläge gilt die Lo1ung der Sandiniuilll, 
die im Fi lm immer wieder zu sehen ist: "No 
Pa>ar:in" (Sie kommen nicht dun;h)_ 
Der Film kann ausgeliehen werden beim CON­
Filmverleih Bremen, Westerdeich 38, 2800 
Bremen I, Tel. 0421 . ~0012f3, 
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Rückblick 

Sandinos Vermächtnis 
August<) Gesar Sandino, erster Guerillaflihrer 
Lateinamerikas, tU 1984, in dem Jahr, in dem 
sich seine Ermordung zum !lO. Maljährt, mehr 
als eine Legende. 
"Als antiimperiatistischer Held und unbeug­
samer Verteidiger der Souveränität sprach San­
dino von der Notwendigkeit einer tiefgreifen­
den gesellschaftlichen Umgntaltung zugun­
sten der Unterdrückten und Ausgebeuteten. 
Sandino hinterließ ein ganzes Vermächtnis auf 
militärischem, politischem, ideologischem und 
diplomatischem Gebiet. Alle diese Erfahrun­
gen wurden von uns wi"der aufgegriffen und, 
um es einmal so zu sagen, schöpferisch weiter­
entwickelt." So Victor Tirado, Mitglied der 
N .. tionalcn Leitung der Sandinistischen Front 
der Nationalen Befreiung (FSLN) am 12. April 
1983. 
Sandino erkannte das grundlegende Problem, 
daß nationale Befn:iung nur bei Durchsetzung 
der Intere§§en seines Landes gegen die des 
"großen Bruders" im Norden möglich sein 
konnte. Der Monroe·Doktrin (1823) des 
"Amerika den Amerikanern" setzte er sein 
eigenes Konzept entgegen: "Die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika für die Yankees, 
ulldnamerika Hirdie Indio·Latinos." 
Im nikaraguanischen Bürgerkrieg 1927 ·33 zwi· 
sehen den Liberalen, die sich auf die Handels· 
bourgeoisie stützten, und den Konservati,'en, 
den:n Basis die Landoligarchie war ,SIelIte sich 
Sandino auf die Seite der Liberalen. Diese 
kämpften gegen den von den USA eingesetzten 
Präsidenten Adolfo Diaz. Sandino glaubte, an 
der Seite des liberalenJose Maria Moncada sein 
Ziel, die Vertn:ibung der Besatzungsmacht 
USA, erreichen zu können. 1927 venprachen 
die USA Moncada Pr'.isidentschaftswahlen uno 
ter ihrer Aufsicht, was seiner Ernennung zum 
Präsidenten gleichkam. Die Bedingung: Er und 
seine Mitstreiter müßten die Waffen nieder­
legen. 
AUe stimmten zu, nur einer weigerte sich : San­
dino. Er wollte den Kampf erst nach dem 
Abzug der US·Truppen einstellen. 
~lit seinem Bauernheer kämpfte er weiter, nun 
nicht mehr nur gegen die einheimisehen "ven­
depatrias" (Vaterlandsverkäufer), die Gene· 
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räle, die das Land an die USA verschachert 
hatten, sondern auch gegen die ausländischen 
Invasoren, die 1927 einmarschierten Truppen 
der USA: "Wir sind allein. Die Sache Nikara­
guas wurde verf"Jten. Ab heute sind unsere 
Feinde nicht die Truppen des Tyrannen Diaz, 
sondern die Marines dei mächtigsten Im­
periums, das es je in der Geschichte gegeben 
hat. Gegen sie werden wir kämpfen." 
Er war bereit, in seinen Reihen alle aufzu· 
nehmen, denen es Ernst war mit dem Kampf 
für die nationale Unabhängigkeit. Als Mann 
aus dem Volk ging es ihm darum, den Interes­
sen des Volkes zum Durchbruch zu ,"erhelfen. 
Er ließ sich deshalb nicht wie seine ehemaligen 
Kampfgefährten mit dem Versprechen auf ci· 
nen lukrativen Posten abspeisen. 

Die Lebensbedingungen des Volkes, rur deren 
Verbesserung er sich einsetzte, hatte er am 
eigenen Leib erfahren. Von (rUhester Kindheit 
an mußte er ab nichtehelicher Sohn eines rei­
chen ~lcstizen rur seinen Lebemunterhalt 
selbst arbeiten. 
Auch hatte er zu seinen Soldaten ein anderes 
Verhältnis als die liberalen oder konscrvativen 
Generäle: Er zog an ihn:r Spitze in den Kampf, 
wareiner von ihnen. 
Ausgehend von einem Heer von 30 Mann ge· 
lang e~ Sandino innerhalb von 6 Jahren, den 
Guerillakrieg im ganzen Land zu entfachen 
und die US·~larines $chließlich 1933 zum Ab· 
zugzu zwingen. 
Mit dem Abzugder Marines fici auch Moncada. 
Sandinos Nachfolger Juan Bautista Sacasa for­
derte Sandino auf. sein Verlipn:ehen zu erfül­
len und jetzt die Waffen niederzulegen. Als 
ihm und seinen Mil5treitern Sicherheit und 
Beibehaltung der in den befreiten Gebieten 
durchgeführten Agrarreform zugesichert wur· 
de, ließ Sandino die Entwaffnung seines Hee· 
res zu. 
Dic,; sollte sich als tragischer Fehler erweisen. 
Die ~urines Waren zwar abgezogen. hatten 
aber durch den Aufbau der Nationalgarde eine 
einheimische Besatzungsmacht hinterlassen. 
Ihr Oberbefehlshaber Anastasio Somoza sorg· 
te für die Durchsetzung der US·lnteressen. Er 
stelhe die eigentliche Macht im Lande dar und 

ließ Sandino am 21. Februar 1934 ermorden. 
Natiirlich nicht. obne sich vorher \'om US·Bot­
sehafter Blin Lane den Segen daftir erteilen zu 
lassen. 
Die Mitstreiter Sandinos wurden von der Na­
tionalgarde dezimiert, die Bewegung war 
wenig später aufgerieben. 
Sandino hatte Vorstellungen iiber den Aufbau 
eines anderen Nikaragua, die er zwar nicht 
mehr in einem Programm zusammengefaßt 
hat, die sich jedoch in Interviews und anderen 
Dokumenten nachweisen lassen. 
Die wesentlichen Gedanken sind die Schaf­
fung einer demokratischen und unabhängi' 
gen Volksregierung, die Bearbeitung des Bo­
dens durch Kooperativen zum Nutzen dessen, 
der ihn bebaut, die OberarbeitungderGesetze 
in Bezug auf die nationale Souveränität. Er 
sprach sich für die Griindung eines Kongresses 
der lateinamerikanischen Staaten und der USA 
aus, mit dem Ziel, "die Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten irgendeiner indo· 
spanischen Republik, die Respektierung ihrer 
Souveränität und Unabhängigkeit" zu gewähr· 
leisten. 
Desweitcren sprach er sich riir die Nutzungder 
nationalen Reichtümer zum Wohle des Volkes 
und die Beibehaltung seines Verteidigungs­
heers als wirklich nationalem Heer aus. 

"Die Souveränität des Volkessteht nicht 
zur Diskussion" 

Die Verwirklichung dieser Vorstellungen er· 
wies sich freilich als schwierig, denn zu San· 
dinos Zeiten war die Situation noch nicht reif 
flir .. ine siegreiche proletarische Revolu tion in 
der Region. Die internationale Solidarität ftir 
Sandino hatte geringes Gewicht und nur 
wenige Erfahrungen anderer Befreiungsbewe­
gungen konnten genutzt werden. Die organi­
sierte Arbeiter- und Bauernbewegung Nikara· 
guas steckte noch in ihrem Anfangsstadium. 
In den befreiten Gebieten hatte Sandino zwar 
mit sozialen Reformen begonnen. Aherer hat­
te noch keine Massenorganisationen geschaf­
fen und die Aunösung der bewaffneten Organe 
zugelassen, die die Errungenschaften hätten 
verteidigen können. Vor allem aber hane .. r die 
Rolle der Nationalgarde als Streitmacht des 
US· lmperialismus unterschätZ! und die anti· 
imperialistischen Positionen der Liberalen 
überbewertet. 
Auch wenn Sandino nicht endgültig siegte, war 
lein Kampf gegen die US-Invasoren beispiel­
haft rür scine Zeitgenossen, und er blicb es für 
die hcutigen Befreiungsbewegungen. An seiner 
Seite kämpfte der legendäre Farabundo Marti, 
Fühn:r des Arbeiter· und Bauernaufstand .. , in 
EI Salvador 1930, in den USA bildeten sich 
anti imperialistische Komitees zur Verteidi­
gungSandinos. 
Die Erhen Sandinos, die den Sohn seines 
Mörd .. rs 1979 verjagten. zogen ihre Lehren aus 
den Fehlern Sandinos. Ihr Feind ist derselbe 
geblieben: der US-Impcrialismus und die Teile 
der Bourgeoisie, die bereit sind, das Land den 
USA auszul iefern. 
Heut" steht das Volk den Invasoren nicht mehr 
wehrlos gegenüber, die Sandinist3S haben ihm 
Waffen zu sc:iner Verteidigung gegeben. Damit 
erftillt sich das Vermächmis Sandinos: ,,Die 
Souveränität des Volkes steht nicht zur Dis· 
kussion. man verteidigt sie mit derWaffe in der 
Hand." P. Grund 



Infodienst zur Solidarität 

Chile: Freispruch für Werftbesetzer 

Zwei Teiln .. hmer der symbolischen Besetzung 
eines Docks der HDW-Werfl Kiel, gegen die 
Anklage wegen Hausfricdcn.'ibruchs erhoben 
.... orden war, wurden Anfangjanuar dJ. vom 
Schöffengericht Kiel freigesprochen. 
An der Beselzungsaktion vom 4. September 
1982 hatten sich 23 PerKlnen beteiligt. Ihr 
Protest hatte sich gegen die bundesdeuUche 
Lieferung von ~wci U-Booten an dk chi leni­
sche Junta, gegen Rüstungsexporte und Ar­
bciuplatzvcrnichlung bei HDW gerichtet. 

Buchtlp zur Aufrüstung 

Mit großer Sorgfalt haben die !>eiden 
M. Kid.,)n und D. Smit" in dem von 
herausgegebenen Buch 
Die Aufrüstung der Wdl. Ein poli tischer At­
bIS. Kriege und Waffen seit 1945, R owohll 
Ver lag. Rcinbck 1983, 137 S., 2!i O~t 
den Vcnuch uluernomrncn, den Stand und 

Folgen deT weltweiten Aufrustung karto­
graphisch darzustellen. 

• 

MIcII~lIjl'tU/IIll SIIftl<~ D.a .. . ' \ 
Aufrüstung -­
derWelt 
Ein politischer AHls 1 .. ·_ .... '''· 

euten Kapitel werden dk Kriege scit 
1945 und ihre EIßebniu e dargestellt. Die 
,:"eiteren Abschnille skizzieren die geogra­
phill-Che Verteilung der Militärbasen, der Ar­
m«n, der kon~entiondlcn und atomaren 
Waffen. 
Die Androhung des Einsat~es militärischer 
Millel, die Produktion und der Export von 
Waffen, die politischen, wirtschaftlichen 

ökologischen Auswirkungen der Auf-

I ;::::,~,:und der Widerstand der t'ricdelU' 
sind Themen der folgenden Ka· 

S'''i~''i~'h' Tabellen zu den 40 doppcls..iti· 
farb karten und bibliographische Anga· 
befinden sich im Schlußteil des großfor· 

1 :::~:i:~~'::~'~B~":'~hi:"~'~;~:~ einigcr fabchinforma· 
US-QucJlen und 

mancher Karten, 

Atlas hervorragendes A"~h'"""'-I 

Südalrika: Todesu~lI. 

Einmal mehr verhängte das obente südafrika· 
nische Gericht ein Todesunei], diesmal gegen 
das Mitglied des Afrikanischen Nationalkon­
gresses (ANC) Maksda Benjamin Malaise. Am 
17. Januar 1984 protestierte der UND-Bot­
schafter Togos gegen das Urteil und forderte 
seine dringende Befassung im UN·Sicherheiu­
~L 

Die Anti·Apartheid-Bewegung(B]üchentr, 14, 
5300 Bann I) fUhrt eine Unterschriftenkam· 
pagne durch, mit der gegen die drohende Voll· 
streekung protestiert werden soll. 

Südafrtka auf der Tourtstlka? 

Gegen die erneut geplante Teilnahme Südafri­
kas an der Grünen Woche und Tourismusbörse 
in Westberlin des Jahres 1984 richtet sich der 
Protest der Initiativgruppe "Kein Stand tUr 
Südafrika auf der Grünen Woche und der Tou· 
rismusbörse 1984". 
Der im Herbst 1983 gegründeten Initiative ge­
hören Mitglieder von Südafrika·Solidaritlits·· 
gruppen, von terre des hommcs, des We]tfrie· 
densdiennes und der freundschafl5gesell­
schaft BRD·Vietnam an. Die Initiath'gruppe 
veröffentlichte am 2. J anuar dJ. einen Offe· 
nen Brief an den Regierenden Bürgermeister, 
den Senat und 'die Amsteliungs·Messe·Kon· 
greß Gmb H Berlin, den bereits 200 Einzdper· 
sönlichkeiten und mehr als 30 Organisationen 
unterzeichnet haben. Der Offene Brief verur­
teilt die rassutische Apartheidpolitik Slidafri­
kas und fordert die Einhaltung internationaler 
SanktionsbeschJüsse gegen Siidafrika. 
Kontaktadresse: e/o Olr. Raetz, Großgör· 
schenm. 39, 1000 Bedin 62. 

Ausländelpalltlk 

In der Neujahrsn8cht starben sechs junge Am­
länder bei einem Brandunglück in der Abschie­
behaftannah Steglitz der Berliner Polizei. Um 
auf die katastrophalen Haftbedingungen hin­
"l:uweisen und um gegen die drohende Auswei· 
s ung ~u protestieren, hallen sie ihre Matratun 
angezündet. 
An der "l:unächst veröffentlichten Version der 
"l:uständigen ße,hörden, tj handle sich um einen 
kollektiven Selbstmord, werden vermehrt 
Zweifel laut. Nach Aussagen von Mithäftlingen 
wurden erst nach Au~bruch des Brandes die 
Zc:lJemüren verschlossen, so daß jede Hilfe der 
herbeigerufenen feuerwehr zu spät kommen 
mußte. 
Ob die Hintergründe des lragi$Chen Ge-
5chehens jemals geklärt werden können, 
scheint fraglich, nachdem der Senat sieben der 
Hauptbelastun~"l:eugcn bereits in ihre Heimat· 
länder abgeschoben hat. 

3. WeH In den Medien 

Eine Auftragsforschung des Zentrums f"tir Kul­
turforschung für das Bundesministerium f"tir 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (B~IZ) hat 
interessante Ergcbniss.. über das Sild der Drit· 
ten Welt in Presse, Hörfunk und fernsehen dcr 
Bundesrepublik zu Tage gefördert. 
Die be teiligten Wissenschaftler K. fohrbeä, 
A. Wicsand und M. Schn:inemakc~ kamen zu 
dem Ergebnis, daß die hiesiJo:cn Medien Drille-

Welt· und entwicklungspolitische Themen im­
mc-r noch ,,$thr mager" behandeln. Beziiglich 
der Tendenz der Berichterstallung stellten sie 
fest, daß "die ko lonialistische Perspektive end· 
gültig ausgedient" habe 
Eurozentristisch sei die Berichterstallung vor 
allem noch in Be"l:ug auf die Einstufung des 
Materia ls nach dem "Nachrichtenweft" . "Die 
geringsten Chancen rür eine differenzierte und 
anschaulichere entwicklungspoliti$Che Be­
richterstattung uigen sich bisher dann, wenn 
es um die BeTÜCksichtigongungefiltefterOrigi· 
nal·lnformationen aus der 3. Weh geht", heißt 
es in der Studie, die als Entwicklungspolitik, 
Materialien Nr. 72 kostenlos bezogen werden 
kann bei : B~1Z- Rcferat Öffentlichkeitsarbeit, 
Karl·Marx·Str. 4-6, 5300 Bonn 1. 

ASII zur M_ka-Solldarttät 

In einer Resolution zur Solidarität mit den 
Völkern ~Iittelamerikas warnte die Mitglieder· 
versammlung des Antiimperialistischen Soli· 
daritätskomitees (ASK), die am 22. J anuar 
1984 "In frankfurt $lanfand, vor der Gefahr 
eines direkten militärischen Angriffs der USA 
gegen Nikaragua und die von der Befreiungs· 
front FMLN kontrollierten Gebiete EI Salva· 
do~. Die Bundesregierung mache sich 
"zum Erfiil1ungsgehilfen" des US· lnterventio· 
nismus Du ASK fordert die bedingungslose 
Auszahlung des 40·Mio·DM·Kredit$an Nikara· 
goa und die Abberufung von Botschafter 00' 
denbergaus San SalvadoT. 
Weiter forderte das ASK in der Resolution zur 
Beteiligung an den Nikan.gua-Arbcil5· und 
Techniker-Brigaden auf, die von den Nikara· 
goa·Komitees initiiert wurden. Es wirbt um 
Spenden für die Verteidigung der undiniui· 
schen Revolution auf den Nikaragua·Fonds 
des ASK (Sonderk.onto E. Wulff, PschA Ffm, 
Nr. 527 OS5 - 602), dessen Gelder ohne 
Zweckbindung direk: an die SandiniSl3.5 
(fSLN) weitergeleitet werden. 
ferner unterstützt das ASK die Kampagne 
"Poder Popu]a'-' (Vo]ksmach!) der EI·Sall/3.· 
dor·Solidaritätsbewegung, die ,,zum Aufbau 
eineT neuen gerechteren Gesellschaft schon 
jet"l:t in den kontrollierten Gebieten EI Salva· 
dors" beitrago:n soll. 

"Das neue AIB­
ei'nsame Spitze!" 

Solch überschwengliche Äußerungen 

zur Neugestaltung des A I B kommen bei 

uns natürlich sehen an. Genauso ist es 

mit etwas differenzierteren und kriti· 

sch en Sicht weisen. Unsere Bitte: 
Schreibt uns doch mal, was Ihr vom 

ncuen AlB haltet und was wir Eures 

Erachtens ve rbessern könnten. Kriti­

ken oder Ergänzungen zu unseren Ar­

tikeln sind nich t minder willkommen. 
Wir möchten solche Lcscrbricfc, die 

möglichst kurz sein sollten, in den 

nächsten Heften veröffentlichen . Bei 

Uberlängen behält sich die Redaktion 
allerdings das Recht auf Kür"lungcn vor. 



Kurzinformationen 

Nigeria 

Im westafrikanischen Staat Nigeria übernah­
men am 31. Dezember 1983 hohl: Militärs die 
MlI<;ht. Sie kamen damit offenbar einem Um­
stunjungcr r .. dikalcr Offiziere zuvor. 
Ocr gestürzten zivilen Regierung unter Prisi ­
dent Shchu Shagari - der 1979 nach stinem 
Wahlsieg die Regierung von den 13 Jahre lang 
regierenden Militärs übernahm und erst im 
August 1983 wiedergewählt worden WliT (siehe 
AlB 11·12/1983, s. 60-62) -, warf der Anfüh· 
rcr des Putsches, Generalmajor Mohammcd 
Huhni (41). "stinkende Korruption" vor. Sha­
gari habe den reichsten Staat Schwarzafrikas 
zu einem "Schuldner und Bettler" vcrkQmmcn 
lassen. 
Wichtigstes Zid für ihn sei, so M. Huhari, ge­
ordnete WirtschaftsVf:rhällnisse im LandeT 
wicderhcrzunellcn, damit die Bevölkerung mit 
Trinkwasser, Elekuuitlit und Gn.mdnahrungs· 
mittel versorgt werden könne. Die Preise dafür 
müßten sich an den Niedrigsteinkommen 
o rientieren. Die Streitkräfte würden die Macht 
nach der Sanierung der Wi rtschaft wieder an 
eine Zivilregierungübergeben. 
M. Buhari - Wie S. Shagari ein Moslem aus 
dem Norden des Landes - war als Minister Hir 
Erdöl und Energie ein wichtiges Mitglied der 
lct~ten Militärregierung (1976·79). Er über· 
nahm jetzt den Vorsitz eines am 3. J anuar dJ. 
gebildeten 19köpfigcn Militärrats. Dieser er· 
nannte eine neue Regierung, die am 18.Januar 
dJ . vCTeidigt wurde. 
Die 18 Minister, darunter 11 Zivilisten,stehen 
vor wirtschaftlich schier unlösbaren Proble· 
men. Das mit rund 90 Mio Einwohnern bevöl· 
kerungsreichste Land Afrikas ist in starkem 
Maße von der Rohölausfuhr abhängig. Doch 
nahmen die Olcinkünfte zuleu;t rapide ab 
(1980: 22 Mrd Dollar; 1983: 10 Mrd Dollar). 
Die derzeitige Auslandsvenchuldung Nigerias 
beläuft sich auf ca. 14 Mrd Dollar. Sie abzu· 
bauen. dürfte kurzfristig schwerfallen, ange· 
sichtJ der erforderlichen großen Importe an 
Lebensmitteln und an Rohstoffen Hir die nige· 
rianische verarbeitende Industrie. 
Die in weltlichen i'lauptstädten gehegten ße· 
fUrchtungen. es könnte sich in Nigeria um ci· 
nen Umsturz :i la Rawlings (Ghana) oder San· 
kara (Obervoha) handeln, konnte der ~l ilitär· 
rat schnell zerstreuen. M. Buhari \·ersicherte, 
daß m<U1 im großen und gam;en die politischen 
Ziele der gestürzten Zivil regierung weiterver· 
folgen wolle. Die neue Regierung werde die 
von früheren Regierungen geschlossenen Ver· 
träge erfüllen. 

Ubanon 

In der ersten Januarhälfte dJ. kam es in Bei· 
rut, dem Schuf und Baalbeck zu neuerlichen 
militärischen Zusammenstößen zwischen Re· 
gierungstruppcn, PhaJa.ngemilizen, ;,radischen 
und US·Streitkräften einerseits und oppositio· 
nellen Milizen andererseits. 
Dies zeigt an, daß der im November 1983 in 
Genf eröffnete nationale Aussöhnungsprozeß 
(siehe AJa 1/ 1984, S. 8ff.) nicht vorankommt. 
Ein VOn Präsident Gemayel \·orgelegter neuer 
Sicherheitsplan, der die unmillelbarc Ausdeh· 
nung der Kontrolle auf du gesamte nicht von 
ausländischen Streitkciften kontrollierte Ge· 
biet (rund 1/3 des Landes) durch libane,ische 
Regierungstruppen ~orsah, nieß auf den Wi· 
derstand der Nationalen Errettungsfront und 
Syriens. 
Oppositionsführer Walid Junblatt wies ihn zu· 
rück, da er nicht mit einer politischen Rege· 
lung bzw. Reformen - darunter der Armee -
und einem Abzug dcr westlichen multinatio· 
nalen Streitmacht \·erbunden sei. Die syrische 
Regierung Assad bekräftigte, ihre Zustimme 
zu jedweder innerlibancsi,chen Einigung setze 
voraus, daß das \'On den USA gemanagte 
Sepaf"dtf ried~nsabkom men Libanon· lsrael 

M~mblque 

Am J 6 . Januar 1984 begannen in Pretoria Ver· 
handlungen zu Sicherheitsfragen zwischen Mo· 
~ambique und Sudafrika. ParalId dazu fanden 
in Maputo Gesprache zu wirtschaftlichen Pro­
blemen Statt. Bereits im Dezember 1983 hatte 
in Swaziland ~in Treffen des mOVlmbikani· 
schen WirtschaflSminist~rsJacinto Veloso und 
des sudafrikanischen Außenministef' Rodof 
Botha $laUgefunden. 
Samora Machel bezeichnete dies als Versuch, 
einen "modus vi'·endi" im Südlichen Afrika zu 
finden . Er hoffte auf einen Nichtangriffspakt 
und rur beide Seiten positive Handelsbeziehun· 
gen. Gleichzeitig betonte er, daß sein Land die 
Apartheidpolitik weiterhin ablehnen werde. 
Mo~mbique leidet derzeit unler den Folgen 
einer Dürrekatastrophe und den Sabotageakti· 
vitäten des Nationalen Wideruands Mo~am· 
biques (MN R). Die Regierung Machd strebt 
bei den Verhandlungen vor allem an, daß Süd· 
afrika seine Unterstützung für die konterrevo· 
lutionäre MNR beendet. Im Gegenzug verlang· 
te die südafrikanische Delegation freilich von 
~loVimbique, es solle seine H.ilfe für die süd· 
afrikanische Befreiungsbewegung, den Afrika· 
nischen Nationalkongreß (ANC), einstellen. 

Pitot Goodm.nn nanki.n '·On Prlsident Rn",n "nd J. Jaokwn 

vom Mai 1983 aufgekündigt werde. Pr'.i.sident 
Auad beharrte im Gespräch mit US·Nahost· 
botschafter bonald H. Rumsfdd darauf, die 
eigenen Truppen erst dann aus dem Libanon 
abzuziehen, wenn die Armee Israels und die 
multinationale Streitmacht das Land geräumt 
hällen. 
In den USA selbst wächst der Druck auf Ro­
nald Reagan, das militärische Eingreifen im 
Libanon zu beenden. Die Befiirworter eines 
Abzugs der US·Marines aus Beirut und einer 
politischen Verhandlungslösung mit Syrien er· 
hielten zum Jahreswechsel Auftrieb durch den 
diplomatischen Coup des demokratischen 
Präsidentschaftskandidaten Jesse Jackson. Er 
hatte im Alleingang in Damaskus von Präsident 
Assad die FreilaSSung des gefangcngcnomme· 
nen US·Piloten Goodman erwirkt und damit 
den Washingtoner Verfechtern einer militäri· 
schen löSung im Libanon einen Schlag ver· 
setzt. Außerdem beabsichtigen Frankreich 
und Italien ihre Truppen im Libanon zu \·errin· 
gern. 
Reag-dns Libanonpolitik droht die Unter· 
stützung des KongressC$ zu verlieren und in die 
Sackgasse zu geraten. 

Algerien 

Bendjedid ChadJi wurde bei den Präsident· 
schaftswahlen am 12. Januar dJ. erwartungs· 
gemäß mit 9!1,36% der abgegebenen Stimmen 
rur weitere 5 Jahre als Präsident Algeriens be· 
stätigt. Die mit 96,27'" ausgesprochen hohe 
Wahlbeteiligung (es besteht keine Wahlpflicht) 
deutet auf eine nach wie \'or starke Massenver· 
ankerungder algerischen Fiihrung. 
B. ChadJi war zuvor auf dem !I. Kongreß der 
regierenden Nationalen Befrdungsfront 
(FL'I). der vom 20.·22. Dezember 1983 tagte, 
ab einziger Kandidat zu den Wahlen nominiert 
worden. 
Chadli, der zugleich Generalsekretär der Partei 
ist, beton te, daß die gegenwärtige Etappe der 
algerischen Revolution gLeichermaßen der 
"Kontinuität und Erneuerung" bedürfe. 
Hauptanliegen der kommenden Zeit milsse es 
scin, die ehrgeizigen EntwicklungsproJckte in 
ein ausgewogenes Verhältnis mit den finanziel· 
len Möglichkeiten, die infolge des Riickgangs 
der Öleinkünfte und der Weltwirtschaftskrise 
geringseien,zu bringen, 



Höch<tc Priorität soll der Landwirtschaft ein­
geräumt werden, um dem Ziel <rer Selbstver­
sorgung mit Nahrungsmitteln nähenukom­
mtn. Eine weitere Akzentverschiebung in der 
algerischen Emwicklungsstrategie wird daran 
sichtbar, daß der Privatsektor - vor allem in 
der Leichtindustrie. im Bau· und Dienstlei­
stungswesen an BedeutunggcwinnClLsolI, 

Argentinlen 

Die neue argentinische Zivilregierung un,,~r 

Präsident Alfonsln hai gemäß ihrem Wahlver­
sprechen (siche AlB I f 1984, S. 46f.) juristi­
sche Schrine gegen die an der '''olterung und 
Ermordung Tausender Argentinicr beteiligten 
Mitglieder der fruheren Militärjunten tingelei-
tet. 

Mehrere Ilauptverantwortliche wurden bereits 
vom Obersten Rat der Streitkräfte unter An­
klage gentIlI, darunter die frühcrenJuntachefs 
Jorge Vidcla, Roberto Viola, u:opoldo Gal· 
tieri und Re~'naLdo Bignone. Admiral Emilio 
Massern, General Basilio, Lami Oozo und L 

Immer m<br Ma, .. ng,al><, 'I."ehlep!,!<r ,.erden on,. 
deck, 

Galtieri erwarlel zudem ein gesondertes Ge· 
richtsverfahren, wo sie für die Niederlage im 
Malwinenkrieg (1982) zur Verantwortung ge· 
zogen werden soUen. 
Damit sich die BeSChuldigten dem Verfahren 
nicht entziehen können, verhängte der Bun­
desrichter ein Ausreiseverbot fUr hohe Militär· 
und Polizeioffiziere. Ocr langsame Fortgang 
der Ermittlungen wurde jedoch von Menschen· 
rechtsorganisationen kritisiert. Parallel zu den 
Verfahren gegen die Militärs sollen ebenfalls 
Prozesse gegen Anführer von Linksorganisatio-­
nen stattfinden, die Anfang dCT 70er Jahre den 
bewaffneten KampffUhrlen. 

Kolumbien 

Die beiden Guerillaorganisationen M- 19 und 
Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens 
(FARC) kündigten Ende Dezember 1983 die 
Bildung einer militärischen und politischen 
Einheitsfront an. Ihre Oberkommandos be­
kräftigten, daß diese Front die Kontakte mit 
der Regierung Belisario Betancours fortsetzen 
will, um die innenpolitischen Auseinanderset-

zungen (siehe ALB 11-12/1983, S. :'2ff.) auf 
friedlichem Wege "u lösen. 
Im Jahr 1983 war es berein mehrfach zu Ver· 
handlungen zwischen Vertretern der FARC 
und M·J9 auf der einen Seite und der Regie­
rung auf der anderen gekommen. Als Bedin­
gung für die Einstellung des bewaffneten 
Kampfes hatten erstere politische und soziale 
Reformm vCTlangt. Sie fordern außerdem die 
ßcendigung der Terrorakte, die ultrarechte pa­
ramilitärische Banden mit Unterstützung der 
kolumbianisehen Armu vor allem im Weslen 
des Landes verüben. 
Ikreiu 1982 halten Vertreter der Gewerk' 
schaf!<"n, der politischen Parteien, der Kirche 
und weitere Privatpersonen eine nationale 
Friedenskommission gegründet mit dem Be· 
streben einen Waffenstillstand herbeizufUhren. 

Jamaika 

Bei den jamaikanischen Wahlen, die am I :'. 
Dezember 1983 stattfanden, gewann die regie· 
rende konservative Labourpartei OLP):.4 der 
60 Sitze im Repäsentantenhaus. Die restli­
chen 6 entfiden auf unabhängige Kandidaten. 
Michael Manleys oppositionelle linke Natio· 
fiale Volkspartei (PNP) boykottierte die Wah· 
len, da nur drei Tage zur Kandidatenaufstd­
lung blieben und veraltete Wählerlisten von 
1980 benulZt wurden. Dadurch wurden ca. 
180.000 Jungwähkr vOm Umengang ausge· 
schlossen. Diese Jugendlichen, von denen 30% 
arbeitslos sind, galten als enucheidende5 
Wählerpotential für die PNP. 
Ministerpräsident Edward Seaga hatte die 
Wahlen vor Ablauf der Legislaturperiode ange· 
setzt, als sich nach der Beteiligung an der Gre· 
nada·lnvasion wieder eine Mehrheit rür seine 
Partei abzeichnete. 

Am 18.Januar dJ. kam es in Uruguay zUm 
ersten Generalstreik seit der Machtübernahme 
durch das Militär imJuni 1973. Der vom Dach· 
verband der Gewerkschaften (PIT) ausgeru· 
fene AU$Stand wurde von 90% der Arb61er 
und Angestellten befolgt. Die zugelassenen 
bürgerlichen Parteien hatten sich gegen den 
Streik ausgesprochen, solidarisierten sich je· 
doch mit den Forderungen der Gewerkschaf­
ten nach höheren Löhnen, einer Generalam· 
nestie und der Rückkehr zur Demokratie. 
Durch diesen Generalstreik erreichten die Pro· 
teste gegen die Militärdiktatur, nach der Mas· 
sendemorlStration in der Hauptstadt Monte· 
video am 27. November 1983, an der sich 
400.000 MelUchen beteiligt hatten, einen neu­
en Höhepunkt. Der Gewerkschaftsbund, der 
immer mehr zu einem MOlOr der antidiktatori· 
sehen Bewegung geworden war, wurde noch in 
der Nacht zum 19.Januar von der Militärjunta 
fUr aufgelöst erklärt. Den Medien wurde ver­
boten, weiterhin über Arbeiukämpfe zu be­
richten. 
Ein Gewerklchaftsvorsitzender erklärte, daS 
die Gewerkschafuführung den Dachverband 
trotz des Verbotes nicht auflösen werde. Be· 
reilS in der vorangegangenen Woche hatte In­
nenmmister Hugo Linarel S run die Hir Novem­
ber dJ. geplanten Wahlen in Frage gestellt, 
wenn die Proteste nicht aufhören sollten. 

Kurzinformationen 

Surinam 

Am 8. J anuar dJ. tral in Paramaribo, der 
Hauptstadt Surinams, die Regierung·unter Pre­
mienninister Eroll Aiibux 7.uriick. Slaatsprii· 
sident Desi Bouterse begründete den Rücktritt 
mit "den Fehkrn" der Regierung, die zu 
"Reaktionen bei der akti\·en llevölkenmg" ge· 
fUhrt häuen. Er kündigte die Bildung einer 
neuen Regierung unter Abstimmung mit den 
Gewerkschaften, Unternehmern und seiner im 
November 1983 gegründeten Bewegung des 
25. Februar an. 
Am 19. Dezember 1983 waren 4.000 Arbeiter 
des US-Bauxitkonzerns SURALCO in Streik 
getreten. Sie forderten die Rück.nahme von 
Steuer· und Preiserhöhungen für Importgiiter, 
sowie den Rücktritt von D. Boutene. Ihnen 
schlossen sich die Arbeiter der Billiton, eines 
niederländischen Bauxitunternehmens, und 
des Elektrizitätsunternehmens EBS an. Trotz 
Rücknahme der Erhöhungen und des Rück­
trins der Regierung weiteten sich die Streiks 
jedoch weiter aus. 
Aufgrund der niedrigeren Einnahmen durch 
den BauxiUxpoTt und der Einstellung der Uno ' 
terstützungszahlungen durch die niederländi­
sche Regierung (siehe AlB 1011983, S. 30fL) 
war es zu einem hohen Haushaltsdefizit ge· 
kommen. 
Durch die SUuererhöhungen wollte die Regie· 
rung die Bedingungen des Internationalen 
Währungsfonds erfUllen, um einen Kredit zu 
CThalteh. 

Korea 

Dreiseitige Gespräche :...wischen Nordkorea 
(KDVR), Südkorea und den USA schlug die 
KDVR-Regierung am I 1.1.1984 in einem 
Brief an die beiden anderen Regierungen vor. 
Darin h6ßt es, die Kriegsgefahr auf der Halb· 
insel habe derart zugenommen, daß nur so· 
fortige Friedensverhandlungen die Lage zu 
entspannen vermöchten. 
U.a. sollten die Gespräche einen Friedens\'el'" 
trag ermöglichen, um den Koreakrieg 
(19:.0·53) offiziell zu beenden. Somit könne 
endlieh der Weg freigemacht werden für den 
Abzug aller ausländischen Truppen. Dies - so 
heißt es in dem Brief weiter _ könne bessere 
Voraussetzungen sehaffen, um neue Verhand­
lungen übCT die Wiedervereinigung zu eröff· 
nen. 
Südkoreanische Regierungskreise lehnten das 
Angebot als Propaganda ab. Ronald Reagan, 
der von Otinas Ministerpräsidenten Zhao 
Ziyang während seines USA-Besuehes Mitte 
J anuar dJ. aufgefordert wurde, das Verhand­
lungllangebot aufzugreifen, erklärte sich zwar 
prinzipiell dazu bereit. Doch sprach er sich rur 
eine Mitbeteiligung der VR·China aus. 
Die Beijinger Regierung wies dieses Ansinnen 
der Reag-.m·Administratlon zuri.i<:k. Die VR 
Ollna halte - so das Außenministerium -
Entspannungsverhandlungen rur nützlich und 
unterstütze den Vorschlag der KDVR. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 
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•.. weil Im dcutKluprachisen Raum du AlB Monat für Monat verläSIich uhrr UDJCK Sache in der 
Dritten Wek berichtet. Und weil es u..fll<re Bcfmungsbeweguqm selbst zu "ort kommen läßt. Aufkr· 
dem fiDele leb.: Du AlB deckt die Friedens- und Solidarititsbewqung bei Euch und uniert' 
~pfer reichlich Intrreuen habt-n. Zum Ikiapiel. daß die Raketrnstationic-
""" ÖD W ...... _ ...... die ön der Dritl<n W.lt Tril ';n., Global.trategö. d .... lb.n 
Gcpm, da US-rmperialitmUJ, auch, da8 du AlB dem bundCldeutschm Neokoloniali.-
mal..r die F_ .C:houL Uad FF" öhn tut. 
GriDcIe ~., meiSle ich, um zur des AlB brizut:raFn. um es selbst zu verkaufen. um 

AlB-FrcnerUufer -~~~~'!~~~J~::::~;~;! Schllc doch aal Deiaem oder Deiner 100.ti.O Gruppe vor. das AlB ttgelmäßig im 
Freivabuft auf Blchertischcn. vor UIW. zu vertreiben. Oder nimm den Vnkauf seelbst 
ba die Hud. 
Die A1B1cr ba Marb 10 wurde: ~üllw"':hcrt - UDtentüum Döeh 11""'. mÖl Flugblättern. Plakat.n 
und ProbehefU'n. ~ .ie sewährcn 5'" Rabau. Bi. dann also 

Euer" alid 

Uuer Pm ..... r..pbnt: fki~:~~::;1:;II:.Abnahm(' von 5 ExC'mplart"n dei AlB IJII."Wahf('D wir :n~ Rabatt auf die 
dm:e1aeD Hdlt'. Nicht vftk.urtC' lIette It'F'D VClTKhnullR zunkkgnandl wcordC'n. Ponu Wild Dicht berecbn\"1. 
Benutzt bltl~ diC' BntCIIbrtC'D 

- als Freiverkäufer! 




